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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Die 42. Sitzung der Bürgerschaft
(Landtag) ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und Vertreter der Presse.

Gemäß Paragraph 21 der Geschäftsordnung gebe
ich Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Gesetz zur Umstellung von Vorschriften aus dem
Zuständigkeitsbereich des Senators für Bau und Um-
welt auf Euro, Bericht und Dringlichkeitsantrag des
staatlichen Haushalts- und Finanzausschusses vom
21. September 2001, Drucksache 15/832.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung dieses Antrags
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Bericht und Antrag
zusammen mit dem Gesetz zur Umstellung von Vor-
schriften aus dem Zuständigkeitsbereich des Sena-
tors für Bau und Umwelt auf Euro am Schluss der
Tagesordnung aufzurufen.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist die Bür-
gerschaft (Landtag) damit einverstanden.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Reparaturarbeiten an der A 27 zwischen den
Anschlussstellen Burglesum und Freihäfen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 6. September 2001
(Drucksache 15/813)

2. Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Nie-
dersachsen über die Zugehörigkeit der Steu-
erberater  und  Steuerbevollmächtigten  im
Land Bremen zum Versorgungswerk der Steu-
erberater  und  Steuerbevollmächtigten  im
Land Niedersachsen

Mitteilung des Senats vom 18. September 2001
(Drucksache 15/823)

3. Gesetz über den Eigenbetrieb GeoInformation
Bremen
Eigenbetrieb des Landes Bremen (BremGeoG)

Mitteilung des Senats vom 18. September 2001
(Drucksache 15/824)

4. Erziehungshilfen für Familien

Mitteilung des Senats vom 18. September 2001
(Drucksache 15/825)

5. Schulvermeidung

Mitteilung des Senats vom 18. September 2001
(Drucksache 15/826)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der Oktober-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Modernisierung der bundesstaatlichen Ord-
nung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 18. Juli 2001

D a z u

Antwort des Senats vom 4. September 2001
(Drucksache 15/811)

2. Sitzen bleiben in Bremer Schulen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 20. Juli 2001

D a z u

Antwort des Senats vom 18. September 2001
(Drucksache 15/829)

3. Zwischenbilanz  der  Egerland/Daewoo-An-
siedlung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 10. August 2001

D a z u

Antwort des Senats vom 4. September 2001
(Drucksache 15/810)

4. Intensivtäterkarrieren wirkungsvoller entge-
gentreten

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. August 2001

5. Finanzierung von Straßenbau- und Bahnpro-
jekten in Bremerhaven

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 30. August 2001

6. Auf dem Weg zum „Konzern Bremen“

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 4. September 2001

7. Entwicklung  der  Ersatzfreiheitsstrafen  im
Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 17. September 2001
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III. Eingaben gemäß § 70 der Geschäftsordnung

1. Schreiben von Herrn Lorenz Huber zur An-
wendung von Elektroschocks als Therapie.

2. Stellungnahme des Bundes der Pfadfinderin-
nen  und  Pfadfinder  e.  V.  zu  den  Terroran-
schlägen in den USA.

Die Eingaben können bei der Verwaltung der Bür-
gerschaft eingesehen werden.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunkts fünf, Altenpfle-
geausbildung, der miteinander verbundenen Tages-
ordnungspunkte zwölf, 13 und 14, hier handelt es
sich um das Thema Abschiebehaft, des Tagesord-
nungspunkts 15, elektronischer Arztbrief, der mit-
einander verbundenen Tagesordnungspunkte 17 und
18, hier geht es um ein Bremer Informationsfreiheits-
gesetz, und des Tagesordnungspunkts 32, Gesetz zur
Änderung des Meldegesetzes.

Des Weiteren gibt es interfraktionelle Absprachen
zur Verbindung der Tagesordnungspunkte sechs und
sieben, hier geht es um die gymnasiale Oberstufe,
der Tagesordnungspunkte neun mit dem außerhalb
der Tagesordnung vorliegenden Dringlichkeitsan-
trag zur Situation des Schulsports in Bremen, der
Tagesordnungspunkte zehn und elf, hier handelt es
sich um ISP-Projekte in Bremerhaven beziehungs-
weise die Beteiligung Bremerhavens am Investiti-
onssonderprogramm, der Tagesordnungspunkte 24
und 26, hier geht es um Vorlagen zum Thema Haus-
halt, des Tagesordnungspunkts 31 und des außer-
halb der Tagesordnung vorliegenden Petitionsbe-
richts Nummer 33, und der Tagesordnungspunkte
33 und 34, Aktionsprogramm gegen Lehrermangel.
Bei  einigen  Tagesordnungspunkten  wurden  dann
noch Vereinbarungen zur Redezeit getroffen.

Meine Damen und Herren, hinsichtlich der Ab-
wicklung der Tagesordnung der Bürgerschaft (Land-
tag) wurde vereinbart, dass heute Vormittag die
Haushaltsberatungen in erster Lesung durchgeführt
werden. Hierfür ist eine verlängerte Redezeit von
bis zu 15 Minuten für den ersten Redner je Fraktion
vorgesehen. Nach der Einbringungsrede durch den
Senator für Finanzen, Herrn Bürgermeister Perschau,
erhalten die Redner der Fraktionen in der Reihen-
folge Bündnis 90/Die Grünen, SPD und CDU das
Wort. In die Aussprache im Landtag fließt die De-
batte  über  den  Stadthaushalt  ein,  so  dass  in  der
Stadtbürgerschaft  auf  eine  Aussprache  verzichtet
werden kann.

Im Anschluss an die Haushaltsberatungen sollen
noch die Tagesordnungspunkte 22, „Zukunft der
Union“ – Vorbereitung der Regierungskonferenz der
EU  2004,  und  der  Tagesordnungspunkt  drei,  Ge-
sundheit von Kindern und Jugendlichen: Entwick-
lung, Bewertung und Prävention, behandelt werden.

Am Mittwoch werden zu Beginn der Sitzung die
Fragestunde und die Aktuelle Stunde aufgerufen.
Dann sollten zunächst die Tagesordnungspunkte 16,
Wirtschaft und Verkehr im Land Bremen, und da-
nach 30, Gesetz zur Änderung des Bremischen Ge-
setzes über den Abbau der Fehlsubventionierung im
Wohnungswesen, behandelt werden. Inzwischen ist
aber nachträglich interfraktionell vereinbart worden,
den Tagesordnungspunkt 16 für diese Sitzung aus-
zusetzen und an seiner Stelle den Tagesordnungs-
punkt 41, Weserquerung im Zuge der A 281, aufzu-
rufen. Die Nachmittagssitzung am Mittwoch beginnt
mit dem Tagesordnungspunkt 43, Legebatterien ab-
schaffen. Danach wird der Tagesordnungspunkt 39,
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Zulas-
sung einer öffentlichen Spielbank, aufgerufen.

Am Donnerstag Vormittag wird zunächst Tages-
ordnungspunkt 27, Förderung der Gleichstellung
von Menschen mit Behinderungen, und danach Ta-
gesordnungspunkt 28, Blinden Menschen den Wahl-
akt ohne fremde Hilfe ermöglichen, aufgerufen. Im
Anschluss daran wird in der Reihenfolge der Tages-
ordnung verfahren.

Meine Damen und Herren, außerdem möchte ich
Ihnen  mitteilen,  dass  der  Abgeordnete  Tittmann,
DVU, seinen Antrag unter dem Tagesordnungspunkt
37 zurückgezogen hat.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Haushaltsgesetz und Haushaltspläne der Freien
Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 2002

und 2003

Mitteilung des Senats vom 21. August 2001
(Drucksache 15/787)

1. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Nachtragshaushaltsgesetz und Nachtragshaushalts-
plan der Freien Hansestadt Bremen für das Haus-

haltsjahr 2001

Mitteilung des Senats vom 21. August 2001
(Drucksache 15/788)

1. Lesung

u n d
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Finanzwirtschaftliche Rahmensetzungen der Haus-
haltsaufstellung 2002/2003

Finanzplan-Fortschreibung 2001/2005 (Stand:
21. August 2001)

Mitteilung des Senats vom 21. August 2001
(Drucksache 15/792)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Per-
schau.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch da-
rauf hinweisen, dass in diese Aussprache auch die
Beratung des Stadthaushalts einbezogen wird. Es ist
verlängerte Redezeit vereinbart. Sie beträgt für den
jeweils ersten Redner einer Fraktion bis zu 15 Mi-
nuten.

Wir kommen zur ersten Lesung der aufgerufenen
Gesetzesvorlagen.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Reder hat das Wort Bürgermeister Per-
schau.

Bürgermeister Perschau: Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der Senat legt
Ihnen heute die Entwürfe für einen Doppelhaushalt
2002/2003 und für den Nachtragshaushalt 2001 für
die weiteren Beratungen vor. Es war bislang und es
bleibt auch künftig das vorrangige Ziel der Haus-
halts- und Finanzpolitik des Senats und der ihn tra-
genden Koalitionsfraktionen, die Grundlagen der
Eigenständigkeit des Zwei-Städte-Staats Bremen in
einem  zusammenwachsenden  Europa  zu  sichern.
Dazu gehört nicht nur die Überwindung der extre-
men Haushaltsnotlage, sondern vor allem eine um-
fassende Sanierung, also eine tiefgreifende Moder-
nisierung unseres Gemeinwesens. Nur auf diesem
Weg werden wir unsere Zukunft gestalten können.
Dies sind wir nicht nur uns, sondern auch den künf-
tigen  Generationen  der  Bürgerinnen  und  Bürger
schuldig, die in Bremen und Bremerhaven ein le-
benswertes Umfeld vorfinden sollen.

Meine Damen und Herren, jeder, der mit wachem
Blick und unvoreingenommen durch unsere Straßen
geht, wird feststellen können, dass die von uns auf
den Weg gebrachten Maßnahmen greifen.

(Beifall bei der CDU)

Bremen gewinnt zunehmend Lebensqualität für sei-
ne Bürger zurück und wird unübersehbar zu einem
attraktiven Standort für neue und zukunftsweisen-
de Unternehmen, die auch zusätzliche Arbeitsplätze
bereitstellen. Unsere Finanzkennziffern belegen ein-
deutig, dass die Freie Hansestadt Bremen dem Sa-
nierungsziel im engeren Sinne, also der Überwin-
dung der extremen Haushaltsnotlage, im Jahr 2000
ein gutes Stück näher gekommen ist. Ich stelle fest,
wie in den vorangegangenen Sanierungsjahren hat

der Finanzplanungsrat bestätigt, dass die Freie Han-
sestadt Bremen auch im Jahr 2000 alle Sanierungs-
auflagen uneingeschränkt erfüllt hat.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Trotz  des  deutlichen  und  im  Verhältnis  zu  den
westdeutschen Ländern und Gemeinden weit über-
durchschnittlichen Anstiegs der Investitionsausga-
ben im Stadtstaat im Jahr 2000 blieb die Gesamt-
ausgabenzuwachsrate  der  bremischen  Haushalte
beträchtlich hinter den Zuwachsraten der westdeut-
schen Länder und Gemeinden zurück. So steht ei-
ner Steigerung der Investitionsausgaben in Bremen
im Jahr 2000 um immerhin 11,9 Prozent ein Anstieg
der Investitionen in den westdeutschen Ländern von
lediglich 2,9 Prozent gegenüber. Gleichwohl konn-
te die Gesamtausgabenzuwachsrate der bremischen
Haushalte im Jahr 2000 auf plus 0,5 Prozent begrenzt
werden. Sie unterscheidet sich damit erheblich von
der  Gesamtausgabenzuwachsrate  der  westdeut-
schen Länder und Gemeinden von durchschnittlich
plus 1,7 Prozent und unterschreitet die Vorgaben des
Finanzplanungsrates für das Jahr 2000 von zwei Pro-
zent.

Es liegt mir sehr viel daran, dass klar wird, dass
unsere Ausgaben aus konsumtiven und investiven
Positionen bestehen, und wenn wir weit über dem
Durchschnitt unsere Investitionen steigern und trotz-
dem in den Gesamtausgaben weit unter den Zu-
wachsraten der anderen Länder liegen, dann ist das
das Ergebnis unserer ganz ungewöhnlichen Spar-
samkeit.

(Beifall bei der CDU)

Noch deutlicher treten die Konsolidierungserfol-
ge des abgelaufenen Jahres zu Tage, wenn man ei-
nen Blick auf die Entwicklung der laufenden Aus-
gabenpositionen  wirft,  eben  dieser  konsumtiven.
Während der Finanzplanungsrat für die Haushalts-
notlageländer  die  Ausgabenzuwachsrate  für  das
Jahr 2000 auf plus 1,5 Prozent begrenzte und die
Gesamtheit der westdeutschen Länder und Gemein-
den mit Mehrausgaben von plus 1,4 Prozent diesen
Referenzwert nahezu erreichte, sanken die konsum-
tiven Ausgaben in den bremischen Haushalten im
gleichen Zeitraum um 1,3 Prozent.

Vor allem im Bereich der Personalausgaben ha-
ben wir im Jahr 2000 deutliche Fortschritte erzielt.
Während die westdeutschen Länder und Gemein-
den hier im vergangenen Jahr einen Ausgabenzu-
wachs von plus 1,2 Prozent zu verzeichnen hatten,
konnte Bremen seine Ausgaben um 1,5 Prozent sen-
ken!

Meine Damen und Herren, diese Zahlen sprechen
für sich. Sie sind ein deutlicher Beleg dafür, dass der
Senat die Sanierung Bremens unter den gegebenen
Voraussetzungen entschlossen vorantreibt. Gibt man



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 42. Sitzung am 25. 09. 013142

(A) (C)

(B) (D)

sich mit einer isolierten Betrachtung des Jahres 2000
nicht zufrieden, sondern wirft man einen Blick auf
den bisherigen Sanierungszeitraum, so ergibt sich
Folgendes: Die jährlichen Vorgaben des Finanzpla-
nungsrates im Rahmen der Sanierungsauflagen be-
liefen sich für das zulässige Ausgabenwachstum in
der Summe des Sanierungszeitraums auf maximal
plus 18,3 Prozent. Das hätten wir machen können,
um gleichzeitig aber noch die Sanierungsauflagen
des Finanzplanungsrates und des Finanzausgleichs-
gesetzes einzuhalten. Das Ist-Ergebnis, das die Freie
Hansestadt Bremen für den Referenzzeitraum auf-
weisen kann, beträgt über diesen Siebenjahreszeit-
raum aber nicht 18,3 Prozent, sondern liegt bei plus
5,2 Prozent gegenüber plus 10,1 Prozent der west-
deutschen Länder und Gemeinden insgesamt.

Wenn Sie das in Zahlen hören wollen: Bremen hat
im genannten Zeitraum gegenüber den Ländern eine
zusätzliche Minderausgabe von 374 Millionen DM
und gegenüber dem vom Finanzplanungsrat einge-
räumten Spielraum sogar eine Minderausgabe von
rund einer Milliarde DM realisiert.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Die Zinssteuerquote ist im bisherigen Sanierungs-
zeitraum  um  6,3  Prozent-Punkte  auf  gegenwärtig
21,8 Prozent  zurückgeführt  worden.  Im  gleichen
Zeitraum konnten die westdeutschen Länder und
Gemeinden einen Rückgang um lediglich 1,3 Pro-
zent-Punkte verzeichnen. Ferner konnten die fun-
dierten und schwebenden Schulden ohne Berück-
sichtigung des Kapitaldienstfonds um 1,5 Milliarden
DM reduziert werden. Die Nichteinbeziehung des
Kapitaldienstfonds ist dabei keine bremische Beson-
derheit, sondern gängige Praxis beim Bund und bei
den anderen Ländern, die damit auch dokumentie-
ren, dass es sich hierbei lediglich um vermögens-
neutrale Transaktionen handelt, Schulden und Ver-
mögen wachsen in gleichem Maße.

Noch ein paar Zahlen für diejenigen, die immer
noch behaupten, die Sanierungszahlungen des Bun-
des seien aufgrund der investiven Verwendung der
Zinsersparnisse praktisch spurlos an den bremischen
Haushalten  vorübergegangen!  Wären  die  Sanie-
rungs-Bundesergänzungszuweisungen in den ver-
gangenen  Jahren  nicht  geflossen  und  vereinba-
rungsgemäß  verwendet  worden,  hätte  sich  der
Schuldenstand Bremens mit Ablauf des Jahres 2000
um zusätzliche 12,4 Milliarden DM erhöht, was rech-
nerisch einer jährlichen Zinsbelastung von 757 Mil-
lionen DM und einem Schuldenstand von 21 300 DM
je Einwohner entsprechen würde. Ich denke, diese
Größenordnungen dokumentieren nachdrücklich,
dass die Sanierung der bremischen Haushalte allen
Relativierungen der Opposition zum Trotz mit raum-
greifenden Schritten vorankommt.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, alle diese Fakten be-
legen eines ganz eindeutig: Bei der großen Aufga-
be der Rückführung des konsumtiven Defizites sind
der Senat und die ihn tragenden Koalitionsfraktio-
nen ihrer von den Bürgerinnen und Bürgern über-
tragenen Verantwortung für das Land Bremen in
vollem Umfang gerecht geworden. Seit Übernahme
der Regierungsverantwortung konnten die konsum-
tiven  Ausgaben  um  jährlich  0,4  Prozent  gesenkt
werden, ein Wert, der in den letzten 30 Jahren der
Geschichte unseres Landes seinesgleichen sucht.

(Beifall bei der CDU)

Zur Erinnerung! Als sich ein Teil dieses Hauses,
der heute aus der Opposition heraus Kritik an der
Finanzpolitik des Senats artikuliert, in der Regie-
rungsverantwortung befand, stiegen die konsumti-
ven Ausgaben jährlich immerhin durchschnittlich um
vier Prozent. Es haben sich also nur das Komma und
das Vorzeichen verändert. Wir haben jetzt eine Ab-
senkung um 0,4 Prozent und nicht ein Wachstum von
vier Prozent.

Meine Damen und Herren, es wäre aber zur kurz
gegriffen, wollte man den Begriff der Sanierung Bre-
mens allein auf die Beseitigung des konsumtiven
Defizits verengen. Kein konsumtives Defizit mehr
aufzuweisen, was wir bis zum Jahr 2005 anstreben,
bedeutet zunächst nur, alle laufenden Ausgaben aus
laufenden Einnahmen bestreiten zu können. Eine
nachhaltige Finanzpolitik ist mehr als die Überwin-
dung der bestehenden extremen Haushaltsnotlage.

Die Eigenständigkeit Bremens auch für die Zu-
kunft zu sichern heißt, die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit des Stadtstaates, die trotz der finanz- und
wirtschaftspolitischen Fehlentscheidungen der Vor-
gängerregierungen  stadtstaatenbedingt  noch  ein
überdurchschnittliches Niveau aufweist, konsequent
auszubauen. Parallel dazu gilt es, die finanzpoliti-
schen Verwerfungen zuungunsten Bremens auszu-
gleichen,  die  durch  die  Benachteiligung  unseres
Landes bei dem geltenden System der Steuerzerle-
gung und der Umsatzsteuerverteilung entstehen.

Diese Defizite führen dazu, dass trotz unserer ho-
hen Wirtschaftskraft die Steuerkraft niedrig ist und
damit den wirtschaftlichen Realitäten unseres Lan-
des nicht entspricht. Ich sage aber auch genauso
deutlich, politische Mehrheiten für eine Beseitigung
dieser Ungerechtigkeiten gibt es zurzeit nicht. Ich
hätte sie gern, aber sie sind nicht da, und sie sind
parteipolitisch unabhängig nicht da. Ich hoffe, dass
es uns irgendwann gelingt, Mehrheiten dafür zu be-
kommen. Es gibt eine große Diskrepanz zwischen
Wirtschafts- und Finanzkraft, und damit leben wir
seit sehr langer Zeit. Ich hoffe, dass es uns gelingt,
mehr Länder zu gewinnen, die mit uns gemeinsam
dieses Problem auflösen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
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Meine Damen und Herren, ich habe heute gera-
de eine Pressemitteilung des Statistischen Landes-
amtes Bremen bekommen, in der es die Länderwer-
te im Wirtschaftswachstum für das erste Halbjahr
2001 mitteilt. Der Bundesdurchschnitt liegt dabei bei
einem Wachstum von 1,0 Prozent in diesem Jahr bis
Ende Juni. Auf Platz eins liegt das Land Hessen mit
2,1 Prozent, auf Platz zwei Baden-Württemberg mit
2,0 Prozent, auf Platz drei liegt Hamburg mit 1,6 Pro-
zent, und auf Platz vier liegt Bremen mit 1,5 Pro-
zent. Ich finde es ganz schön, Bayern liegt bei 1,2
Prozent, Nordrhein-Westfalen bei 0,7, Rheinland bei
1,0 und – ich will jetzt die neuen Länder gar nicht zi-
tieren – Schleswig-Holstein bei 0,2 Prozent.

Ich denke, hier zeigt sich, dass es uns wieder ge-
lungen ist, ein überdurchschnittliches Wirtschafts-
wachstum zu erreichen, das uns vom Bundesdurch-
schnitt abhebt und uns natürlich Sanierungschan-
cen einräumt, denn das lassen Sie mich in aller Un-
missverständlichkeit sagen: Die Sanierung des Lan-
des  Bremen  ist  nicht  vorrangig  ein  fiskalisches
Problem, sondern die Sanierung des Landes Bremen
ist vorrangig eine Problemstellung, die sich mit wirt-
schaftlichem Strukturwandel, mit Infrastruktur und
im Grunde genommen mit der Wettbewerbsfähig-
keit der beiden Standorte Bremen und Bremerha-
ven im Verhältnis zu unseren Wettbewerbern orien-
tieren muss. Die fiskalische Seite ist dabei nicht zu
unterschätzen, aber wir müssen diese Modernisie-
rung und die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit
beider Standorte auch in den folgenden Jahren fest
im Blick behalten und haben deshalb keine Veran-
lassung, diese Politik zu verändern.

Meine Damen und Herren, genau hier an dieser
Problematik setzt die Sanierungspolitik des Sparens
und Investierens des Senats an, die eine konsequente
Umsetzung des unter der Überschrift „Innovation
und Sanierung“ stehenden Reformprogramms der
Freien Hansestadt Bremen darstellt. Die Zielsetzung
der wachstumsorientierten Komponenten der bre-
mischen Sanierungspolitik ist klar: Es gilt, in abseh-
barer Zeit den früher entstandenen ökonomischen
Wachstumsrückstand Bremens gegenüber dem üb-
rigen Bundesgebiet aufzuholen. Dazu müssen wir
eine nachhaltig verbesserte öffentliche Infrastruk-
tur anbieten, die die Investitions- und Produktions-
bereitschaft insbesondere der kleinen und mittel-
ständischen  Betriebe  innerhalb  der  bremischen
Grenzen fördert, so dass wir über die steuerlichen
Einnahme- und entlastenden Ausgabeeffekte, die
mit einer steigenden Wirtschaftskraft erreicht wer-
den, die dauerhafte Stabilisierung der Haushalte und
damit auch die Wettbewerbsfähigkeit Bremens si-
chern.

Dabei muss jedem bewusst sein, dass dieser Pro-
zess einen langen Atem verlangt. Die ökonomischen
Erfolge stellen sich nicht über Nacht ein, denn die
eigentlichen Wachstumsimpulse insbesondere des
Investitionssonderprogramms folgen nicht aus der

Realisierung der Infrastrukturmaßnahmen und -pro-
jekte selbst, sondern natürlich mit entsprechender
zeitlicher Verzögerung in erster Linie durch die von
ihnen auszulösenden Impulse im privatwirtschaftli-
chen Sektor.

Das Erfordernis eines langen Atems und eines sta-
bilen Durchhaltevermögens birgt natürlich auch das
Risiko verstärkter – und was durchaus nachvollzieh-
bar ist – auch politisch motivierter Zweifel an der
Sinnhaftigkeit und den Erfolgsaussichten des wachs-
tumsorientierten   Teils   unseres   Sanierungspro-
gramms. Den Kritikern halte ich aber entgegen, eine
konsequente Durchführung wirtschafts- und finanz-
kraftstärkender Maßnahmen ist für eine dauerhafte
Sanierung und Stabilisierung unserer Haushalte ab-
solut alternativlos.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Es sind erneut die Zahlen, die uns bestätigen: Das
positive Gesamtbild der zur Beschreibung der bre-
mischen Wirtschaftslage zur Verfügung stehenden
Indikatoren hat sich trotz schwieriger konjunkturel-
ler Rahmenbedingungen im Bundesgebiet auch in
2001 verfestigt, in einzelnen Teilbereichen sogar
deutlich aufgehellt. Die letzten Schätzdaten vom
August zu den sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigten weisen einen Anstieg von mehr als 1,4
Prozent aus. Dieser Monatswert mag bei einzelnen
Skeptikern als Ausreißer gelten. Tatsache ist aber,
dass wir auch im gesamten Jahr 2000 knapp 8000
zusätzliche Arbeitsplätze gewinnen konnten. Nicht
berücksichtigt bei diesem Wert sind die durch unse-
re Aktivitäten gesicherten Arbeitsplätze.

Bremens Fortschritte auf dem Weg der Sanierung
werden auch an dieser für alle Beteiligten existenti-
ell wichtigen Kerngröße der Arbeitsplätze sichtbar,
doch es gibt auch andere Erfolgsindikatoren:

Die Umsätze im verarbeitenden Gewerbe sind bis
Mai 2001 gegenüber dem Vorjahr um 8,4 Prozent
gestiegen, der Seegüterumschlag in den bremischen
Häfen um erneut insgesamt 6,6 Prozent, der Contai-
nerumschlag trotz seines ohnehin schon sehr hohen
Niveaus sogar um 12,7 Prozent. Ähnliche Erfolge
haben wir auch im Tourismussektor zu verzeichnen,
was gleichfalls ein Indiz für die gestiegene Attrakti-
vität insbesondere der Stadt Bremen ist. Sie kennen
die Zahlen mit einem hohen Niveau von 1,2 Millio-
nen Übernachtungen., und ich denke, dass wir auch
beim Gastgewerbe im Durchschnitt der Monate die-
ses Jahres wieder ein Wachstum von etwa zwei Pro-
zent erwarten können.

Dies alles zeigt, dass der eingeschlagene Kurs rich-
tig ist. Es ist daher nur folgerichtig, dass die Ihnen
jetzt für die weitere Beratung vorliegenden Entwür-
fe nahtlos an den von uns eingeschlagenen Weg
anknüpfen. Sie basieren auf den Eckwertbeschlüs-
sen des Senats vom 6. März 2001 und berücksichti-
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gen die Ergebnisse der Steuerschätzung vom Mai
2001.

Trotz derzeit schwieriger konjunktureller Rahmen-
bedingungen sind sie wie die Vorgängerhaushalte
auch streng am Ziel der Verfassungskonformität der
bremischen Haushalte im Jahr 2005 sowie den An-
forderungen des Sanierungssicherstellungsgesetzes
orientiert, das Legislative wie Exekutive der Freien
Hansestadt Bremen bindet. Sie setzen auf den Er-
gebnissen des laufenden Haushaltsjahres auf, die
ebenfalls auf dem Sanierungspfad liegen werden,
denn der vor Ihnen liegende Entwurf für einen Nach-
tragshaushalt 2001 spiegelt nicht etwa eine Abwei-
chung von ursprünglichen Zielsetzungen wider. Die
Notwendigkeit seiner Vorlage hat sich vielmehr al-
lein aus der Steuerreform des Jahres 2000 ergeben,
der die Freie Hansestadt Bremen aus gesamtstaatli-
cher Verantwortung zugestimmt hat.

Die aus der Steuerreform zu erwartenden Steuer-
mindereinnahmen konnten bei den Haushaltsbera-
tungen im Frühjahr des Jahres 2000 noch nicht be-
rücksichtigt werden. Die steuerreformbedingten Ein-
nahmeausfälle in Höhe von 220 Millionen DM müs-
sen daher im laufenden Haushalt über eine weitere
Kreditaufnahme finanziert werden, was den Ihnen
vorliegenden Entwurf erforderlich macht. Da sich im
Verlauf des Jahres 2001 jedoch noch einige Verän-
derungen bei den zu erwartenden Einnahmen und
Ausgaben mit einem positiven Saldo von 19 Millio-
nen DM ergeben haben, ist es uns gelungen, das
Volumen des Nachtragshaushalts auf 201 Millionen
DM zu begrenzen.

Meine Damen und Herren, was den Umgang mit
den aus der Steuerreform des Jahres 2000 resultie-
renden Steuermindereinnahmen angeht, ist festzu-
stellen, dass die Freie Hansestadt Bremen hier zu-
nächst nur in Vorlage für den Bund geht. Es gilt nach
wie vor die Zusage der Bundesregierung, dass sa-
nierungsbedrohende Verschlechterungen der bre-
mischen Haushalte weder durch die aus der Steuer-
reform eintretenden Steuermindereinnahmen noch
durch die Neuordnung des bundesstaatlichen Fi-
nanzausgleichs, auf den ich später noch einmal ein-
gehen werde, eintreten dürfen. Angesichts des Er-
gebnisses, das die Freie Hansestadt Bremen bei den
Verhandlungen zum Finanzausgleich erzielen konn-
te, besteht für den Senat kein Zweifel daran, dass
der Bund seine Zusagen punktgenau einhalten wird.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Klar ist aber auch, dass im Jahr 2001 die vom Fi-
nanzplanungsrat vorgegebene Einhaltung der Ober-
grenze der konsumtiven Zuwachsrate von plus 1,5
Prozent strikt einzuhalten ist. Der Senat wird daher
die weitere Ausgabenentwicklung sorgfältig beob-
achten und die zur Einhaltung der Obergrenze ge-
gebenenfalls erforderlichen Maßnahmen ergreifen.

Meine Damen und Herren, ein Blick auf die Da-
ten für die Haushalte 2002 und 2003 belegt, dass
wir unserer Verantwortung für die Sanierung Bre-
mens gerecht werden. Für das Jahr 2002 sind berei-
nigte Gesamtausgaben in Höhe von 7,69 Milliarden
DM, für 2003 von 7,65 Milliarden DM veranschlagt.
Gemessen am Ansatz des Jahres 2001 bedeutet dies
Ausgabenkonstanz im Jahr 2002 und für 2003 einen
Rückgang von 0,5 Prozent. Die Planung für den Be-
reich der konsumtiven Ausgaben sieht für das Jahr
2002 ein Volumen von 6,32 Milliarden DM vor, was
gegenüber 2001 einen Rückgang von 2,2 Prozent
bedeutet, für das Jahr 2003 ein Volumen von 6,28
Milliarden DM, und das bedeutet einen weiteren
Rückgang um 0,4 Prozent.

Gleichzeitig realisieren wir in den Jahren 2002 und
2003 deutlich höhere Investitionsanteile. Konkret
heißt das, dass wir für 2002 eine Investitionsquote
einschließlich ISP von 17,8 Prozent und für 2003 von
17,7 Prozent aufweisen können. Dies ist bundesweit
deutlich überdurchschnittlich. Das Gesamtvolumen
für Investitionen wird sich im Jahr 2002 auf 1,38
Milliarden DM belaufen. Dieser Spitzenwert wird
auch im Jahr 2003 nahezu gehalten. Der Bund selbst
plant für 2002 lediglich eine Investitionsquote von
11,3 Prozent und für 2003 von 11,1 Prozent. Wir sind
uns sicher, dass wir an unserer Wettbewerbsfähig-
keit mit diesen Investitionen auch in Zukunft auf ho-
hem Niveau weiterarbeiten müssen.

Meine Damen und Herren, von einem Kaputtspa-
ren, wie man es gelegentlich hört, kann dabei keine
Rede sein. Lassen Sie mich dies durch einige Bei-
spiele konkret belegen! Über einen Kontrakt mit dem
Sozialressort wird der Bereich Kindertagesbetreu-
ung bis zum Jahr 2005 geregelt. Dabei geht es vor
allem darum, den Rechtsanspruch auf einen Kinder-
gartenplatz finanziell abzusichern. Dies erfordert in
den Jahren 2002 und 2003 einen zusätzlichen Be-
darf von 24 Millionen DM, der insbesondere durch
Rücklagenentnahmen gesichert wird, die auf eine
Haushaltsverbesserung bei den Sozialleistungen in
den Jahren 1999 und 2000 sowie im laufenden Jahr
zurückzuführen sind. Ein noch fehlender Betrag von
einer Million DM wird durch entsprechende Ange-
botssteuerung und durch den internen Ausgleich im
Ressort dargestellt.

Auf diese Art und Weise erreichen wir schon für
das Kindergartenjahr 2001/2002 gemessen an der
Nachfrage einen Versorgungsgrad von 99,1 Prozent,
und damit nimmt die Stadt Bremen im Bundesver-
gleich den absoluten Spitzenplatz in der Versorgung
mit Kindertagesheimplätzen ein. Ich denke, das muss
in einem Haushaltsnotlageland auch einmal öffent-
lich dargestellt werden.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Auch im Bereich der Schulen zeigt sich unsere Po-
litik des Augenmaßes. Klar ist, dass bei den Sanie-
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rungserfordernissen kein Bereich von den Konsoli-
dierungsnotwendigkeiten   ausgenommen   werden
kann. Gleichwohl entspricht die Schüler-Lehrer-Re-
lation in Bremen im laufenden Schuljahr exakt dem
Länderdurchschnitt. Ich denke, auch dies ist eine
Leistung,  die  für  ein  Haushaltsnotlageland  nicht
hoch genug eingeschätzt werden kann. Es bedarf
schon besonderer Argumente gegenüber den Bun-
desländern mit einer unterdurchschnittlichen Ver-
sorgung, die sich trotz haushaltsmäßiger Normalla-
ge diesen Standard nicht leisten.

Unsere Bemühungen, zu konsolidieren, ohne das
Leistungsangebot in unvertretbarer Weise einzu-
schränken, zeigen sich auch im Bereich der Bremer
Straßenbahn AG. Sie wissen, dass unter dem Auf-
sichtsratsvorsitz von Staatsrat Dannemann hier eine
ganze Reihe von Maßnahmen durchgesetzt worden
ist und dass wir uns mit einem ganzen Paket von
Maßnahmen in den nächsten Jahren von ursprüng-
lich 170 Millionen DM Defizit auf 138 Millionen DM
herunterarbeiten. Das ist anstrengend, es ist aber
auch zwingend, dass wir dies tun, um die BSAG auf
eine Liberalisierung der Verkehrsmärkte rechtzei-
tig vorzubereiten und die Weichen so zu stellen, dass
die BSAG ihre Arbeitsplätze genauso sichern kann,
wie sie ihre Wettbewerbsfähigkeit für die Zukunft
erhält.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, bei Aufstellung der
Entwürfe für die Jahre 2002 und 2003 hat der Senat
bewusst davon abgesehen, bereits zu diesem Zeit-
punkt das maximal mögliche konsumtive Ausgabe-
volumen  auf  die  Ressorts  zu  verteilen.  Vielmehr
wurde für beide Jahre ein Betrag von insgesamt 65
Millionen DM zunächst global eingestellt. Dies ge-
schah vor dem Hintergrund der Notwendigkeit, den
Umbauprozess der bremischen Verwaltung nicht nur
mit dem Ziel gesteigerter Effizienz und Bürgerori-
entierung, sondern vor allem vor dem Hintergrund
des Ziels verfassungskonformer bremischer Haus-
halte in 2005 aktiv zu fördern. Es bleibt daher den
weiteren parlamentarischen Beratungen vorbehal-
ten, unter Berücksichtigung der von den Ressorts
entwickelten Ressortstrategien, unter Wahrung der
Rahmensetzung des Sanierungssicherstellungsge-
setzes, eine abschließende Entscheidung über die
Aufteilung dieser Mittel vorzunehmen.

Meine Damen und Herren, auf der Einnahmen-
seite prognostizieren wir Einnahmen in Höhe von
5,87 Milliarden DM und in 2003 von 5,95 Milliarden
DM. Klar ist aber, dass wir nicht zuletzt vor dem Hin-
tergrund der aktuellen weltweiten Entwicklung un-
ser besonderes Augenmerk auf die Steuerschätzung
im November legen müssen, um eventuellen, sich
aus ihr für den Sanierungskurs ergebenden Notwen-
digkeiten im weiteren Verfahren Rechnung zu tra-
gen.

Es sieht nicht so aus, als würden wir im Jahres-
schnitt 2001 ein bundesweites Wachstum von 1,0
Prozent,  wie  wir  es  im  ersten  Halbjahr  hatten,
zwangsläufig sicherstellen können. Heute ist aber
bereits erkennbar, dass die Inflationsrate schon im
August bei 2,6 Prozent liegt. Natürlich kann man
nicht davon ausgehen, dass wir, wenn die Inflations-
rate nahezu dreimal so hoch ist wie das Wachstum,
daraus einen drastischen Anstieg im Konsum und
bei den Investitionen erwarten können. Deshalb müs-
sen wir uns auch darauf einstellen, dass wir die Er-
gebnisse der Steuerschätzung rechtzeitig einarbei-
ten.

Meine Damen und Herren, im Zusammenhang mit
der Haushaltsaufstellung möchte ich Sie von einem
Novum unterrichten. Die Ihnen vorliegenden Haus-
haltsentwürfe sind nicht nur erstmalig in Euro ge-
rechnet, sondern sie sind auch vollständig mit der
Software SAP/R 3 aufgestellt worden. Das war auch
für uns ein kompliziertes Verfahren. Auch hier nimmt
die Freie Hansestadt Bremen eine Vorreiterrolle ein,
denn als erstes Land verwenden wir eine betriebs-
wirtschaftlich orientierte Software zur Haushaltsauf-
stellung.

An dieser Stelle darf ich allen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern meines Hauses, die hieran betei-
ligt waren, ein herzliches Wort des Dankes sagen.

(Beifall)

Die Modernisierungsleistung, die wir gerade im Be-
reich der Verwaltungsmodernisierung und der Er-
neuerung der Haushaltsverfahren bei uns zu leisten
haben, fordert die Mitarbeiter bis an die Grenze. Ich
weiß, dass dies auch in anderen Ressorts der Fall ist,
und ich denke, wir können froh sein über diese hohe
Loyalität unserer Mitarbeiter. Ich weiß auch um die
Kraft und das Engagement, die in der zurückliegen-
den Zeit erforderlich waren, um alle diese Projekte
auf den Weg zu bringen.

Meine Damen und Herren, die Einführung der
Budgetierung,  der  dezentralen  Ressourcenverant-
wortung, die flächendeckende Einführung eines in-
tegrierten Rechnungswesens, die Kosten- und Leis-
tungsrechnung, dies alles sind, um nur einige Ele-
mente zu nennen, Etappen in einem Prozess, an des-
sen Ende ein modernes, effizientes, transparentes
und bürgernahes Dienstleistungsunternehmen Stadt
stehen wird, das auch in Zukunft die Versorgung
unserer Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen
Dienstleistungen garantieren wird. Mit Projekten wie
Media@Komm,  Bürgerservicecenter  Mitte  in  der
Pelzerstraße, den Dienstleistungszentren Vegesack
und Horn-Lehe, der Einrichtung einer Neubürger-
agentur sowie dem Aufbau von Sozialzentren wer-
den bürgerorientierte Vertriebsstrukturen für Ver-
waltungsdienstleistungen geschaffen. Damit geben
wir die richtigen Antworten auf die Erfordernisse der
Zukunft.
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Kein anderes Bundesland hat sich in der Vergan-
genheit zugetraut, über einen so langen Zeitraum,
wie ihn die Sanierungsphase unseres Landes dar-
stellt, Einschränkungen im konsumtiven Haushalt
vorzunehmen. Wir wissen, dass die am Anfang der
bremischen Haushaltssanierung zu verzeichnende
extreme Haushaltsnotlage des Landes, deren Abbau
besonders mit Beginn der großen Koalition in An-
griff genommen wurde, uns hierzu gar keine Wahl
gelassen hat und auch lässt, und wir wissen auch,
dass das Erreichen des Sanierungsziels im Jahr 2005
uns allen, Senat wie Bürgerschaft, noch sehr viel
harte Arbeit abverlangen wird.

Der Weg zur Befreiung aus der extremen Haus-
haltsnotlage ist nicht ohne Risiken. Zwar gilt die Zu-
sage des Bundes, durch entsprechende Ausgleiche
ein erneutes Abgleiten Bremens in eine Haushalts-
notlage infolge von Einnahmeausfällen aus der letzt-
jährigen Verabschiedung der Steuersenkungsgeset-
ze zu vermeiden, neuen Versuchen, das Leistungs-
spektrum und die Kostenverteilung zwischen den
Gebietskörperschaften weiter zuungunsten der Län-
der und Gemeinden auszuweiten oder umzuvertei-
len, kann die Freie Hansestadt Bremen allerdings
nicht mehr mit zusätzlichen Eigenanstrengungen be-
gegnen. Deshalb müssen wir hier natürlich auch mit
möglichst einer Mehrheit der Länder dafür Sorge
tragen, dass eine finanzielle Schlechterstellung der
Länder im Verhältnis zum Bund nicht erfolgt.

Meine Damen und Herren, wir bewegen uns mit
unserem Sanierungskurs ganz unzweifelhaft an der
Grenze des Leistbaren. Umso unverständlicher ist
es für mich daher, dass der Rechnungshof alle An-
strengungen unternimmt, diesen Konsolidierungs-
druck durch überzogene Forderungen aus unserer
Sicht zusätzlich zu erhöhen. Obwohl die Freie Han-
sestadt Bremen als Land mit extremer Haushalts-
notlage hinsichtlich der Abgrenzung konsumtiver
Gestaltungsspielräume bereits wesentlich konse-
quenter agiert als die übrigen Bundesländer und der
Bund, hält der Rechnungshof hier eine weitere Ver-
schärfung für dringend geboten. Ein Land, ein Se-
nat, vor allem aber das über die Haushalte entschei-
dende Parlament werden damit für ein Verhalten
kritisiert, das im Vergleich zu fast allen Gebietskör-
perschaften des übrigen Bundesgebiets trotz der be-
sonders ungünstigen Ausgangslage als vorbildlich
einzustufen ist.

Ich bitte um Verständnis, dass ich diese Haltung des
Rechnungshofs – sie läuft im Übrigen auf eine Ver-
doppelung unserer Sparanstrengungen bis 2005 hin-
aus – nur schwer nachvollziehen kann. Deshalb wird
der Senat dazu auch noch eine sehr ausführliche Stel-
lungnahme erarbeiten müssen. Ich glaube, dass wir
nicht kaputtsparen. Ich glaube aber, dass wir die Spar-
schraube nicht beliebig anziehen können, ohne dass
es auch zu schweren Schäden in unserer Sozialstruk-
tur und in unserer Bildungsstruktur kommen kann.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Deshalb werden wir einen vernünftigen Mittelweg
gehen müssen, das Sanierungsziel fest im Auge zu
haben, aber natürlich den Patienten nicht zu beschä-
digen, den wir zur Gesundung bringen wollen.

Meine Damen und Herren, ein besonderer Schwer-
punkt innerhalb der zur Erreichung der Haushalts-
sanierung notwendigen Aktivitäten werden auch
zukünftig zweifellos die Bemühungen um die Stadt
Bremerhaven darstellen. Sie alle wissen, dass die
Seestadt in einer besonders kritischen Ausgangsla-
ge steckt, die insbesondere durch die angespannte
Arbeitsmarktsituation und die anhaltend hohen Ein-
wohnerverluste der Stadt geprägt ist. Ich übertreibe
nicht, wenn ich sage, dass die Sanierung des Stadt-
staatenhaushalts nur gelingen kann, wenn die Pro-
bleme Bremerhavens von uns allen wirkungsvoll und
dauerhaft gelöst werden.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Der Senat ist sich dieser Verantwortung gegen-
über der Seestadt sehr bewusst und hat die schon in
der Koalitionsvereinbarung vorgesehene besonde-
re Behandlung Bremerhavens, die sich in überpro-
portionalen  einwohnerbezogenen  Transferzahlun-
gen des Landes widerspiegelt, konsequent durch-
gehalten. Durch eine bedarfsgerechte Neuorientie-
rung und Neuordnung des kommunalen Finanzaus-
gleichs ab dem Jahr 2002 und durch eine weitere
Intensivierung der Investitionsleistungen für Bremer-
haven, die demnächst in einem Strukturentwick-
lungskonzept für die Stadt gebündelt werden sol-
len, wird dieser Kurs der besonderen Förderung in
den kommenden Jahren fortgesetzt und intensiviert.

Lassen Sie mich abschließend nach der Bilanz des
bisherigen Sanierungszeitraums, nach Einordnung
der vorliegenden Haushaltsentwürfe für den Dop-
pelhaushalt in die längere Haushaltskonsolidierung
und nach Beleuchtung des Sanierungspfades bis zum
Jahr 2005 noch einen Blick in die etwas fernere Zu-
kunft der bremischen Haushaltsentwicklung werfen!

Während das in extremer Haushaltsnotlage be-
findliche Land Bremen als Zwischenschritt der Sa-
nierung bis zum Jahr 2005 zunächst Verfassungs-
konformität durch Abbau des konsumtiven Finan-
zierungsdefizits im Haushalt anstrebt, formulieren
der Bund und einzelne wirtschaftlich starke Bundes-
länder für sich aktuell bereits deutlich weitergehen-
de Zielsetzungen. Einige finanzstarke Länder sehen
zwischenzeitlich sogar einen vollständigen Verzicht
auf Nettokreditaufnahme vor. Lassen Sie mich dies
in aller Deutlichkeit sagen: Bremen kann diesen Weg
noch nicht mitgehen! Das ist völlig absurd! Ich emp-
finde es als unerträglich, dass immer wieder mit Hin-
weisen auf die bis zum Jahr 2005 wieder zunehmen-
de Verschuldung des Landes ein Scheitern des Sa-
nierungskurses unterstellt wird. Solche Aussagen
zeugen von enormer Unkenntnis der tatsächlichen
Zusammenhänge und stellen eine Diffamierung al-
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ler  derjenigen  dar,  die  sich  vorbehaltlos  und  mit
nachweisbarem Erfolg um die Erreichung der Sa-
nierungsziele bemühen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Selbstverständlich wird sich der Schuldenstand
des Stadtstaates in den kommenden Jahren bei rück-
läufigen Sanierungszahlungen wieder erhöhen. Das
Zwischenziel des Haushaltsnotlagelandes Bremen
besteht allerdings darin, und ich betone das noch
einmal, dass ab dem Jahr 2005 nicht mehr konsum-
tive, sondern verfassungskonform nur noch investi-
ve Ausgaben über Kredite finanziert werden. Die
Erreichung dieses durch das Sanierungssicherstel-
lungsgesetz abgesicherten Zieles wäre für Bremen
ein riesiger Erfolg, und wir sollten ihn nicht kleinre-
den, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Mit dem Ihnen bereits bekannten Ergebnis, das
die Freie Hansestadt Bremen bei den Verhandlun-
gen zur Neuordnung des Länderfinanzausgleichs
erzielen konnte, haben wir einen Beitrag dazu ge-
leistet, dass Bremen bei konsequenter Einhaltung
des beschrittenen Weges der Sanierung nicht mit
Pessimismus in die Zukunft blicken muss. Das ver-
einbarte System des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs, das bis zum Jahr 2019 Geltung haben soll,
schafft ein gutes Stück Planungssicherheit für die
Einnahmenseite unserer Haushalte, denn insgesamt
konnte ein Ergebnis erzielt werden, das für das Land
Bremen den höchsten Zugewinn pro Kopf aller Bun-
desländer verspricht.

Darüber hinaus wird das neue Finanzausgleichs-
system mehr als das alte System Steuermehreinnah-
men belohnen und zu höheren Einnahmen führen
als das alte System. Das bedeutet, dass unser Weg
der Stärkung der Wirtschafts- und Finanzkraft in
Zukunft stärker durch die Neuorientierung des Län-
derfinanzausgleichs positiv begleitet wird. Ein Bei-
spiel: Während von einer Million DM vom Land und
seinen Städten mehr eingenommener Lohn- und
Einkommensteuer im bisherigen System 15 Prozent
nach Finanzausgleich im Land Bremen verbleiben –
15, nicht 50 Prozent! –, werden es jetzt in dem neu-
en System 24 Prozent sein. Darüber bin ich sehr froh,
denn  dieser  sechzigprozentigen  Erhöhung  des
Selbstbehalts bei den Steuereinnahmen werden un-
sere Anstrengungen, durch überdurchschnittliche In-
vestitionsleistungen die Wirtschaftskraft zu stärken,
wirklich honoriert.

Nun  lassen  Sie  mich  abschließend  feststellen:
Wenn wir es mit dem Gestaltungsauftrag für die Zu-
kunft unseres Landes ernst meinen, dann sehe ich
zu dem eingeschlagenen Weg, nicht, weil ich ein
Pharisäer sein möchte, keine wirklich vernünftige
Alternative. Wir werden weiter sparen müssen, und

wir werden weiter überdurchschnittlich in Innovati-
on, Modernisierung und Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Standorte investieren müssen. – Ich bedanke
mich für Ihre Aufmerksamkeit!

(Starker Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Linnert.

Abg. Frau Linnert (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Jubeln ist ja
in Bremen zur vaterländischen Pflicht geworden,
ohne uns, und diese Botschaft haben alle Ihre Re-
den zum Haushalt und zur Sanierung Bremens ge-
meinsam, Herr Senator Perschau! Heute gab es noch
– nein, die gibt es eigentlich immer! – ein paar vor-
auseilende Hiebe gegen die Grünen und neuerdings
auch gegen den Rechnungshof. Damit zeigt der Se-
nat vor allem eines: Faktenkritik und Nachfragen
bringen uns vom angeblich guten Weg ab. Der gute
Weg ist natürlich der der großen Koalition, Sie ha-
ben hier ja wieder den Unsinn von der alternativlo-
sen Politik erzählt, und je unangenehmer die Zah-
len und Fakten, je deutlicher sich abzeichnet, dass
die Ziele der großen Koalition – nämlich ein Paket
aus  Schuldentilgung,  Steigerung  der  Wirtschafts-
und Finanzkraft und damit der Steuereinnahmen
und Senkung der konsumtiven Ausgaben – so nicht
erreicht werden, desto beschwörender werden Ihre
Reden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wem  der  Blick  in  unsere  brummenden  Straßen
nicht genügt, weil er sich Gedanken über die finan-
zielle Zukunft unseres Gemeinwesens macht, kommt
auf der Basis der vom Senat und vom Statistischen
Landesamt vorgelegten Zahlen schlicht und einfach
zu Ergebnissen, die Anlass zur Nachdenklichkeit
und zu Korrekturen, wie ja auch von der SPD-Frak-
tion gefordert, des von Ihnen eingeschlagenen Sa-
nierungsweges geben.

In den Sanierungsjahren 1995 bis 2000 blieb das
Wirtschaftswachstum in Bremen um 0,5 Prozent hin-
ter dem Durchschnitt der alten Bundesländer zurück.
Die Zahl der Arbeitsplätze war um 1,2 Prozentpunkte
niedriger als im Durchschnitt der alten Bundeslän-
der und die Zahl der Einwohnerinnen um 0,8 Pro-
zent, und Sie, Herr Senator Perschau, senden im-
mer nur eine Botschaft aus: wunderbar, weiter so,
möglichst noch weit über das Jahr 2003 hinaus!

Neuerdings räumen Sie auch ein, dass man einen
langen Atem braucht, nur leider wird der Atem im-
mer länger. Die Schulden Bremens und Bremerha-
vens betragen Ende des Jahres 2000  18,2 Milliar-
den DM. Dazu muss man nur die 200 Millionen DM
des Nachtragshaushalts, der hier heute beschlossen
werden soll, und die von Ihnen im Jahr 2002 und
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2003 geplante Kreditaufnahme von 622 Millionen
DM beziehungsweise 702 Millionen DM hinzurech-
nen. Das zusammengerechnet sind schon wieder fast
20 Milliarden DM bremische Schulden. Bremen hat
schon am Ende des nächsten Jahres mehr Schulden
als zu Beginn des Sanierungszeitraums.

Sie loben hier die gesunkene Zinssteuerquote,
aber das ist ja nun wirklich kein Kunststück, schließ-
lich hat Bremen bisher über 13 Milliarden DM Sa-
nierungshilfen erhalten. Selbstverständlich wäre es
korrekt, die Zinsen aus der Kapitaldienstfinanzie-
rung mit in die Zinssteuerquote einzurechnen. Dann
liegt sie, da teilen wir die Aussagen des Rechnungs-
hofs, bei 22,1 Prozent, Tendenz steigend. Einzig bei
der Absenkung der Personalausgaben erreichen Sie
wirklich ihre gesteckten Ziele. Mit den sehr unglei-
chen Folgen in der bremischen Verwaltung setzt sich
der Senat aber offenkundig nicht mehr auseinan-
der.

Dass in den ausgelagerten Betrieben, also Ihren
vielen Gesellschaften, die die CDU-Fraktion so un-
gern kontrolliert haben möchte, das Beschäftigungs-
volumen um fast acht Prozent gesunken ist, die Per-
sonalkosten aber nur um 1,2 Prozent, bestätigt nur,
was alle wissen: Die Gesellschaften gibt es auch, da-
mit  wir  Häuptlinge  besser  und  Reinigungskräfte
schlechter bezahlen können.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Obwohl die Steuereinnahmen im Jahr 2000 um
8,8 Prozent unter den Einnahmen des Jahres 1999
lagen, geht die Finanzplanung des Senats weiter
tapfer von steigenden Einnahmen aus. Auch hier
wird Sie die Wirklichkeit einholen! Sie wollen es ein-
fach nicht wahrhaben, dass Ihre Politik die Einnah-
men Bremens nicht gesteigert hat, im Gegenteil,
auch wegen des nach wie vor vorhandenen Verlus-
tes der Bevölkerung sinken sie sogar.

Der finanzpolitische Trick, die Finanzplanung mit
der neuen Kategorie „Ansprüche gegenüber dem
Bund“ zu schönen, ist ja menschlich leicht nachzu-
vollziehen. Die Zustimmung Bremens zur Steuerre-
form der rotgrünen Bundesregierung wurde durch
den Schröder-Brief zum Erfolg der großen Koalition
hochgejubelt. Es ist richtig, dass der Bundeskanzler
Bremen Zusagen über die Erstattung von Steueraus-
fällen wegen der Steuerreform gemacht hat. Steu-
erausfälle,  die  konjunkturbedingt  sind  oder  zum
Beispiel auf den Verzicht von Gewerbesteuern zu-
rückzuführen  sind,  können  damit  schwerlich  ge-
meint sein. Deshalb sind diese 1,1 Milliarden DM,
die Sie in die Finanzplanung bis zum Jahr 2005 ein-
gestellt haben, ein völlig ungedeckter Wechsel. Der
Betrag wurde schlicht und einfach deshalb so hoch
in die Planung aufgenommen, weil Sie nur so hof-
fen können, dass Ihnen noch jemand ein paar Mo-
nate glaubt, es könnte gelingen, im Jahr 2005 einen
verfassungskonformen und haushaltsrechtlich ein-
wandfreien Haushalt vorzulegen.

Eine letzte Betrachtung zu Ihrem Zahlenwerk
möchte ich den von Ihnen so hochgelobten Investi-
tionsausgaben widmen! Die Position des Rechnungs-
hofs, Einkünfte aus Vermögensveräußerungen müs-
sten von der Investitionsquote abgezogen werden,
ist finanzpolitisch richtig, das müssten Sie eigent-
lich einräumen, ansonsten ist es für alle, die hier re-
gieren, eher unangenehm. Wir kritisieren auch aus-
drücklich, dass nach wie vor Zinsen für Projekte des
Investitionssonderprogramms  aus  dem  Kapital-
dienstfonds als Investitionen verbucht werden. An-
sonsten wird auch für die Haushaltsjahre 2002 und
2003 gelten, dass die tatsächlich getätigten Investi-
tionen deutlich niedriger liegen werden als die im
Haushalt von Ihnen veranschlagten. Das war in al-
len letzten Jahren so, das gehört mit in die Abtei-
lung Reklamepolitik.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was folgt aus dieser Analyse? Die Lage ist nach
wie vor sehr schwierig. Es ist keine entspannte Haus-
haltslage in Sicht, das können Sie hier noch so oft
erzählen. Das Ziel, im Jahr 2005 einen verfassungs-
konformen Haushalt vorzulegen, können Sie ohne
gravierende Verstöße gegen geltendes Haushalts-
recht und ein Kaputtsparen der Stadt nicht erreichen.
Wir fordern Sie auf, das endlich einzuräumen. Auch
wenn Ihnen dann die Exklusivbegründung für die
große Koalition abhanden kommt, gewinnt man et-
was anderes dafür, nämlich Spielräume für Politik.
Man muss sich dann nicht mehr sklavisch an den
Investitionsbegriff des Haushalts ketten, der nicht
zulässt, dass Investitionen in die Lebensqualität un-
serer Städte über Kredite finanziert werden, obwohl
gezielte Maßnahmen, Einwohnerinnen und Einwoh-
ner zu werben, sich sofort auch finanziell nieder-
schlagen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Man muss dann auch nicht mehr jede Investition
in zweifelhafte Projekte gut finden. Die finanziellen
Folgen finden wir in den Haushalten vor, obwohl es
eben in vielen Fällen keinen Nachweis der steuer-
und finanzkraftstärkenden Effekte gibt. Verabschie-
den Sie sich von der Rennbahn für Herrn Jacobs, so
sparen  Sie  28  Millionen  DM  plus  Zinsen  in  den
nächsten Jahren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Verabschieden Sie sich von der Rennbahn, und er-
halten Sie ein Naherholungsgebiet! Stecken Sie nicht
allein aus symbolischen Gründen sechs Millionen
DM in die Wache Sandstraße ohne überzeugendes
Nutzungskonzept, und übergeben Sie das Wesersta-
dion an Werder Bremen, dann kann der Fußballclub
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den Stadionausbau auch ohne die öffentliche Hand
finanzieren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ihre Finanzplanung wird ständig geschönt und
ebenso oft korrigiert. Diese Zahlen bilden aber nicht
die Zukunft ab. Sie werden so aufgestellt, damit rech-
nerisch im Jahr 2005 das Ergebnis stimmt, verfas-
sungskonformer Haushalt. Abgesehen davon, dass
Sie dieses Ziel nicht erreichen können, ohne Bre-
men kaputtzusparen, sagen die vorgelegten Haus-
halte wenig über Zukunftsprojekte von Politik aus.
Keine Idee davon, was an Dienstleistungen in unse-
rem Bundesland morgen nötig wird, keine Vorstel-
lungen, welche Investitionen in welche Schwerpunk-
te mit welchem Ziel erforderlich sind! Sparen und
Investieren ist zum Selbstzweck geworden, koste es,
was es wolle!

Dass Sie in der Finanzplanung von gleich bleiben-
den Einwohnerzahlen ausgehen, passt ins Bild. Wo
allerdings ist Ihr Umgehen mit dem demographi-
schen Wandel? Wo findet sich ein Umbau von öf-
fentlichen Dienstleistungen, Bau-, Sozial- und Stadt-
entwicklungspolitik, um auf eine älter werdende Ge-
sellschaft vorbereitet zu sein? Fehlanzeige, Sie er-
füllen stur Ihre Rasenmäher-Sparquote!

Besonders loben Sie sich ja nach wie vor für den
Roland-Berger-Prozess, in Ihrer Rede kam Roland
Berger allerdings nicht mehr vor. 13 Millionen DM
wurden bisher an diese Firma bezahlt, den Beweis,
dass die Vorschläge entsprechende Einsparungen
erzeugen, sind Sie schuldig geblieben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Stattdessen geht das Gründen von Gesellschaf-
ten, von Sonderhaushalten und -vermögen unver-
drossen weiter. Längst räumt auch der Finanzsena-
tor ein, den Überblick verloren zu haben. Wie wäre
es mit Aufräumarbeiten, bevor das Chaos perfekt
wird? Wo ist denn die einheitliche Konzernstrate-
gie, die verhindert, dass jeder gegen jeden, dafür
aber vor allem für sich selbst arbeitet? Bisher erfolg-
reich verhindert, damit die BIG unverdrossen wei-
ter Wirtschaftsförderungszusagen machen kann für
Haushalte, die das Parlament noch gar nicht be-
schlossen hat!

Die  neueste  Variante  des  interessengeleiteten
Wirrwarrs sind Ihre Stiftungen, Umbautöpfe und Im-
pulsgelder. Vergessen Sie bei allen verständlichen
Wünschen nach mediengerechter Vermarktung nicht,
dass ein Haushalt klar, wahr, vollständig und über-
schaubar sein muss!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie blähen die Verwaltung auf, die für jede dieser
vielen neuen Sonderzwecke ordentlich Papier pro-

duzieren muss. Bürgerfreundlich ist es auch nicht,
wenn man Förderprofis braucht, die beraten, wel-
che der vielen neuen Staatstöpfe es denn nun für
welche Aufgaben gibt.

Die so genannten Umbauhilfen des Senats sind
nichts weiter als das Stopfen von Löchern, die durch
unrealistische Finanzvorgaben gerissen wurden. Mit
viel Bürokratie und Papier rubeln die Ressorts die
blanke Not in groß aufgeplusterte Umbaustrategien
um. Kein Wunder, dass diese bei Herrn Eckhoff auf
so viel Unwillen stießen, dass nur bereinigte und
genehmigte Fassungen das Parlament erreichen soll-
ten! Wir werden ja an den Haushaltsberatungen se-
hen, ob die große Koalition noch zu mehr fähig ist
als zum Denken in „mein und dein Ressort“. Die
Ressorts Bildung und Inneres können bestimmt mehr
Geld gebrauchen. Eine Bewertung nach Notwen-
digkeiten im Interesse der Stadt ist so ein Koaliti-
onsgeschacher jedenfalls nicht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu den finanziell und inhaltlich völlig unseriösen
Projekten gehört auch das von Herrn Senator Per-
schau gerade so hoch gelobte Bürgerzentrum in der
Pelzer  Straße.  Unklare  Rationalisierungsgewinne
sollen das Projekt abbezahlen. Währenddessen fliegt
das Geld nur so zum Fenster hinaus, weil der Senat
es nicht fertiggebracht hat, ein mit dem Bau- und
dem Sozialressort abgestimmtes Konzept vorzule-
gen. Das kann ich Ihnen jetzt schon sagen: Dieser
Unsinn wird teuer!

Die Situation in Bremerhaven ist Ihnen wenig
Konkretes wert. In Wirklichkeit sähe Ihr Finanzkon-
zept doch noch schlechter aus, wenn Bremerhaven
seinen ihm zustehenden Anteil aus dem Investiti-
onssonderprogramm schon abgerufen hätte. Dass
Bremerhaven  durch  Einwohnerverluste  in  seiner
Existenz als Großstadt gefährdet ist, was zu weite-
ren finanziellen Einbußen führen würde, ist dem Se-
nat keinen Gedanken wert. Hier wird es für Politik
nur einen Weg geben: standortstärkende Hilfen, die
gerade auch das Ziel verfolgen, Einwohner und Ein-
wohnerinnen zu gewinnen und zu halten. Dazu ge-
hören auch Verbesserungen des Kulturangebotes,
des ÖPNV, bessere Schulen und Kindergärten und
Hilfen für ältere Menschen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die zentrale grüne Kritik an Ihrer Sanierungsstra-
tegie und Ihren Haushaltsentwürfen ist aber, dass
Sie die Menschen in unseren Städten nicht zum Mit-
telpunkt Ihrer Überlegungen machen. Sie sind so
verstrickt in Ihre Reklamepolitik, dass Sie nicht se-
hen können, wie Bremen und Bremerhaven durch
Ihre Politik an Attraktivität für die Einwohner und
Einwohnerinnen verlieren.
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Die Einsparungen im Bildungsbereich verschlech-
tern die Schüler-Lehrer-Relation und verkürzen den
Unterricht. Eigentlich wissen Sie doch, dass ein gu-
tes Schulwesen ein Standortfaktor ist. Die Einspa-
rungen im Kindergartenbereich verschlechtern die
Qualität.

(Senatorin A d o l f :  Welche denn?)

Sie haben die Elternbeiträge erhöht, Sie haben die
Ganztagsplätze reduziert.

(Senatorin A d o l f :  Wann haben wir
die Beiträge erhöht?)

Es gibt kein bedarfsgerechtes Angebot im Kinder-
garten. Was Sie wirklich in den letzten Jahren ge-
macht haben: Die Versorgungsquote mit Kindergar-
tenplätzen in Bremen ist hoch. Da hat Bremen einen
Spitzenplatz, was auch gut ist.

(Beifall bei der SPD)

Das ist doch gar nicht strittig! Dafür haben die
Grünen mitgekämpft. Dagegen kann wirklich kei-
ner etwas haben. Wenn Sie das halten wollen,

(Zuruf von der SPD: Wollen wir!)

dann müssen Sie die Qualität erhalten. Das tun Sie
aber gerade nicht! Die Einsparungen im Kindergar-
ten verschlechtern die Qualität, dabei wissen Sie
doch, dass ein gutes und preisgünstiges Kindergar-
tenangebot von den Familien gewünscht wird.

Beim peinlichen Hickhack um die Straßenreini-
gung liegt uns bis heute kein Finanzierungskonzept
vor.

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Was wollen
denn die Grünen?)

Sie haben offensichtlich total vergessen, wie wich-
tig saubere Straßen und Plätze für das Wohlfühlen
im Wohnquartier sind.

Der geniale Vorschlag von Frau Senatorin Wischer,
Straßenbegleitgrün auszurupfen, damit der gesäte
Rasen weniger Arbeit macht, zeigt, dass es weit ge-
kommen ist mit der Ignoranz im Senat.

Vor allem das Austrocknen der Universitätsbiblio-
thek macht schlechte Stimmung. Viel Geld kommt
dabei nicht heraus. Die ständigen Quälereien im
Kulturbereich vergeuden längst die Kräfte derjeni-
gen Menschen, die mit an erster Stelle dafür sor-
gen, dass unsere Stadt lebendig und attraktiv ist.
Mittel für die Vorbereitung Bremens als europäische
Kulturhauptstadt haben Sie gar nicht erst eingeplant.

Auch die völlig unzureichenden Mittel im Bereich
der Altlastensanierung sind mehr als kurzsichtig.

Wenn der Dreck erst einmal im Grundwasser ist, ist
guter Rat teuer, und schlechte Schlagzeilen sind ga-
rantiert.

(Vizepräsident R a v e n s  übernimmt
den Vorsitz.)

Oder im Bereich Sozialpolitik! Neben Ihren gan-
zen Worthülsen von Fördern und Fordern werden
die  Schuldnerberatungen  zusammengespart  und
ausgerechnet die Dienstleistungszentren für ältere
Menschen in ihrer Arbeit rabiat beschnitten. Wäh-
rend die Frauensenatorin in Sonntagsreden das Gen-
der Mainstreaming betont, kommt in der Rede von
Senator Perschau die Gruppe der Frauen einfach gar
nicht vor, so als seien nicht soziale Dienstleistungen,
eine frauenspezifische Arbeitsförderung und Stadt-
planung auch wichtige Standortfaktoren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Grünen, und damit beantworte ich Ihre Fra-
ge, Herr Pflugradt, werden genau für diese Berei-
che, die ich hier vorgetragen habe, konkrete Anträ-
ge  in  die  parlamentarischen  Haushaltberatungen
einbringen.  Längst  haben  Ihr  undifferenziertes
Hochjubeln  jedweder  Investition  und  pauschales
Zusammenkürzen der konsumtiven Ausgaben eine
Qualität angenommen, die Bremen schadet.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächster  erhält  das
Wort der Abgeordnete Böhrnsen.

Abg. Böhrnsen (SPD): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wenn die Grünen sich
zur Sanierungspolitik der großen Koalition äußern,
dann höre ich immer ganz gespannt zu, denn ich
warte darauf, dass sie nach der regelmäßigen Fun-
damentalkritik nun endlich einmal einen Gegenent-
wurf präsentieren.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Auch heute aber, Frau Kollegin Linnert, Fehlanzei-
ge! Sie sagen, die Lage ist schwierig. Das wussten
wir schon! Ansonsten kommen die Grünen über Mä-
keln und Kritisieren leider nicht hinaus. Das ist zu
wenig, erbärmlich wenig, auch für die Opposition!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Haushalte für die
Jahre 2002/2003 sind ein wichtiger Schritt auf unse-
rem Sanierungsweg. Die beiden untrennbar mitein-
ander verbundenen Aufgaben der Sanierungspoli-
tik, nämlich den öffentlichen Haushalt bis 2005 in
Ordnung zu bringen und gleichzeitig die Wirtschafts-
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und Finanzkraft unseres Bundeslandes zu stärken,
diese beiden Aufgaben haben wir erfolgreich ange-
packt. Wir wollen genauso erfolgreich weiter arbei-
ten. Wir wissen, dass noch ein steiniger Weg vor uns
liegt, aber wir wollen entschlossen die Chancen nut-
zen, die Bremen durch die 2004 auslaufenden Sa-
nierungshilfen des Bundes erhalten hat.

Ich denke, wir können eine positive Zwischenbi-
lanz ziehen. Auf dem bisher Erreichten lässt sich auf-
bauen. Bremen holt in seiner wirtschaftlichen Ent-
wicklung auf, die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat
sich spürbar verbessert. Die Umstrukturierung der
bremischen Wirtschaft macht Fortschritte. Mit 3,3
Prozent Wirtschaftswachstum und zwei Prozent Be-
schäftigtenwachstum hat sich das Land Bremen im
vergangenen Jahr oberhalb des Bundesdurchschnitts
positioniert. Dieser positive Trend, das haben wir
eben gehört, scheint sich 2001 fortzusetzen.

Meine Damen und Herren, all das sind positive
Signale, die zuversichtlich stimmen, dass wir unser
Ziel erreichen werden.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Da sagt Herr Kröning aber etwas

anderes!)

Es kann doch nicht bestritten werden, dass sich die
Stimmung in unseren Städten in den vergangenen
Jahren zum Positiven verändert hat, dass sich unser
Image als kleinstes Bundesland außerhalb Bremens
gewandelt hat.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Bremen und Bremerhaven sind als Standorte wie-
der attraktiv. Niemand stellt unsere Selbständigkeit
in Frage. Das sind Erfolge auf dem schweren Sanie-
rungsweg, die nicht wegzudiskutieren sind.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wer, wie eben auch
von der Opposition gehört, den Fortgang der Sanie-
rung  nur  an  dem  Vergleich  von  Haushaltszahlen
misst, der hat nicht verstanden, worum es eigent-
lich bei der Sanierung geht. Die Konsolidierung des
staatlichen Haushalts ist notwendig, aber die Sanie-
rung  der  Staatsfinanzen  ist  nicht  Selbstzweck.
Zentral  geht  es  um  attraktive  und  lebenswerte
Städte, also darum, dass Bremen und Bremerhaven
sich wirtschaftlich positiv entwickeln, dass man bei
uns Arbeitsplätze findet, hier gut wohnen kann, or-
dentliche Schulen, Ausbildungsmöglichkeiten und
Sozialeinrichtungen vorfindet, auf ein reichhaltiges
Angebot  von  Kultur,  Freizeit  und  Sport  zugreifen
kann.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, nur eine Politik, die in
diesem Sinne auf Attraktivität und Lebensqualität
unserer beiden Städte setzt, sichert die Zukunft un-
seres Landes und ist eine Politik für die Menschen
in unseren beiden Städten.

(Beifall bei der SPD)

Ich räume durchaus selbstkritisch ein, dass wir viel-
leicht am Anfang unseres Sanierungsweges zu we-
nig  Augenmerk  darauf  gelenkt  haben.  Als  SPD-
Fraktion haben wir reagiert und uns für die zweite
Phase der Sanierungspolitik eine behutsame Neu-
justierung vorgenommen. Ich nenne das die notwen-
dige neue Qualität unserer Sanierungspolitik.

(Beifall bei der SPD)

Nur eine solche Politik kann unsere Einwohnerent-
wicklung positiv beeinflussen. Nur eine solche Poli-
tik kann die notwendige Akzeptanz auf dem steini-
gen Sanierungsweg bei den Bremerinnen und Bre-
mern schaffen.

Meine Damen und Herren, Sicherung und mög-
lichst Ausbau der Einwohnerzahlen sind für unse-
ren Stadtstaat zum Erreichen des Sanierungszieles
von überragender Bedeutung. Die Bürger an unse-
re Stadt zu binden und neue hinzu zu gewinnen, ist
ein zentraler Gestaltungsschwerpunkt unserer Sa-
nierungspolitik.

(Beifall bei der SPD)

So wie wir uns bislang um die Ansiedlung neuer Un-
ternehmen bemüht haben, müssen wir jetzt verstärkt
um weitere Einwohner werben. Dazu soll die von
der SPD-Fraktion vorgeschlagene und mittlerweile
von allen Fraktionen unterstützte Einrichtung einer
Neubürgeragentur gute Dienste leisten. Wir müs-
sen und werden die Finanzierung der Anlaufkosten
einer solchen Neubürgeragentur im Rahmen der par-
lamentarischen Haushaltsberatungen sichern. Hier
kann sich Bremen bundesweit profilieren.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, für uns als Sozialde-
mokraten steht auch und gerade unter Sanierungs-
bedingungen eines obenan, die Sicherung und die
Schaffung von Arbeitsplätzen und die Stärkung un-
serer Wirtschaftskraft. Dabei kommt der Ausweisung
von Gewerbeflächen an attraktiven Standorten eine
Schlüsselrolle zu. Stichworte sind hier zum Beispiel
die Süderweiterung des Technologieparks an der
Universität und die dort angestrebte Verdichtung,
der Science Park nahe der gerade eröffneten Inter-
nationalen Universität in Bremen-Grohn, der Fische-
reihafen von Bremerhaven als künftiges Zentrum für
biotechnologische Forschung und Anwendung.
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Meine Damen und Herren, die Entwicklung un-
serer Häfen ist außerordentlich erfreulich. Das be-
weist ein Wachstum im ersten Halbjahr 2001 von
mehr als 23 Prozent. Doch wir dürfen uns auf dem
Erreichten  nicht  ausruhen.  Wir  müssen  Vorreiter
sein, um unsere Position abzusichern. Deshalb war
die Entscheidung für die Neuausrichtung unserer
Häfenverwaltung richtig und notwendig. Mit Grün-
dung der Bremen Ports GmbH hat die Hansestadt
den  entscheidenden  Schritt  zur  Überführung  des
Hafenbetriebs in eine nach betriebswirtschaftlichen
Kriterien geführte wettbewerbsorientierte Organi-
sation vollzogen. Wir denken, dass dies auch ein
entscheidender  Vorteil  beim  gemeinsamen  nord-
deutschen Projekt Tiefwasserhafen sein wird, und
ich  füge  nach  dem  vergangenen  Sonntag  hinzu,
Hamburg muss dabei sein.

(Beifall bei der SPD)

Wir Bremer aber setzen vor allem auf unsere ei-
genen Stärken, die wir weiter ausbauen wollen. Die
Containerterminal-Verlängerung in Bremerhaven be-
findet sich in der Umsetzung, die Realisierung des
Ausbauschritts CT IV in Planung. Zur maximalen Ka-
pazitätsausweitung in Bremerhaven gibt es ebenso
wenig eine Alternative wie zur Pflege der Hafenin-
frastruktur, zur bedarfsgerechten Anpassung der in
die Häfen führenden Schleusen und zu einer weite-
ren Vertiefung der Fahrrinne der Außenweser.

Meine Damen und Herren, die konsequente Nut-
zung arbeitsmarktpolitischer Instrumente hat den Ar-
beitsmarkt in Bremen und Bremerhaven im vergan-
genen Jahr um immerhin 6400 Stellen entlastet. Für
uns Sozialdemokraten haben deshalb die Fortfüh-
rung und der Ausbau aktiver Arbeitsmarktpolitik
trotz der Sparzwänge weiterhin hohe Priorität.

(Beifall bei der SPD)

Innovative Lösungen sind möglich. Das belegt der
von Hilde Adolf aufgezeigte Weg zur Neustruktu-
rierung der Beschäftigungspolitik. Gefördert werden
sollen künftig vor allem Maßnahmen, die auf die
Vermittlung Arbeitsloser in den ersten Arbeitsmarkt
ausgerichtet sind. Priorität haben außerdem stadt-
teilorientierte, die Umwelt und die soziale Infrastruk-
tur  verbessernde  Beschäftigungsmaßnahmen.  Wir
haben uns verpflichtet, die Komplementärfinanzie-
rung  sämtlicher  für  Bremen  erreichbaren  arbeits-
marktpolitischen  Programme  aufzubringen.  Dies
wollen wir auch im Doppelhaushalt 2002/2003 si-
cherstellen.

Meine Damen und Herren, der Sanierungspolitik
stellen sich alle Ressorts. Dem Sozialressort gelingt
dabei beispielhaft der Beweis, dass Umbau statt Ab-
bau möglich ist.

(Beifall bei der SPD)

Trotz Sparzwang und Sanierungsauflagen wollen wir
Menschen in schwierigen Lebenslagen mit konkre-
ter Hilfe zur Seite stehen. Armut bekämpfen, sozial
Benachteiligte  integrieren,  Angebote  für  Familien
verbessern, die Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderungen unterstützen, auch das gehört zur In-
vestition in Lebensqualität in unseren beiden Städ-
ten.

(Beifall bei der SPD)

Die zwischen dem Sozialressort und dem Senat
geschlossenen Haushaltskontrakte sind der richtige
Weg zu einer zukunftsweisenden Sozialpolitik. Es
geht um Umorientierung, den Ausstieg aus sozialer
Abhängigkeit und Intensivierung der Betreuung und
nicht um Leistungsabbau und weniger Geld.

Meine Damen und Herren, ich habe schon am An-
fang meiner Rede auf die Notwendigkeit einer be-
hutsamen Neujustierung in der zweiten Phase der
Sanierung hingewiesen. Angesichts der engen Haus-
haltslage können solche Korrekturen in der Tat nur
behutsam sein. Wir wollen keine falschen Erwartun-
gen wecken, aber die Bremerinnen und Bremer sol-
len wissen, dass wir als sozialdemokratische Parla-
mentarier  auch  angesichts  der  enger  werdenden
Spielräume  nicht  resignieren,  sondern  verantwor-
tungsvoll gestalten wollen.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb, meine Damen und Herren, werden wir
trotz der engen finanzwirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen auch in diesem Doppelhaushalt im Bil-
dungsbereich einen politischen Schwerpunkt setzen.
Es geht dabei um die Absicherung der Unterrichts-
versorgung sowie um eine zeitgemäße Ausstattung
mit Sachmitteln und die notwendigen Sanierungs-
maßnahmen in den Schulgebäuden. Darüber hinaus
treten wir aber auch für bildungspolitische Innova-
tionen ein, damit Bremen weiter an Attraktivität und
Lebensqualität gewinnt.

Wir haben bereits im letzten Doppelhaushalt 2000/
2001 das Projekt verlässliche Grundschule auf den
Weg gebracht und finanziell abgesichert. Das hat
sich als familien- und bildungspolitischer Erfolg er-
wiesen.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem Einstieg in schulische Ganztagsangebote
in der Sekundarstufe I wollen wir nun den nächsten
Schritt tun. Ganztagsangebote ermöglichen nicht nur
eine bessere individuelle Förderung von begabten
ebenso wie von benachteiligten Schülerinnen und
Schülern und erhöhen so die Bildungschancen der
Jugendlichen, sie gewährleisten überdies eine bes-
sere Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Um unsere bildungspolitischen Schwerpunkte un-
ter  Einhaltung  der  restriktiven  finanzpolitischen



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 15. Wahlperiode – 42. Sitzung am 25. 09. 01 3153

Rahmenbedingungen durchzusetzen, bedarf es ge-
wiss einer gewaltigen Anstrengung. Wir wollen diese
Anstrengung auf uns nehmen, für uns ist Bildungs-
politik immer auch eine Investition in die Zukunft.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, so wie in der Bildungs-
politik wollen wir auch bei der Familienpolitik in
diesen Haushaltsberatungen einen Akzent setzen
und mit der Einrichtung von Betriebskindergärten
zur Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf beitragen. Modellhaft sollen in den kommen-
den drei Jahren an drei Standorten Betriebskinder-
gärten eingerichtet werden, um so die Attraktivität
der Arbeitsplätze weiter zu erhöhen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, lebendige Stadtteil-
zentren fördern die Identifikation der Bewohner und
Bewohnerinnen mit ihrem Stadtteil und damit mit
ihrer Stadt. Eine positive Identifikation führt zur Bin-
dung und Gewinnung von Einwohnerinnen und Ein-
wohnern und beugt damit Wanderungsverlusten vor.
Für eine solche Identifikation, ich will das hier nicht
unerwähnt lassen, ist auch ein sauberes Stadtbild
erforderlich.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir müssen mehr tun für die Sauberkeit in unseren
Stadtteilen, aber wir müssen es so tun, dass der Bür-
ger, die Bürgerin einen unmittelbaren Nutzen hat
und nicht das Gefühl, ihm solle unter dem Vorwand,
andere Probleme zu lösen, Geld aus der Tasche ge-
zogen werden.

(Beifall bei der SPD)

Hier müssen wir, meine Damen und Herren, als
große Koalition einen neuen Anlauf machen und eine
Lösung möglichst noch während der Haushaltsbe-
ratungen hinbekommen. Ich weiß um die Schwie-
rigkeiten, aber diese Koalition ist angetreten, sol-
che Schwierigkeiten aus dem Weg zu räumen,

(Beifall bei der SPD)

und dass wir das können, haben wir in den vergan-
genen Jahren immer wieder bewiesen. Bei allen in-
haltlichen Kontroversen haben wir bislang stets in
fairer Partnerschaft am Ende einen Kompromiss nicht
nur gesucht, sondern auch gefunden, sei es beim
Polizeigesetz, bei den Impulsgeldern, beim Beiräte-
gesetz. Ich bin sicher, dass wir auch bei der Stadt-
reinigung, bei allen anderen Problemen, die auf un-
serem Sanierungsweg noch auf uns zukommen, in-

nerhalb der großen Koalition eine tragfähige Lösung
finden werden.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, durch die schrecklichen
Terroranschläge vom 11. September haben Fragen
der inneren Sicherheit eine zusätzliche, besondere
Bedeutung bekommen. Die große Koalition hat be-
reits in der vergangenen Legislaturperiode durch die
Herausnahme  des  Polizeivollzugsdienstes  aus  der
so genannten PEP-Quote und durch kontinuierliche
Investitionsanstrengungen dafür gesorgt, dass die in-
nere Sicherheit nicht vernachlässigt wurde. Ange-
sichts der Bedrohung durch den weltweiten Terro-
rismus, aber auch vor dem Hintergrund der nun noch
stärkeren  Verpflichtung  zur  Integration  und  zum
friedlichen Zusammenleben in Bremen beizutragen,
müssen wir das Sicherheitsgefüge von Polizei und
Diensten in Bremen auf den Prüfstand stellen.

Wir wollen, dass diese große Koalition alles Men-
schenmögliche unternimmt, um die innere Sicherheit
in Bremen zu gewährleisten.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Darauf müssen sich nicht nur die Angehörigen US-
naher Institutionen und Firmen verlassen können,
darauf dürfen jüdische Mitbürger und Institutionen
vertrauen,  und  darauf  dürfen  auch  deutsche  und
nichtdeutsche Bremerinnen und Bremer muslimischen
Glaubens bauen. – Ich danke Ihnen!

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es ist schon bitter, denn manch-
mal weiß ich nicht, ob meine Leidensfähigkeit durch
diese  unfähige  Wirtschafts-  und  Finanzpolitik  von
SPD und CDU nicht doch irgendwann einmal er-
schöpft ist. Aber machen Sie sich da einmal keine
falsche Hoffnung, denn Ihre skandalöse Politik auf
Kosten der Bürger gibt mir jedes Mal neue Kraft,
zum Wohle der Bürger gegen den wirtschaftlichen
und finanziellen Ruin des Landes Bremen und der
Stadt Bremerhaven vehement anzukämpfen! Letzte
Woche ein skandalöser Eckwertebeschluss mit ei-
nem unverantwortlichen Nachtragshaushalt in der
Bremerhavener Stadtverordnetenversammlung und
in dieser Woche unverantwortliche Haushaltsgeset-
ze und Haushaltspläne der Freien Hansestadt Bre-
men für die Haushaltsjahre 2002/2003!

Meine Damen und Herren, Sie mögen in der Mit-
teilung des Senats vom 21. August 2001 mit der
Drucksachen-Nummer 15/787 nicht einmal mehr die
Vergleichszahlen des Haushaltes 2000/2001 gegen-
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überstellen. Glauben Sie denn wirklich, dass die
Bürger in diesem Lande ihre Verschleierungstaktik
nicht erkennen? Für wie blöd halten Sie eigentlich
unsere Bürger? Es ist doch Aufgabe der Opposition,
von dieser grünen Opposition haben Sie nun wirk-
lich nicht viel Gegenwert zu erwarten, dass die Ver-
fehlungen des Senats deutlich aufgezeigt werden.

Es erfüllt mich mit großer Sorge, wenn wir in ei-
ner von Ihnen zu verantwortenden finanziellen Not-
lage noch tiefer in den Strudel einer verfehlten Fi-
nanzpolitik geraten. Wer in dieser Vorlage auf Seite
drei  die  Passage  zur  Einhaltung  der  Landeshaus-
haltsordnung liest, wird sich mit Grausen abwen-
den, ich will es einmal in aller Deutlichkeit sagen.
Sie erfüllen in den Bereichen Inneres, Justiz, Bildung,
Kultur, Bau, Wirtschaft und Sport nicht die dringend
erforderlichen Anforderungen. Sie kürzen besseren
Wissens in den Eckwerten und erhöhen dann im Jahr
2003 drastisch im Ausgabenbereich, um den Bür-
gern Sand in die Augen zu streuen.

Hoffen Sie denn allen Ernstes für 2003 auf eine
bessere Wirtschaftslage bei dieser Bundesregierung,
oder glauben Sie an das Wunder der Strukturver-
besserung in diesem Ausmaß? Das glauben Sie doch
selbst nicht! Ich habe das Gefühl, dass hier der Se-
nat einzig und allein das persönliche Ziel hat, die
Pensionsgrenze zu erreichen, und den Mitgliedern
der Regierungsfraktionen ist es scheinbar egal, nach
dem Motto: Auch in der Opposition gibt es dann noch
gutes Geld. Das kann doch aber keine verantwor-
tungsbewusste Finanzpolitik sein!

Sie gefährden mit Ihrer gescheiterten Politik die
innere Sicherheit unseres Bundeslandes. Wir sind ja
bald schon so weit, dass unsere Polizeibeamten für
ihre Streifenwagen selbst Benzin mitbringen müs-
sen. Verurteilte Straftäter können mangels Personal
nicht mehr eingesperrt werden, Asylbewerber kön-
nen nicht mehr abgeschoben werden, weil die Flug-
kosten zu hoch sind und so weiter und so weiter.
Die innere Sicherheit bricht in allen Bereichen total
zusammen, kein Geld, kein Personal, es ist unglaub-
lich.

Im  wichtigen  Bildungsbereich  stellen  Sie  keine
Lehrer mehr ein. Schulen werden nicht mehr im er-
forderlichen Umfang saniert, Schulen werden zum
Teil nicht mehr geheizt, dafür fällt dann im Winter
der Unterricht aus. Die Schüler, die von einer solch
geführten Schule kommen, brauchen dann auch kei-
ne Universität mehr, insofern können Sie in Bremen
auch die Universität sparen.

Meine Damen und Herren, im Kulturbereich gibt
es dann über den Verkehrsverbund Fahrkarten nach
Oldenburg zum dortigen Theater, weil wir uns in
Bremen kein Theater mehr erlauben können, da wir
unser Geld für „Jekyll and Hyde“ aus dem Fenster
geworfen haben. Im Baubereich kommen dann Be-
rechtigungsscheine für eine Zeltunterkunft am Uni-
see, weil Sozialwohnungen das Preisniveau von ex-

klusiven Eigentumswohnungen erreicht haben. So-
zialhilfeempfänger bekommen dann ihre Sozialhil-
fe in Raten ausgezahlt. Eine Qualifizierung von Ar-
beitslosen wird dann überhaupt nicht mehr vorge-
nommen, und eine vernünftige Wirtschaftsförderung
kann dann auch nicht mehr betrieben werden.

Meine Damen und Herren, dieses Horrorszenario
wird das baldige Endergebnis Ihrer gescheiterten
mittelfristigen Finanzplanung sein. Ich als Vertreter
der  Deutschen  Volksunion  werde  Ihnen  zu  den
Haushaltsberatungen im Dezember einen detaillier-
ten Antrag vorlegen, wie wir uns die Lösung der fi-
nanziellen Probleme langfristig vorstellen.

Meine Damen und Herren, das Gesetz, das der
Senat mit Unterstützung der großen Koalition uns
jetzt  hier  vorlegt,  ist  so  funktionsfähig,  wie  die
Hansekogge  im  Deutschen  Schifffahrtsmuseum
schwimmfähig ist!

Meine Damen und Herren, kommen wir nun ein-
mal zum Nachtragshaushaltsgesetz und Nachtrags-
haushaltsplan der Freien Hansestadt Bremen 2001!
Hier sage ich Ihnen ganz klar und deutlich, die gro-
ße Koalition steht vor dem finanziellen Bankrott. Sie
stehen tief im Scherbenhaufen ihrer gescheiterten
Finanzpolitik, und es ist schon interessant, wie Sie
sich mit Schönwetterreden aus diesem finanzpoliti-
schen Desaster herausreden wollen.

Ich teile mit Ihnen die Auffassung, dass durch eine
verfehlte Wirtschafts- und Steuerpolitik der Bundes-
regierung und durch eine maßlose Erhöhung der
Lebenshaltungskosten die Binnennachfrage fast auf
null gesunken ist. Die Bundesregierung hat in ihrer
enormen sozialen Art und Weise dafür gesorgt, dass
sich unsere Bürger fast nichts mehr erlauben kön-
nen, aber wer natürlich dann mit einem Chauffeur
im Dienstwagen sitzt, der braucht sich auch um ei-
nen  stetig  steigenden  Benzinpreis  keine  Sorgen
mehr zu machen, das ist mir schon klar.

Meine Damen und Herren, trotz Sanierungszah-
lungen des Bundes haben das Land Bremen und die
Gesellschaften, bei denen das Land Anteilseigner
ist, einen Schuldenstand erreicht, den kein Mensch
mehr abbauen kann, und diese große Koalition erst
recht nicht. Ihre Haushaltsführung ist für die Men-
schen  in  unserem  Bundesland  schädlich  und  ver-
werflich,  selbst  die  nachfolgenden  Generationen
werden  unter  dieser  katastrophalen  Finanzpolitik
noch sehr lange unmenschlich, unerträglich lange
leiden müssen. In Ihren Haushaltsplanungen sind
die Kredite der Gesellschaften nicht enthalten, aber
die Bürger dieses Landes müssen dafür geradeste-
hen.

Haushaltsrechtlich mag Ihr Handeln rechtmäßig
sein, aber moralisch ist es höchst verwerflich. Selbst-
verständlich bin ich gern dazu bereit, aktiv an der
Konsolidierung der Finanzen mitzuwirken. Dafür bin
ich auch gewählt worden, und ich nehme im Ge-
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gensatz zu einigen von Ihnen mein Mandat doch sehr
ernst. Dazu ist es aber dringend erforderlich, dass
der Senat der Opposition eine ehrliche Eröffnungs-
bilanz aller finanziellen Probleme vorlegt. Ich for-
dere alle Fraktionen in diesem Hause auf, diese be-
rechtigte Forderung der Deutschen Volksunion auch
durchzusetzen.

Meine Damen und Herren, Paragraph 19 der Lan-
deshaushaltsordnung ermächtigt uns zu einer höhe-
ren Kreditaufnahme, wenn wir in einer besonderen
wirtschaftlichen Notlage sind. Der Systemfehler, den
Sie begehen, da bin ich mit dem Landesrechnungs-
hof vollkommen einer Meinung, ist, Sie rechnen
Verkäufe nicht gegen Kredite, sondern als ganz ge-
wöhnliche Einnahmen. Ich frage Sie: Wie lange soll
das denn noch gut gehen? Sie verschleudern das
Tafelsilber und haben dabei noch nicht einmal Wer-
te geschaffen.

Meine Damen und Herren, Sinn der Sanierung
war es doch, durch Investitionen Steuerkraft und
Arbeitsplatzzahlen zu erhöhen. Ihre Investitionspo-
litik ist nach meiner festen Überzeugung erstens
nicht rechtmäßig und zweitens auf klägliche Weise
gescheitert. Ich sage hier nur einmal das Stichwort
„Jekyll and Hyde“. Meine Damen und Herren, ich
bin gespannt, wie Sie die ausgegebenen zusätzli-
chen Zuschüsse, die von uns noch nicht einmal ge-
nehmigt worden sind, durch die politischen Gremi-
en bringen wollen. Da bin ich aber einmal gespannt!
Am besten, schlage ich Ihnen vor, am parlamentari-
schen Abend, weil dann der eine oder andere in se-
liger Weinlaune vielleicht etwas großzügiger ist! Ich
könnte hier noch mehr Beispiele aufzählen, aber
dafür würde sogar meine erweiterte Redezeit nicht
mehr ausreichen.

Ich bin wahrlich kein Freund der Bremerhavener
CDU, aber sie hat zumindest nach der Fusion der
Stadtwerke dieses Geld zum Schuldenabbau ge-
nutzt. Sie aber machen im Land Bremen den ele-
mentaren Fehler, mehr Geld auszugeben, als Ihnen
tatsächlich zur Verfügung steht. Man muss es sich
einmal genüsslich auf der Zunge zergehen lassen,
Sie haben sage und schreibe – ich mache das ein-
mal ganz deutlich und in Ruhe – 59 100 000 DM Min-
dereinnahmen. Es gelingt Ihnen nicht, den Begriff
Aufgabenkritik umzusetzen. Dieser Nachtragshaus-
halt ist die Bankrotterklärung des Senats und der
Fraktionen, die diesen Senat stützen. Die so genann-
te Sanierungskoalition sollte zum Wohl der Bürger
und im Interesse unseres Bundeslandes schnellstens
aus diesem Bundesland verschwinden, genauso wie
„Jekyll  and  Hyde“  aus  diesem  Bundesland  ver-
schwunden ist, denn das spart Geld und ist im Sin-
ne der Bürger. – Ich bedanke mich!

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächster  erhält  das
Wort der Abgeordnete Eckhoff.

Abg. Eckhoff (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich möchte einige

Bemerkungen aus Sicht der CDU-Fraktion auch zu
diesen Haushaltsberatungen machen. Zunächst ein-
mal möchte ich das unterstreichen, was der Kollege
Böhrnsen gesagt hat, was Bremen betrifft: Die Stim-
mung in der Stadt und auch im Bundesland ist deut-
lich besser geworden. Infrastrukturmaßnahmen sind
auf den Weg gebracht, Projekte sind erfolgreich ver-
wirklicht, und das Image ist überregional deutlich
verändert.

(Beifall bei der CDU)

Vielen Dank, Herr Böhrnsen, für die Erklärung, dass
die CDU in dieser Regierung sein muss!

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte mich, bevor ich anfange, die Zahlen
zu bewerten, zunächst einmal ganz herzlich beim
Finanzsenator und Bürgermeister Hartmut Perschau
und allen Mitarbeitern bedanken, die uns diesen
Haushalt hier heute präsentiert haben.

(Beifall bei der CDU)

Die Zahlen belegen eindrucksvoll diese veränder-
te Situation, die unter anderem auch der Kollege
Böhrnsen hier skizziert hat. Hartmut Perschau, ich
möchte die Kernzahlen noch einmal wiederholen,
hat es gesagt: Die konsumtiven Ausgaben sind seit
1995 um minus 0,4 Prozent pro Jahr gesunken. Ohne
Sanierungsbeihilfen hätten wir 12,4 Milliarden DM
mehr Schulden, und die Investitionsquote erreicht
in den Haushaltsplänen 2002/2003 fast 18 Prozent.
Darüber hinaus haben wir die modernste Haushalts-
steuerung in der Bundesrepublik Deutschland.

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Zahlen,
die hier vorgelegt wurden, sind der Ausdruck, der
schriftliche Beweis der erfolgreichen Politik der letz-
ten Jahre.

(Beifall bei der CDU)

Finanzpolitik ist aber nur eines, die Wirtschafts-
zahlen belegen dies darüber hinaus: 1,5 Prozent
Wachstum im ersten Halbjahr. Wir hätten natürlich
gern mehr gehabt, wir hätten auch gern wieder die
Zahlen des Vorjahres gehabt. Es liegt allerdings in
erster Linie, wie es der Bundesdurchschnitt beweist,
an den mäßigen Rahmenbedingungen, die im Bund
vorliegen, dass dieser Satz mit 1,5 Prozent nicht hö-
her ist.

Das, was ich aber für das Jahr 2000 noch einmal
hervorheben möchte, sehr geehrte Damen und Her-
ren, liebe Frau Linnert, ist, dass es gelungen ist, fast
8000 zusätzliche Arbeitsplätze netto im Land Bre-
men zu schaffen. Dies ist tatsächlich eine herausra-
gende Leistung des Jahres 2000.

(Beifall bei der CDU)
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Liebe Frau Linnert, ich kann natürlich auch den
Vorwurf nachvollziehen, dass Sie sagen, wenn man
so manche Zahlen, zum Beispiel auch die Arbeits-
platzzahlen, von Beginn des Sanierungszeitraums bis
zum Jahr 2000 nimmt, die wir dort entsprechend vor-
liegen haben, gibt es dort zum Beispiel einen Netto-
verlust.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, nein!)

Doch, das haben Sie ja auch kritisiert!

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, 1995 habe ich angefangen!)

Dies liegt natürlich auch ganz maßgeblich an den
schlechten Rahmenbedingungen, die wir übernom-
men haben, und daran, dass natürlich sowohl Infra-
strukturmaßnahmen  als  auch  Projektmaßnahmen
Zeit brauchen, bis sie eine entsprechende Wirkung
am Arbeitsplatz entfalten. Deshalb ist diese Zahl na-
türlich ein Ausdruck der konsequenten Sanierungs-
politik.

(Beifall bei der CDU)

Nicht nur diese Zahlen, sondern auch 3,3 Prozent
Wirtschaftswachstum  im  Jahr  2000,  24  Prozent
Wachstum zum Beispiel im Bereich der Häfen un-
terstreichen deutlich diese Zahlen.

Sehr geehrte Damen und Herren, es ist einiges
erreicht worden, und natürlich spiegelt sich das des-
halb in diesen Zahlen entsprechend wider. Gewer-
begebiete wie die Hemelinger Marsch, wie der Flug-
hafen, wie der Technologiepark sind gefüllt und lau-
fen weiterhin voll. Investitionsprojekte sind umge-
setzt worden wie zum Beispiel das Universum, wie
die Messehallen, natürlich auch das Musical. Es ist
doch vollkommen klar, und darüber braucht man
sich auch nicht zu streiten, dass, wenn viel bewegt
wird, natürlich das eine oder andere Projekt viel-
leicht nicht die gewünschte Wirkung erzielt, wie wir
uns das alle versprechen. Nur, sehr geehrte Damen
und Herren von den Grünen, wer kein Risiko ein-
geht, wird auch keinen Erfolg ernten.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD – Abg.
Frau D r .  T r ü p e l  [Bündnis  90/Die
Grünen]:  Es  geht  darum,  welche  Risiken

man eingeht!)

Das habe ich gehört, liebe Frau Trüpel. Frau Lin-
nert hat sich distanziert von der Galopprennbahn,
von  der  Sandstraße  und  vom  Weserstadion.  Das
heißt, 98 Prozent der Investitionsprojekte trägt sie

offensichtlich mit. Das ist die Fundamentalkritik der
Opposition hier in diesem Landtag!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD – Abg.
Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das Geld haben Sie doch schon alles

ausgegeben!)

Sehr geehrte Damen und Herren, darüber hinaus
sind erfolgreiche weitere Projekte in Arbeit, die na-
türlich auch positive Wirkungen auf die Situation des
Arbeitsmarktes  hier  in  Bremen  erzielen  werden:
Space-Park als im Moment eine der größten Bau-
stellen in Norddeutschland oder aber auch die Hal-
le VII, um nur zwei Beispiele zu nennen. Infrastruk-
turmaßnahmen wie der Hemelinger Tunnel sind in
Arbeit beziehungsweise schon eröffnet wie die Ge-
org-Bitter-Straße.

Sehr geehrte Damen und Herren, der Anfang ist
gemacht. Wir packen es hier an, aber es wird natür-
lich Zeit dauern, bis diese Wirkung – –.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nach sechs Jahren!)

Liebe Frau Linnert, wenn 30 Jahre die Politik in
die falsche Richtung zeigte, sind sechs Jahre ein sehr
kurzer Zeitraum für einen Sanierungsweg!

(Beifall bei der CDU – Zuruf vom Bünd-
nis 90/Die Grünen)

Meine  sehr  verehrten  Damen  und  Herren,  wir
müssen das Tempo auch im Bereich der Wirtschafts-
politik  intensivieren.  Neue  Gewerbegebiete  sind
auszuweisen. Deshalb haben wir uns zum Beispiel
auf die Süderweiterung und die Intensivierung der
Flächennutzung im Technologiepark verständigt. Wir
haben uns ja auch darauf verständigt, dass wir ein
Stadtentwicklungsgutachten in Auftrag geben wer-
den. Ich bin mir sicher, das Ergebnis des Stadtent-
wicklungsauftrages  wird  sein,  dass  wir  auch  die
Norderweiterung des Technologieparks in der kom-
menden Legislaturperiode brauchen.

(Beifall bei der CDU – Zuruf des Abg.
D r .  S i e l i n g  [SPD])

Sehr geehrte Damen und Herren, wir werden den
Hightech-Bereich intensiver fördern. Deshalb wird
die Koalition dazu in Kürze einen gemeinsamen An-
trag vorlegen, und wir werden das sicherlich in den
Haushaltsberatungen  auch  entsprechend  berück-
sichtigen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das haben Sie doch schon zehn-

mal angekündigt!)
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Wir wollen den Autobahnring schließen. Wir wer-
den den Logistikbereich weiter ausbauen, und wir
werden auch, sehr verehrte Damen und Herren, den
Tourismus weiter vorantreiben. Diese 1,2 Millionen
Übernachtungsgäste sind eine gute Zahl, wenn man
sich die Zahlen des Jahres 1994 ansieht. Wenn man
sich  vergleichbare  Zahlen  wie  zum  Beispiel  aus
Nürnberg mit 1,8 Millionen Übernachtungen ansieht,
so haben wir noch deutlichen Nachholbedarf. Inso-
fern müssen wir die Infrastruktur dort auch erhöhen.
Deshalb bin ich mir sicher, dass das Erfolgsmodell
Schlachte ausgeweitet werden wird, dass das Uni-
versum mit dem Visionarum einen zweiten Bauab-
schnitt erfahren wird und dass wir natürlich auch
die Halle I der Stadthalle entsprechend kapazitäts-
mäßig erweitern, um den erfolgreichen Weg im Be-
reich des Tourismus weiter fortzusetzen, sehr geehrte
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Ein Wort auch beziehungsweise nicht nur ein Wort,
sondern einige Bemerkungen zu Bremerhaven! Dort
müssen wir uns besonders anstrengen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ein Anfang ist gemacht!)

Sie sagen, ein Anfang ist gemacht. Ich teile vollkom-
men Ihre Auffassung, dass wir uns insgesamt in ei-
ner sehr schwierigen Lage befinden. Dabei wider-
spricht Ihnen doch gar keiner.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das erzählen Sie doch!)

Liebe Frau Linnert, Ihre Alternative von Politik aber
ist, dass Sie im Endeffekt aufgeben und in den alten
Schlendrian zurück wollen. Dies wollen wir nicht.
Wir wollen den Sanierungsweg dort entsprechend
fortsetzen.

(Beifall bei der CDU)

Der Anfang ist auch in Bremerhaven gemacht. Es
sind dort massive Investitionen in die Infrastruktur-
maßnahmen der Häfen: CT III, nächste Woche der
erste Spatenstich – so kann man das dort wohl nicht
nennen, ich glaube, Rammschlag heißt es im Ha-
fenbereich – für CT III a. Die Fischereihafenschleu-
se ist eröffnet, das Schaufenster ist dort zu einer mo-
dernen  Tourismusattraktion  geworden.  Der  Flug-
platz Luneort ist ausgebaut worden genauso wie das
Carl-Schurz-Gelände.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Alles
CDU-Projekte!)

Die Attraktivität hat auch in Bremerhaven zuge-
nommen. Die Investitionen in dem Bereich des Zoos

am Meer, des Deutschen Schifffahrtsmuseums oder
aber auch des Stadttheaters belegen dies eindrucks-
voll, und – darüber werden wir im Laufe dieser Ta-
gesordnung der Bürgerschaft auch noch debattie-
ren – für Bremerhaven stehen auch die 25 Prozent
Anteil  am  Investitionssonderprogramm  zur  Verfü-
gung. Sie müssen nur dafür Sorge tragen, dass die-
se Mittel auch abgerufen werden, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren!

(Beifall  bei  der  CDU  –  Abg. T ö p f e r
[SPD]: Wenn das Wirtschaftsressort nicht

immer alles blockiert!)

Hier wollen wir natürlich auch das Tempo erhö-
hen. CT IV steht auf dem Programm. Der Wirtschafts-
senator Josef Hattig unternimmt alles, um dieses Pro-
jekt möglichst zeitnah zu realisieren.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt neue Bestrebungen, den Neuen Hafen ent-
sprechend auszubauen und dort auch ein machba-
res Konzept tatsächlich vorzulegen. Die neue Tech-
nologie hält in Form der Biotechnologie auch dort in
Bremerhaven entsprechend Einzug.

Dies ist ein Beitrag zum Strukturwandel, den wir
entsprechend  fördern  und  ausbauen  müssen.  Wir,
meine Damen und Herren von den Grünen, als gro-
ße Koalition brauchen wirklich keine Nachhilfe, was
den Bereich Bremerhaven betrifft. Wir werden un-
sere Konzentration auf Bremerhaven richten, damit
dieser Strukturwandel sich möglichst auch in Bre-
merhaven entsprechend zeitlich schneller realisie-
ren lässt und wir unsere Bemühungen intensivieren,
sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Sehr dankbar bin ich für den Beitrag des Kolle-
gen Böhrnsen zum Bereich der inneren Sicherheit.
Es war ja nicht immer selbstverständlich, dass Sozi-
aldemokraten sich tatsächlich auch so vehement zum
Bereich der inneren Sicherheit bekennen, wie es der
Kollege Böhrnsen gerade gemacht hat. Er hat aus
Hamburg natürlich gelernt. Das ist doch vollkom-
men klar.

(Beifall bei der CDU – Abg. B ö h r n s e n
[SPD]: Sie hoffentlich auch, Herr Eckhoff!
– Abg. K l e e n  [SPD]: Wir haben in Ham-
burg nicht verloren! – Lachen bei der CDU)

Lieber Herr Kleen, wer hat mehr an die Schill-
Partei verloren?

(Unruhe bei der SPD)

Insofern werden wir sicherlich gemeinsam in den
Haushaltsberatungen die Notwendigkeiten, die sich
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im Bereich der inneren Sicherheit auch durch die
neuen Formen ergeben, die wir leider im Bereich
des internationalen Terrorismus zur Kenntnis zu neh-
men haben, um die weitgehende Sicherheit der Bür-
ger zu gewährleisten, auch finanziell entsprechend
ausstatten müssen.

Sehr geehrte Damen und Herren, noch einige ganz
kurze  Bemerkungen  zu  drei  weiteren  Bereichen!
Zum  einen  zur  Bildungspolitik:  Hartmut  Perschau
hatte es schon gesagt, ich sage es noch einmal, gute
Bildung hat nicht immer automatisch auch etwas mit
finanzieller Ausstattung zu tun. Wir in Bremen ha-
ben noch immer die Situation, dass wir von allen
Bundesländern pro Schüler am meisten Geld im Bil-
dungsbereich ausgeben. Leider waren die Ergeb-
nisse in der Vergangenheit nicht immer so, wie wir
es uns gewünscht haben. Aus diesem Grund müs-
sen wir natürlich nicht nur die finanziellen Gesichts-
punkte sehen, sondern uns auch inhaltlich weiter-
entwickeln. Deshalb werden wir natürlich auch ver-
suchen, in der nächsten Zeit das flächendeckende
zwölfjährige  Abitur  und  natürlich  auch  die  Ab-
schlussprüfungen im Bereich Zentralabitur, Haupt-
und Realschule umzusetzen, weil es nicht nur eine
Frage der Finanzen ist, dass unsere Kinder eine ver-
nünftige Bildungspolitik bekommen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist uns aber auch immer gelungen, die finanzi-
ellen Rahmenbedingungen zu schaffen. 120 Millio-
nen DM für Schulraumsanierung werden vermut-
lich auch im Laufe dieser Jahre zur Verfügung ge-
stellt werden, 180 Millionen DM waren es, glaube
ich, in der letzten Legislaturperiode. Wir haben es
geschafft, in den letzten Haushaltsberatungen eine
deutlich bessere Computerausstattung hinzubekom-
men. Dies müssen wir insgesamt auch weiter schaf-
fen, aber wir müssen uns auch inhaltlich über die
Positionen verständigen.

Eine weitere Bemerkung zum Bereich der Kultur-
politik: Sehr geehrte Damen und Herren, die Kul-
turpolitik ist für die CDU-Fraktion hier im Haus auch
Standortpolitik. Deshalb werden wir uns dafür ein-
setzen, dass wir das, was wir den Kulturtreibenden
auch zugesagt haben, nämlich eine Deckelung des
Betrages von 133,8 Millionen DM, als Mindestbasis
erreichen.

Wir werden natürlich, das habe ich auch immer
gesagt, auch wenn es neue gute Ideen gibt, liebe
Frau Dr. Trüpel, wenn die entsprechenden Untersu-
chungen eine positive Chance ergeben, Kulturhaupt-
stadt Europas zu werden, dies auch finanziell ent-
sprechend ausrüsten, weil es uns als ein sinnvolles
Ziel erscheint, das wir auch gemeinsam über die Par-
teigrenzen hinweg tragen wollen.

(Beifall  bei  der  CDU  –  Abg.  Frau D r .
T r ü p e l  [Bündnis  90/Die  Grünen]:  Ja,

das freut mich!)

Eine Bemerkung zum Bereich der Baupolitik: Na-
türlich, lieber Kollege Böhrnsen, bringt jeder Ein-
wohner Einnahmen. Deshalb ist es richtig, dass wir
gemeinsam den Bereich der Neubürgeragentur ent-
wickelt haben. Wir wollen das auch während dieser
Haushaltsberatungen finanziell absichern. Ich ge-
stehe durchaus zu, dass die erste Äußerung im öf-
fentlichen Bereich natürlich aus der SPD-Fraktion
kam, dafür kam von uns das erste Konzept. Sie hat-
ten die Idee, wir hatten das Konzept, das ist doch
eine hervorragende Zusammenarbeit!

(Beifall bei der CDU – Zurufe von der SPD)

Lieber Herr Kollege Böhrnsen, zu der erfolgrei-
chen Arbeit der Neubürgeragentur gehören natür-
lich auch neue Flächen, und da wird mir Angst und
Bange. Deshalb hoffe ich, dass Frau Wischer wirk-
lich nun endlich alles dazu beiträgt, dass sich die
Bebauung der Osterholzer Feldmark und in Brok-
huchting realisieren lassen, damit wir für die Neu-
bürger tatsächlich auch ein Angebot in dieser Stadt
haben.

(Beifall bei der CDU)

Eine letzte Bemerkung auch zu dem Bereich, den
Sie genannt haben, der Stadtreinigung: Wir kennen
das ja schon, zunächst einmal die Probleme und das
Chaos auslösen und dann die CDU zur Hilfe rufen!

(Lachen bei der SPD)

Wir werden Ihnen helfen! Nachdem die SPD-Frak-
tion selbst die Vorschläge der Senatskanzlei und der
Bausenatorin  zurückgezogen  hat,  werden  wir  uns
gern mit Ihnen hinsetzen, weil uns die Stadtreini-
gung am Herzen liegt und wir eine vernünftige Lö-
sung für dieses Problem haben werden.

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, die Parlamen-
tarier und insbesondere die Mitglieder des Haus-
haltsausschusses haben schwere Wochen vor sich.
Anmeldungen für 150 Millionen DM gab es noch im
Ressort, 25 Millionen DM Restmittel stehen zur Ver-
fügung. Ich wünsche dem Haushaltsausschuss viel
Erfolg bei seinen Beratungen, und ich freue mich
jetzt schon auf die zweite Lesung im Dezember! –
Vielen Dank!

(Anhaltender Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Mützelburg.
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Abg. Mützelburg (Bündnis 90/Die Grünen) *): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Herr Kollege
Eckhoff, Sie haben sich mit Ihrer vehementen Rede
ja fast für einen Hamburger Senatorenposten emp-
fohlen!

(Abg. E c k h o f f  [CDU]: So leicht wer-
det ihr mich nicht los hier!)

Meine Damen und Herren, die Koalition hat sich
wieder redliche Mühe gegeben, auf die Grünen ein-
zuschlagen, insbesondere Herr Kollege Böhrnsen.
Sie haben das erzählt, was Sie an dieser Stelle im-
mer wieder erzählen müssen, wir hätten kein Kon-
zept für die Sanierung, Sie wären auf dem richtigen
Weg.

(Beifall bei der CDU)

Danke für den Beifall! Sie haben es nötig, ja?

Schauen wir uns doch einmal die Lage an! Frau
Kollegin Linnert hat ja darauf hingewiesen, was Sie
hier eigentlich von uns verlangen, ist, dass wir Ihre
Probleme lösen.

(Lachen bei der CDU)

Sie haben das Geld der nächsten Jahre ja schon
weitgehend ausgegeben! Wenn man dem Finanz-
senator und seinem Haus glauben kann – und ich
glaube ihm im Regelfall, was die Zahlen betrifft –,
dann stehen vom Investitionssonderprogramm für
diese Legislaturperiode noch ganze zehn Millionen
DM zum Ausgeben zur Verfügung, die nicht ver-
pflichtet und festgelegt sind. Von den Beträgen bis
zum Jahr 2010, über die noch niemand beschlossen
hat, über die es eine Art Anschlussinvestitionspro-
gramm gibt, sind schon knapp 50 Prozent festgelegt,
meine Damen und Herren. Das sind die Gestaltungs-
spielräume für die Zukunft, die jetzt festgelegt und
zum größten Teil auch schon fest einbetoniert sind.

Was Sie von uns verlangen, ist, dass wir dieses
Geld aus dem Beton wieder herausholen und in der
Zukunft noch einmal verfügbar machen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dieses Wunder, das gebe ich gern zu, schaffen auch
die Grünen nicht! Deshalb verlangen wir jetzt auch
überhaupt nicht, dass irgendjemand hier ein Wun-
der schafft. Wir unterscheiden uns in einem Punkt:
Wir wollen hier keine Marketingstrategie, sondern
wir wollen den Bürgerinnen und Bürgern Bremens
sagen, was Tatsache ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Tatsache ist, dass die Belastungen, Herr Perschau
hat ja den Schuldenstand für den einzelnen Bürger
angedeutet, pro Kopf der Bevölkerung wachsen und
nicht abnehmen. Das muss man offen sagen. Das
führt in der Tat dazu, und das wird auch bei den
Grünen nicht bestritten, dass wir nicht darum he-
rumkommen, neue Schulden zu machen. Wir strei-
ten uns gar nicht darüber, Herr Perschau.

Die jetzige Lage hat sich gegenüber der Debatte
vor vier oder fünf Jahren verändert, das Geld ist weg,
und niemand schafft es wieder herbei. Da das aber
so ist, ist es noch wichtiger, sich darum zu streiten,
wofür die Gelder ausgegeben werden, die wir jetzt
auf Kosten unserer Kinder aufnehmen müssen. Da-
rum geht heute der Streit in Wirklichkeit.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Kollege Eckhoff, wenn Sie sagen, die Grü-
nen wollten den alten Schlendrian wieder haben,
nichts dergleichen! Schon als wir regiert haben, ha-
ben wir versucht, mit ganz vielen Elementen anzu-
fangen, die Herr Perschau heute in seiner Rede ja
gelobt und die die Regierung jetzt konsequent fort-
gesetzt hat. Das ist doch gar nicht unser Problem.
Wir wollen aber nicht den neuen Schlendrian, den
man in der einen oder anderen staatlichen Gesell-
schaft wunderschön beobachten kann. Das fängt bei
den Geschäftsführergehältern an, die weit oberhalb
auch dessen liegen, was ein Senator in diesem Lan-
de verdienen kann, und das hört nicht da auf, wo
und wie unkontrolliert ohne öffentliches Vergabe-
recht,  ohne  Ausschreibungen  Aufträge  vergeben
werden.

Wenn Sie mir nachweisen, dass in diesen Gesell-
schaften überall und grundsätzlich das erreicht wird,
was Sie erreichen wollten, Transparenz und Kosten-
senkung, dann, Herr Perschau und Herr Eckhoff,
können wir noch einmal über Schlendrian reden. Da
gibt es aber soviel Schlendrian wie in der öffentli-
chen Verwaltung. Das verwundert auch gar nicht,
weil letztlich diese Gesellschaften die verlängerte
Werkbank des Staates sind und nur eine neue Or-
ganisationsform haben, ohne dass alle alten Schwä-
chen beseitigt worden sind. Da wollen wir genau
hinschauen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich habe mich über Ihren Beitrag, Herr Böhrnsen,
sehr gefreut, auch wenn Sie ein bisschen Polemik
gegen die Grünen loswerden mussten, weil Sie jetzt
einmal versucht haben, genauer zu beschreiben, was
Neujustierung des Investitionssonderprogramms ist.
In der Tat haben Sie jetzt das ziemlich präzise – nicht
im Detail, das schauen wir uns ja noch einmal an –
ausgeführt, was wir Grünen hier seit vier Jahren zum
Investitionssonderprogramm sagen:

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Anknüpfen an den eigenen Bremer Stärken, nach
außen Neues gewinnen und nach innen die Bürger
in diesem Stadtstaat halten! Das Halten ist im Mo-
ment mindestens genauso wichtig wie das Gewin-
nen neuer Bürger, darüber müssen wir uns klar sein,
denn noch sinkt die Einwohnerzahl in dieser Stadt.

Es ist wichtig, vor allen Dingen junge Menschen
hier in dieser Stadt zu halten. Ich glaube, darüber
muss man sich klar werden. Es muss Schluss sein
damit, ich danke Ihnen auch, dass Sie das noch ein-
mal ausdrücklich gesagt haben, egal wie der haus-
haltsrechtliche Investitionsbegriff ist, dass Ausgaben
für junge Bürger in dieser Stadt, die wir hier halten
wollen,  keine  einfachen  konsumtiven  Ausgaben
sind, die einfach nur dem Verzehr unseres Vermö-
gens dienen, sondern sie dienen gleichzeitig dem
Zuwachs am volkswirtschaftlichen Vermögen die-
ser Stadt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich komme jetzt noch zu zwei Punkten. Der eine
Punkt, den haben jetzt alle angesprochen, ist die
Bildungspolitik,  meine  Damen  und  Herren.  Herr
Eckhoff hat Recht, Geld ist da nicht alles, aber ohne
Geld geht nichts, auch nicht in der Bildungspolitik.
Man kann über die eine oder andere Umverteilung
reden, aber das wird nicht ausreichen. Es wird auch
nicht ausreichen zu sagen, wie die SPD es im Mo-
ment sagt, wir leisten über die Bildungspolitik ei-
nen Beitrag zur Vereinbarkeit von Beruf und Erzie-
hung, was insbesondere die Frauen betrifft, durch
verlässliche Grundschule, durch Ganztagsangebo-
te. Darin liegt gesellschaftlich ein richtiger Kern, aber
ich glaube, wir müssen noch genauer darüber nach-
denken.

Das Wesentliche in der Bildungspolitik ist nach
unserer Überzeugung, dafür zu sorgen, dass mehr
junge Menschen in dieser Stadt besser qualifiziert
sind, dass mehr Leute Abitur machen, dass insge-
samt mehr Schüler Haupt- und Realschulabschlüs-
se  bekommen,  weil  das  das  Zukunftspotential  für
Bremen ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn man feststellt, dass während der Amtszeit
der großen Koalition die Zahl der Abiturienten pro-
zentual und in absoluten Zahlen zurückgegangen
ist und dass die Zahl der Hauptschüler, die ohne Ab-
schluss von der Schule gehen, nach wie vor bei zehn
Prozent liegt, dann ist das kein Ruhmesblatt für die
Bildungspolitik und zeigt deutlich, dass es in der Bil-
dungspolitik das Wichtigste ist, qualitativ etwas zu
tun, die Kinder zu fördern, ein flexibles Schulsystem
zu haben, in dem die Lehrer mehr Chancen haben,
etwas für die Kinder zu tun, und sich weniger ab-

plagen müssen mit den Verwaltungsvorschriften und
Regularien einer Behörde.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der zweite Punkt ist: Herr Perschau, Sie weisen
uns neuerdings immer wieder darauf hin, dass wir
mit wachem Blick durch diese Stadt gehen sollen.
Das machen, glaube ich, alle. Natürlich sehen wir
Baustellen, die Schlachte sehen wir jeden Tag, weil
wir da unser Büro haben, und das haben wir schon
vorausschauend  da  gemietet.  Das  ist,  glaube  ich,
nicht der Kernpunkt, sondern wenn man mit wachen
Augen durch die Stadt geht, sieht man natürlich auch
noch einige andere Sachen.

Man sieht zum Beispiel in der Innenstadt trotz teu-
rer Umbaumaßnahmen, die wir ja im Prinzip nicht
abgelehnt haben, dass die Einzelhandelsquadratme-
terfläche dort in der ganzen Zeit der großen Koaliti-
on um keinen Quadratmeter gestiegen ist, dass aber
die Leerstände gestiegen sind. Wenn wir durch den
Bereich gehen – heute wird noch einmal in der Stadt-
bürgerschaft darüber diskutiert –, in dem ich lebe,
durch das Steintor und den Ostertorsteinweg, ha-
ben wir da heute Leerstände, die im ganz anderen
Umfang als vor fünf, sechs oder sieben Jahren vor-
handen sind. Wenn ich die Straße An der Weide in
der Innenstadt ansehe, dann ist da fast jeder Laden
mittlerweile zu. Das sind auch Entwicklungen.

Jetzt würde Herr Hattig sagen, so ist das in der
Wirtschaft mit den Entwicklungen und der Umstruk-
turierung. Nein, das ist es nicht allein! Es geht auch
darum, was gefördert wird und was nicht. Diese Ko-
alition setzt seit sechs Jahren auf den Ausbau des
großflächigen Einzelhandels. Letztlich gehört auch
der Space-Park dazu, den Sie jetzt hier gerade ge-
lobt haben, das Walle-Center, das Hansa-Carrée und
was es noch alles gibt. Wenn ich die Planungen für
die Nebenzentren ansehe, sind das alles Infrastruk-
turförderungen, die nicht gerade den kleinen und
mittelständischen Einzelhandel in den gewachsenen
Gebieten stärken. Das ist auch ein Politikpunkt in
dieser Stadt, über den wir ernsthaft reden müssen,
wenn man mit wachen Augen durch die Stadt geht.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn Herr Böhrnsen Recht hat, dass wir überall,
wo sie leben, etwas für die Bürger in dieser Stadt
tun müssen, dann gehört auch dazu, den kleinen und
mittelständischen Einzelhandel zu fördern, die ge-
wachsenen Standorte und Stadtteile zu halten und
nicht einfach auf der grünen Wiese alles zuzubeto-
nieren.

Herr Eckhoff, da können wir gleich noch einmal
mit dem Wohnungsbau anknüpfen. Das Kernproblem
in Bremen ist im Moment nicht, dass es keine Woh-
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nungsbauflächen gibt. Ihnen geht es nicht schnell
genug.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Im Augenblick liegt das Problem in der ökonomi-
schen Situation, dass nicht alle Wohnungen in den
Neubaugebieten überhaupt so ohne weiteres an den
Mann gebracht werden können. Unsere Aufgabe ist
eigentlich viel mehr, dafür zu sorgen – Bremen hat
ja im Grunde genug Wohnungen bei sinkender Ein-
wohnerzahl –, dass das, was vorhanden ist, auch at-
traktiv für junge Bürger und Bürgerinnen in dieser
Stadt wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das gehört, glaube ich, auch zu einer Umjustierung,
Herr Kollege Böhrnsen.

Meine Damen und Herren, wir werden noch im
Einzelnen über die Haushaltsfragen reden, über das,
was Herr Eckhoff noch an Wohltaten für Bildung und
Polizei vollbringen wird. Wir werden auch sicher-
lich noch einmal über die innere Sicherheit reden
müssen. Ich will das jetzt hier nicht vertiefen, weil
auch da das Problem nicht allein in der Ausweitung
des Personals liegt, sondern es sind auch qualitative
Seiten zu berücksichtigen sowohl beim Personal als
auch in den Aktionsfeldern, in denen gearbeitet wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich will nur zum Schluss noch eines für das Parla-
ment sagen: Herr Senator Perschau, was mich in Ih-
rer Rede sehr wenig erfreut hat, unabhängig von all
den politischen Seiten, war, dass Sie dieses Forum
hier genutzt haben, um den Rechnungshof anzugrei-
fen, nicht weil der Rechnungshof ein heiliges Instru-
ment  ist,  aber  der  Rechnungshof  ist  letztlich  ein
Instrument des Parlaments. Das Parlament hat Rech-
nungsprüfungsausschüsse,  und  diese  Ausschüsse
bewerten die Aussagen des Rechnungshofs. Sie be-
werten sie einmal zustimmend, einmal lehnen sie
sie ab, einmal nehmen sie sie zur Kenntnis. Sie ge-
hen ernsthaft damit um und tragen dann dem Parla-
ment vor, was sie davon halten.

Der Senat muss uns dann meiner Meinung nach
nicht belehren, und ich hoffe, zumindest die Kolle-
gen in den Rechnungsprüfungsausschüssen unter-
stützen diese Position, weil wir diejenigen sind, die
den Senat zu seiner Stellungnahme zu den Meinun-
gen des Rechnungshofes befragen werden und die
sich dann ihr Urteil bilden. Ob sie die Meinung des
Rechnungshofes teilen oder nicht, das Entscheiden-
de ist, glaube ich, dass wir ihn erhalten als ein kriti-
sches und auch von der Regierungspolitik möglichst
unabhängiges Instrument. Die Bewertung seiner Tä-

tigkeiten ist unsere Angelegenheit. Meiner Meinung
nach muss der Senat dabei nicht vorangehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, Sie wissen, dass ich
Vorsitzender des Haushalts- und Finanzausschusses
bin. Deshalb werde ich hier heute, Herr Kollege Eck-
hoff, so früh nicht die Dankesworte sprechen, weil
die Kollegen und Kolleginnen, die im Finanzressort
arbeiten, aber auch die, die jetzt in den Fachressorts
mit dem Haushalt beschäftigt sind, sicherlich auf-
grund der Arbeit der Regierungsfraktionen und erst
Recht aufgrund der Arbeit der Oppositionsfraktionen
noch viele harte Tage, Wochen und auch Nächte Ar-
beit vor sich haben werden. Dann danken wir viel-
leicht noch einmal zusammen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Wir kommen jetzt zu den Abstimmungen.

Es ist vereinbart worden, bei den Haushaltsgeset-
zen zuerst die erste Lesung durchzuführen, um im
Anschluss daran über die Überweisung an den staat-
lichen Haushalts- und Finanzausschuss und an die
Ausschüsse, deren Aufgabenbereiche betroffen sind,
abzustimmen.

Als Erstes lasse ich über das Haushaltsgesetz der
Freien  Hansestadt  Bremen  für  das  Haushaltsjahr
2002 in erster Lesung abstimmen.

Meine Damen und Herren, wer das Haushaltsge-
setz der Freien Hansestadt Bremen für das Haus-
haltsjahr 2002, Drucksache 15/787, in erster Lesung
beschließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen und
Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Jetzt lasse ich über das Haushaltsgesetz der Frei-
en Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr 2003
in erster Lesung abstimmen.

Wer das Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt
Bremen  für  das  Haushaltsjahr  2003,  Drucksache
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15/787, in erster Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen und
Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Meine Damen und Herren, bei den verschiede-
nen Vorlagen zum Haushalt 2002 und 2003 ist die
Überweisung an den staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, federführend, sowie die Ausschüs-
se, deren Aufgabenbereiche betroffen sind, vorge-
sehen. Dies sind gemäß Paragraph 63 a Absatz 2
unserer Geschäftsordnung der Rechtsausschuss, der
Ausschuss für Angelegenheiten der Häfen im Lan-
de  Bremen,  der  Datenschutzausschuss,  der  Aus-
schuss für die Gleichberechtigung der Frau, der Aus-
schuss für Bundes- und Europaangelegenheiten,
internationale Kontakte und Entwicklungszusam-
menarbeit, der Ausländerausschuss und der Aus-
schuss für Informations- und Kommunikationstech-
nologie und Medienangelegenheiten.

Jetzt lasse ich über die Überweisung abstimmen.

Wer der Überweisung der Haushaltsgesetze der
Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre
2002 und 2003, Drucksache 15/787, der Haushalts-
pläne und der Stellenpläne für die Haushaltsjahre
2002 und 2003, der Produktgruppenhaushalte für die
Haushaltsjahre 2002 und 2003 und der produktgrup-
penorientierten Stellenpläne für die Haushaltsjahre
2002 und 2003 zur Beratung und Berichterstattung
an den staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss,
federführend, und die entsprechenden Ausschüsse
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist die Haushaltsgesetze 2002 und 2003, die Haus-
haltspläne und Stellenpläne für die Haushaltsjahre
2002 und 2003, die Produktgruppenhaushalte für die
Haushaltsjahre 2002 und 2003 und die produktgrup-
penorientierten Stellenpläne für die Haushaltsjahre
2002 und 2003 zur Beratung und Berichterstattung
an den staatlichen Haushalts- und Finanzausschuss,
federführend,  sowie  an  die  entsprechenden  Aus-
schüsse.

(Einstimmig)

Außerdem möchte ich Sie darum bitten, damit ein-
verstanden zu sein, dass die bei der Verwaltung der

Bremischen Bürgerschaft noch eingehenden Anträ-
ge und Änderungsanträge zu den Haushalten 2002
und 2003 unmittelbar an den staatlichen Haushalts-
und Finanzausschuss sowie die entsprechenden Aus-
schüsse weitergeleitet werden. Die Ausschüsse wer-
den gebeten, dem Haushalts- und Finanzausschuss
Bericht zu erstatten, und dieser wiederum wird ge-
beten, der Bürgerschaft (Landtag) einen Gesamtbe-
richt vorzulegen.

Ich stelle Einverständnis fest!

Jetzt lasse ich über das Nachtragshaushaltsgesetz
der Freien Hansestadt Bremen für das Haushalts-
jahr 2001 in erster Lesung abstimmen.

Meine Damen und Herren, wer das Nachtrags-
haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen für
das Haushaltsjahr 2001, Drucksache 15/788, in ers-
ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Bündnis 90/Die Grünen und
Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Auch hier ist nach der ersten Lesung die Über-
weisung an den staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschuss vorgesehen.

Wer der Überweisung des Nachtragshaushaltsge-
setzes und des Nachtragshaushaltsplanes der Frei-
en Hansestadt Bremen für das Haushaltsjahr 2001
zur Beratung und Berichterstattung an den staatli-
chen Haushalts- und Finanzausschuss seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist das Nachtragshaushaltsgesetz und den Nach-
tragshaushaltsplan der Freien Hansestadt Bremen
für das Haushaltsjahr 2001 zur Beratung und Bericht-
erstattung an den staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschuss.

(Einstimmig)

Zum Schluss lasse ich über die Finanzwirtschaft-
lichen Rahmensetzungen der Haushaltsaufstellungen
2002 und 2003, Finanzplanfortschreibungen 2001 bis
2005, abstimmen.

Auch hier ist die Überweisung an den staatlichen
Haushalts- und Finanzausschuss vorgesehen.
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Wer der Überweisung der Finanzwirtschaftlichen
Rahmensetzungen der Haushaltsaufstellungen 2002/
2003, Finanzplanfortschreibungen 2001 bis 2005 zur
Beratung und Berichterstattung an den staatlichen
Haushalts- und Finanzausschuss seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist die Finanzwirtschaftlichen Rahmensetzungen
der Haushaltsaufstellungen 2002/2003, Finanzplan-
fortschreibungen 2001 bis 2005 zur Beratung und
Berichterstattung an den staatlichen Haushalts- und
Finanzausschuss.

(Einstimmig)

„Zukunft der Union“ – Vorbereitung der
Regierungskonferenz der EU 2004

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen,
der SPD und der CDU
vom 14. August 2001
(Drucksache 15/781)

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Dr.
Scherf, ihm beigeordnet Staatsrat Bettermann.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Wir debattieren
heute in Fortführung einer guten Tradition einen
gemeinsamen Antrag zur Zukunft der Union. Ich be-
danke mich, dass es möglich war, auf der Grundla-
ge des Entwurfes vom Bündnis 90/Die Grünen eine
Entschließung aller Fraktionen vorzulegen. Auf ei-
nen Punkt, auf den wir dabei verzichten mussten,
werde ich später eingehen.

(Unruhe auf dem Besucherrang)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
ich unterbreche die Sitzung.

(Unterbrechung der Sitzung 12.10 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
12.11 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Herr Dr. Kuhn, ich bitte
fortzufahren!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Meine Fraktion
verbindet mit diesem Antrag die Erwartung, dass
der Senat auf der Grundlage dieses Antrages in Zu-
kunft Europapolitik machen wird. Ich füge hinzu,
dass wir erwarten, dass es eine bessere Europapoli-
tik als bisher sein wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, ich möchte mit den
Ereignissen der letzten Woche beginnen, die ins
Zentrum der Europapolitik führen. Die große Trieb-
kraft und Legitimation der europäischen Einigung,
die Sicherung des Friedens, schien allmählich im
Bewusstsein zu verblassen. Die letzten Wochen ha-
ben uns dramatisch vor Augen geführt, dass die Fra-
ge des äußeren wie des inneren Friedens nach wie
vor ein entscheidender Existenzgrund der Europäi-
schen Union ist.

Die Bedrohung dieses Friedens hat auch die eu-
ropäischen Regierungen wieder zusammenrücken
lassen. Wo sonst über nationale Kompetenzen sehr
streng und eifersüchtig gewacht wurde, etwa in der
Innen-  und  Justizpolitik,  geht  es  jetzt  wieder  ein
Stück  weiter  auf  dem  Weg  in  die  „immer  engere
Union der Völker Europas“, wie die Verträge es vor-
sehen. Das liegt einfach daran, dass die Probleme
unserer  real  zusammenwachsenden  Welt  anders
nicht mehr zu lösen sind. Wir geben, und das ist die
Kernidee der europäischen Einigung, Teile unserer
Kompetenzen und unserer Macht ab, um überhaupt
wieder in die Lage zu kommen, unser Leben gemein-
sam zu gestalten. Dieser Antrag ist auch ein Appell,
sich wieder auf diese Grundidee europäischer Poli-
tik zu besinnen.

Meine Damen und Herren, „Zukunft der Union“
heißt der Beschluss, den der europäische Gipfel von
Nizza im vergangenen Jahr gefasst hat, spätestens
im Jahr 2004 eine Konferenz abzuhalten und die
Debatten um die Zukunft der europäischen Institu-
tionen zusammenzufassen und zu einem Ergebnis
zu bringen, zu einem „Verfassungsvertrag“, der auch
eine erweiterte Union auf Dauer trägt.

Die deutschen Länder haben besonders auf diese
Debatte gedrängt. Sie wollten vor allen Dingen, dass
die Frage der Kompetenz erstens klarer geregelt und
natürlich auch vor allen Dingen zu Gunsten der deut-
schen Länder verändert wird. Der Ihnen heute vor-
liegende Antrag nimmt ausführlich zu dem so ge-
nannten Post-Nizza-Prozess Stellung, zum Verfah-
ren wie auch zu den Grundsätzen der Reform. Ich
will die Kernpunkte nur knapp zusammenfassen.

Erstens: Die kommende Regierungskonferenz soll
durch einen Konvent vorbereitet werden, in dem
Parlamentarier sowohl der europäischen als auch der
nationalen Ebene eine entscheidende Stimme ha-
ben und dessen Arbeitsweise offen und transparent
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ist. Ich sehe, dass dieses Ziel eigentlich gegenwär-
tig eher Konsens wird.

Zweitens: Wir gehen nicht davon aus, dass die eu-
ropäischen Institutionen die Verteilung der Macht
untereinander ganz neu erfinden müssen. So inter-
essant die visionären Debattenbeiträge sind – auch
Spitzenpolitiker meiner Partei haben sich ja daran
beteiligt –, ich bin doch eher für eine gewisse Skep-
sis gegenüber den so genannten großen Sprüngen
nach vorn. Wir schlagen stattdessen eher eine be-
harrliche Weiterentwicklung vor in Richtung größe-
re Transparenz der Arbeit des Europäischen Rates,
Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen und vor
allem und ganz entschieden mehr Rechte für das
Europaparlament.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, Demokratisierung ist
eben nach wie vor zuallererst Parlamentarisierung.
Das bedeutet in unseren Augen nicht eine perso-
nelle Vermischung von Europaparlament und natio-
nalen Parlamenten. Es bedeutet weitere Stärkung
der Befugnisse des Europaparlaments und Stärkung
der Macht der nationalen Parlamente zur Kontrolle
der Mitgliedsstaatsregierung, und, das ist für uns ein
Kernpunkt in dieser Debatte, es heißt auch Stärkung
der deutschen Landesparlamente gegenüber den
Landesregierungen, was die Formulierung und Kon-
trolle deren Europapolitik angeht.

Da gibt es, weiß Gott, noch eine Menge zu tun.
Ich habe das gerade in der letzten Woche erlebt, als
wir mit dem Ausschuss in Brüssel waren. Die Bür-
gerschaft wird immer erst über die Position des Se-
nats informiert, wenn schon ein einstimmiger Be-
schluss der Europaministerkonferenz oder gar der
Ministerpräsidentenkonferenz gefasst ist, an dem
dann kaum noch zu rütteln ist. Wir wollten mit un-
serem  Entwurf  des  Antrags  der  Bürgerschaft  die
Möglichkeit geben, sich vor Beschlussfassung der
Ländergremien  eine  Meinung  zu  bilden  und  dem
Senat auch zu sagen, in welcher Richtung er agie-
ren soll. Das nimmt das nationale Parlament selbst-
verständlich für sich in Anspruch. Ich finde auch, ein
Länderparlament muss das für sich in Anspruch neh-
men, wenn es Europapolitik machen will. Ich be-
dauere, dass die Koalition diese Formulierung ab-
gelehnt hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Zu der von den deutschen Ländern in den Vor-
dergrund gestellten Kompetenzverteilung gibt der
Antrag nur eine Richtung an, da ja hier auch noch
keine Vorschläge auf dem Tisch liegen. Wir wollen
eine klare Kompetenzverteilung, ja, das ist auch
notwendig. Eine solche Zuteilung darf aber kein star-
res Korsett schaffen, das es der EU erschweren oder
unmöglich machen würde, flexibel auf neue Ent-

wicklungen zu antworten. Sie darf auch kein Vor-
wand sein, und das zeichnet sich in der Frage der
Strukturpolitik ab, sich aus der europäischen Soli-
darität davonzumachen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Insgesamt, meine Damen und Herren, relativiert
der Antrag die Bedeutung der institutionellen Fra-
gen, auch der Fragen, die den Ländern so an den
Herzen liegen. Er wendet sich wieder mehr den Er-
wartungen und Hoffnungen der Menschen an die
Inhalte europäischer Politik zu, denen wir uns stel-
len müssen, eben der Chance jedes Bürgers, in Frei-
heit zu leben, sich ausbilden lassen zu können, ar-
beiten zu können und das Recht auf gesunde Nah-
rung und eine intakte Umwelt. Das ist das, was wir
von Europa erwarten. Der Formulierung solcher Poli-
tik auf europäischer Ebene müssen wir mehr Ge-
wicht beimessen.

Sie kennen ja alle die sehr facettenreiche Kritik
an der so genannten Globalisierung, die zum Teil ja
auch die EU einschließt. Die EU muss in dieser De-
batte, die viele Menschen, und zwar von verschie-
denster Seite, bewegt, zeigen, dass die europäische
Vereinigung nicht Teil des Problems ist, sondern dass
sie Teil der Lösung ist, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bin davon überzeugt, auch in Fragen der So-
zialpolitik, der Steuerpolitik, des lebenslangen Ler-
nens und der Umweltpolitik stehen gemeinsame und
koordinierte Anstrengungen der EU auf der Tages-
ordnung. Es ist nicht die Frage entscheidend, wo die
Kompetenz formal liegt, am Ende ist entscheidend,
wie wir gemeinsam Kompetenz in Europa mobili-
sieren, um diese Fragen zu lösen. Ich bin überzeugt,
es gibt eine europäische Tradition, Gesellschaften
so zu gestalten, dass sie Markt und den Schutz vor
dem Markt, dass sie Freiheit und Solidarität verbin-
den. Wir müssen diese Tradition in Europa aber deut-
licher sichtbar machen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, ich hatte eingangs ge-
sagt, dass auf der Grundlage dieses Antrages nach
unserer Auffassung eine bessere Europapolitik des
Landes möglich ist. Ich kritisiere ausdrücklich nicht
das Büro in Brüssel. Wir waren letzte Woche da und
haben  uns  von  deren  Arbeit  wieder  überzeugen
können. Ich begrüße an dieser Stelle auch ganz herz-
lich den Leiter des Brüsseler Büros, der hier anwe-
send ist. Ich kritisiere das politische Auftreten in den
letzten Jahren, den Versuch, sich der weiteren eu-
ropäischen Integration mit Hinweis auf unveräußer-
lichen Landesbesitz entgegenzustellen. Dieser Ver-
such ist schon gescheitert bei den Landesbanken und
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bei dem Versuch, um die so genannte Daseinsvor-
sorge einen Zaun zu ziehen. Er wird auch bei der
Kompetenzzuordnung scheitern, wenn die Länder
den ernsthaften Versuch machen wollten, sich selbst
das Recht wiederzuholen, ihre Strukturpolitik und
damit auch die gesamte Frage der Subventionen
wieder allein entscheiden und gestalten zu können.
Das wird scheitern. Dafür gibt es keine Chance. Hier
gibt es auch keine Resonanz in den anderen Län-
dern der Europäischen Union.

Verheerend aber, meine Damen und Herren, ist,
und ich sage das immer wieder, der Ton, in dem dies
vorgetragen worden ist. Damit Sie verstehen, was
ich meine, darf ich aus dem „Spiegel“ vom März
dieses Jahres den Bürgermeister Dr. Scherf zitieren,
der dort gesagt hat, ich zitiere mit Genehmigung des
Präsidenten: „Nichts gegen Europa, aber wir brau-
chen eine Kommission, die uns vor Ort nicht ständig
mit bürokratischem Kleinkram erdrückt.“ Auf Nach-
frage des Journalisten: „Die machen doch auch nur
ihren Job!“ sagt Herr Scherf: „Ach was! Immer wenn
wir in Schwierigkeiten geratenen Unternehmen hel-
fen wollen, damit unsere Wirtschaftsstruktur nicht
zusammenbricht, kommt irgend so ein Bürokrat aus
Brüssel, der von dem, was bei uns los ist, keine Ah-
nung hat, holt seine Chicago-Boys-Lehrbücher her-
aus und sagt, dass man das nicht darf. Dann werden
wir in den Ländern komisch, alle.“

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, es werden aber eini-
ge besonders komisch, dazu gehört in der Tat der
Präsident des Senats.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Er kann ja mit dieser Rede nur den Bremer Vulkan
meinen. Ich kann nur sagen, und das war das ein-
mütige Ergebnis des Untersuchungsausschusses zu
dieser Frage: Gut, dass die Europäische Kommissi-
on ihren Job gemacht hat, sonst hätte eine Landes-
regierung noch Hunderte Millionen Steuergelder in
ein schwarzes Loch versenkt,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

weil sie zu feige war, den Menschen hier in dieser
Stadt die Wahrheit zu sagen! Dafür gab es keinen
anderen Grund.

Solche Äußerungen zu machen, meine Damen und
Herren, und dann scheinheilig auf Europaskepsis
hinzuweisen und sie zu beklagen, das nenne ich eine
unverantwortliche Europapolitik. Eine solche Poli-
tik ist durch Beschlüsse dieses Hauses, Gott sei Dank,
nicht gedeckt und wird nach diesem Antrag erst
recht nicht gedeckt sein.

Meine Damen und Herren, gestattet Sie mir am
Ende und sozusagen eigentlich außerhalb meines

Beitrages noch einige Sätze! Staatsrat de luxe Herr
Bettermann wird ja gleich seine Jungfernrede hier
in diesem Haus halten, die gleichzeitig seine Ab-
schiedsrede sein wird.

(Abg. K l e e n  [SPD]: Zwei Reden auf
einmal!)

Ich gestehe, ich bedauere beides, dass er nicht schon
früher hier zu Europa geredet hat, mancher schrille
Ton wäre hier dann vermieden worden, ich bedaue-
re auch, dass er heute geht.

Sehr geehrter Herr Bettermann, Sie werden sich
in diesen Tagen noch viele Würdigungen, Sie nen-
nen sie ja Grabesreden, anhören müssen. Ich möch-
te für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nur sa-
gen, dass wir uns in Respekt von Ihnen verabschie-
den. Ich kann das ja heute sagen, ohne dass es Ih-
nen schadet.

(Heiterkeit beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie waren im besten Sinne ein bremischer Spitzen-
beamter,  ein  bremischer  Gesandter,  immer  loyal,
aber immer auch fair gegenüber der Opposition. Ich
jedenfalls konnte mich immer gut mit Ihnen strei-
ten, denn Sie haben das Parlament geachtet, soweit
das einem Staatsrat naturgemäß möglich ist. Sie hat-
ten auch eine Idee und eine Überzeugung von Eu-
ropa.

Unsere Fraktion und auch ich ganz persönlich, wir
bedanken  uns  für  die  gute  Zusammenarbeit  und
wünschen Ihnen sehr viel Erfolg bei Ihrer neuen Auf-
gabe! – Schönen Dank!

(Beifall)

Vizepräsident Ravens: Das Wort hat der Abgeord-
nete Nalazek.

Abg. Nalazek (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es ist sehr erfreulich, dass die Frak-
tionen zu einer gemeinsamen Vorlage zum Thema
„Zukunft der Union, Vorbereitung der Regierungs-
konferenz der EU 2004“ gekommen sind. Mit die-
sem Antrag bekunden alle drei Fraktionen, dass wir
in Bremen ein gemeinsames Interesse zur Fortent-
wicklung der Europäischen Union haben.

Es geht uns nicht darum, die Bürokratie in Brüs-
sel zu verstärken oder die Macht der Ministerialbü-
rokratie der Mitgliedsstaaten zu verbreitern. Im Ge-
genteil, wir wollen uns dafür einsetzen, dass die Auf-
gabenverteilung  in  der  Europäischen  Union  nach
dem Prinzip der Subsidiarität vorangebracht wird.
Konkret: Was die Gemeinschaft besser kann, sollte
die Gemeinschaft tun. Was in den Mitgliedsstaaten
in den Regionen und Kommunen besser selbst erle-
digt werden kann, sollte im Rahmen einer neuen
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Kompetenzordnung der Europäischen Union stärker
dem regionalen Einflussbereich zugeordnet werden.
Damit würde sich eine klare und durchschaubare
Abgrenzungsposition  zwischen  der  europäischen
Ebene, das heißt dem Europaparlament, Minister-
rat und Kommission, sowie der nationalen Ebene,
den nationalen Parlamenten und ihren jeweiligen
Regierungen sowie den regionalen und kommuna-
len Vertretungskörperschaften, ergeben. Eine ganz
besondere Rolle und gewichtige Bedeutung hat hier-
bei die starke Einbeziehung der betroffenen Bürge-
rinnen und Bürger in die Entscheidungsvorbereitung
und deren Umsetzung für gesamteuropäische Fra-
gen und Probleme.

Meine Damen und Herren, Europa ist nach wie
vor für viele Bürgerinnen und Bürger undurchsich-
tig. Wer was entscheidet, wer wo verantwortlich ist
und wer welche Zuständigkeiten hat, können viele
Bürgerinnen und Bürger einfach nicht nachvollzie-
hen. Die Weiterentwicklung der Europäischen Uni-
on ist aber zu bedeutsam, um sie nur der großen
Politik zu überlassen. Der Bürger muss die europäi-
sche Einigung als ein Gemeinschaftswerk empfin-
den, das sich um seine Anliegen kümmert und ihm
konkrete Vorteile bringt.

(Beifall bei der SPD)

Wesentlich für eine erfolgreiche Politik der Bür-
gernähe ist, dass sich eine bürgernahe Europäische
Union auf die lokalen und regionalen Gebietskör-
perschaften stützt, die aktiv am Aufbau des Euro-
pas von morgen mitwirken möchten. Sie sind in der
Lage, Netzwerke für Solidarität und den Austausch
der Erfahrungen einzurichten, da sie in den Politik-
bereichen mit der größten Bürgernähe tätig sind und
somit die Bedingungen für gutes Regieren gewähr-
leisten. In diesem Zusammenhang möchte ich beto-
nen, dass in der Präambel des Vertrages über die
Europäische Union die unumgängliche Verpflich-
tung festgeschrieben ist, sich bei Entscheidungen um
Bürgernähe zu kümmern.

Für den Bürger ist das Gefühl der Bürgernähe mit
guter Politik gleichzusetzen, das heißt mit derjeni-
gen, die den Bedürfnissen der Gesellschaft Rech-
nung trägt und für Solidarität unter ihren Mitglie-
dern sorgt.

(Beifall bei der SPD)

Dabei sind vier Aspekte von Bedeutung. Erstens,
Effizienz! Das institutionelle Gefüge aus EU, Mit-
gliedsstaaten und Gebietskörperschaften muss gut
funktionieren und positive Resultate hervorbringen.
Zweitens, Klarheit! Die Politiken der EU müssen
bürokratischen Aufwand vermeiden und in ihren
Zielen, Mitteln und Ergebnissen vollkommen ver-
ständlich sein. Drittens, Nähe! Die Politiken und Be-
schlüsse der Europäischen Union müssen denen na-

he sein, für die sie gedacht sind, so dass die Men-
schen sie akzeptieren und voll in ihr tägliches Le-
ben aufnehmen. Viertens, Flexibilität! Die Bürger
müssen über große Freiräume zur Mitwirkung an
Beschlüssen, die für die Anwendung der Gemein-
schaftspolitik bestimmend sind, verfügen.

Meine Damen und Herren, Bürgernähe in diesem
Sinne ist gleichbedeutend mit funktionierender und
als solcher anerkannter Demokratie in der Europäi-
schen Union. Sie ist so ein wichtiger Baustein der
politischen Entscheidungsfreiheit auf dieser Ebene,
die dem Bürger am nächsten ist, um ihm größere
Einflussmöglichkeiten  durch  demokratische  Ent-
scheidungen zu sichern. Aus diesem Grund möch-
ten wir mit dem gemeinsamen Antrag „Zukunft der
Union und Vorbereitung der Regierungskonferenz
der EU 2004“ den Vereinen und Organisationen, den
NGOs, den Nichtregierungsorganisationen, und den
Mitgliedern des Ausschusses der Regionen, AdR,
noch mehr Raum für Mitsprache einräumen.

(Beifall bei der SPD)

Sie sollen ihre Überlegungen entwickeln und vor-
tragen können, wobei die Umsetzung dann über die
Kommunal- und Landesparlamente in die Regie-
rungsüberlegungen und die Gestaltungsrechte der
nationalen Parlamente wie des Europäischen Parla-
ments einfließen kann. Dass dafür auch die in Nizza
proklamierte Charta der Grundrechte der EU von
besonderer Bedeutung ist, versteht sich von selbst.

Meine Damen und Herren, zu allen anderen im
Antrag vorgestellten Positionen haben wir durch das
Mittragen des Antrags unsere Standpunkte deutlich
genug gemacht, Wiederholungen bringen uns da
nicht weiter. Ich halte es aber für angebracht, dar-
auf hinzuweisen, dass dieser Antrag zur Zukunft der
Europäischen Union aufnimmt, was die Bundesre-
gierung auf maßgebliche Initiative der Bundeslän-
der als deutsche Position in Nizza vertreten hat. Die
Bremische Bürgerschaft unterstützt mit dem gemein-
samen Antrag die vom Bundeskanzler Schröder dar-
gestellten Vorstellungen. Wir Bremer Sozialdemo-
kraten haben keinen Grund, uns nicht dazu zu be-
kennen.

(Beifall bei der SPD)

Im Gegenteil, Bremen hat sich schon sehr früh-
zeitig für die europäische Einigung engagiert. Wir
können hier auf eine lange Tradition zurückblicken.
Der große Repräsentant der Bremer Sozialdemokra-
tie, Bürgermeister Wilhelm Kaisen, hat sich in der
Zeit, als der europäische Einigungsprozess höchst
umstritten war, stark für die westeuropäische Eini-
gung eingesetzt und damit Krach und Auseinander-
setzungen mit der Bonner Parteispitze in Kauf ge-
nommen. Von der Montanunion über die Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft, EWG, bis zur Euro-
päischen Gemeinschaft, EG, und der Europäischen
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Union, EU, gab es eine eindeutige bremische Hal-
tung, immer vertreten durch Bürgerschaft und Se-
nat. Damals wie heute wollten wir beim europäi-
schen Einigungsprozess eine förderliche Rolle spie-
len. Durch konkretes Handeln und öffentliches En-
gagement haben wir das in all den Jahrzehnten un-
ter Beweis gestellt.

Der Präsident des Senats und der Bevollmächtig-
te der Freien Hansestadt Bremen haben im Jahre
2000, als Bremen den Vorsitz in der Ministerpräsi-
dentenkonferenz innehatte, maßgeblich die Haltung
der Länder zur Regierungskonferenz in Nizza ge-
prägt und im Schulterschluss mit allen Ländern wir-
kungsvoll gegenüber der Bundesregierung vertre-
ten. Wir gehen nun davon aus, dass der Senat auch
in den kommenden Beratungen im Rahmen des Post-
Nizza-Prozesses engagiert Position bezieht und die
europapolitische Interessenlage der Freien Hanse-
stadt Bremen einbringt.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, im Sinne dieser Grund-
position haben wir diesen Antrag mit vorgelegt. Er
will die Rechte des Europaparlaments und damit der
wirklichen Volksvertreter stärken. Er will den Bür-
gerinnen und Bürgern gemeinsame Grundrechte in
der Europäischen Union sichern, und er will eine
sachgerechte Aufgabenzuteilung im Sinne der Sub-
sidiarität erreichen und die Chancen für eine Bür-
gergesellschaft auf europäischer Ebene vorbereiten.

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir auch
ein  persönliches  Wort  an  Herrn  Staatsrat  Better-
mann! Zum Ende Ihrer Amtszeit, Herr Bettermann,
möchte ich Ihnen herzlich Dank sagen für die gute
Zusammenarbeit in den letzten Jahren. Gleichzei-
tig wünsche auch ich Ihnen viel Erfolg bei Ihrer neu-
en Tätigkeit als Intendant bei der „Deutschen Wel-
le“! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Neumeyer.

Abg. Neumeyer (CDU) *): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen, meine Herren! Ich freue mich,
dass es uns erneut gelungen ist, bei dem wichtigen
Thema „Zukunft der Union“, bei der zukünftigen
Gestaltung der Europäischen Union wieder ein Ein-
vernehmen, einen einheitlichen Antrag dieses Par-
laments, zumindest der großen Fraktionen, hier hin-
zubekommen.

Herr Dr. Kuhn hat natürlich Recht, dass dann,
wenn man so viel Einigkeit hat, schrille Töne nicht
am Platze sind. Infolgedessen hätte ich mir eigent-
lich auch gewünscht, dass Sie sich das eben auch
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

gespart hätten. Was hat eigentlich der Vulkan, was
haben irgendwelche Interviews, die zwei Jahre alt
sind, denn noch mit unserem Antrag hier zu tun?

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Die Bremische Bürgerschaft befindet sich hierbei
allerdings auch in guter Gesellschaft mit der Euro-
paministerkonferenz,  der  Ministerpräsidentenkon-
ferenz und dem Bundesrat, die allesamt bereits Be-
schlüsse hierzu gefasst haben, zuletzt der Bundes-
rat am 13. Juli dieses Jahres. Auch der Zeitpunkt für
die Entschließung ist meines Erachtens gut gewählt,
denn in den nächsten Wochen bis zum Europäischen
Rat von Laaken erfolgt die erforderliche Weichen-
stellung für die im Januar 2002 beginnende Vorbe-
reitungsphase, die dann, das ist bereits erwähnt
worden, spätestens im Jahr 2004 in die Regierungs-
konferenz einmünden soll und wird.

Mit der im Dezember 2000 in Nizza verabschie-
deten Erklärung zur Zukunft der Union wurde eine
breit angelegte, die gesamte europäische Öffentlich-
keit einbeziehende Debatte insbesondere zu den
Themen  Kompetenzverteilung,  Status  der  Grund-
rechtecharta, Vereinfachung des europäischen Ver-
tragswerks und Rolle der nationalen Parlamente in
Europa eingeleitet. Für die deutschen Länder und
ihre europäischen Partner ist diese öffentliche De-
batte von weitreichender Bedeutung, denn auch die
subnationale Ebene wird von ihren Ergebnissen un-
mittelbar betroffen sein.

Wir als Parlamentarier hier in der Bremischen Bür-
gerschaft haben uns auch aktiv in diese Debatte ein-
gemischt. Insbesondere die Frage der Kompetenz-
verteilung hat bei uns natürlich eine zentrale Be-
deutung. Hier fühlen wir uns von den Ministerprä-
sidenten der Länder ausdrücklich gut vertreten, egal
ob das Herr Stoiber oder Herr Scherf ist. Hierbei geht
es eben nicht nur um bloße juristische Instrumenta-
rien, sondern vor allen Dingen um politische Aufga-
benverteilungen zwischen der Europäischen Union
und den Mitgliedsstaaten in zentralen Politikfeldern.
Eine ganze Reihe dieser Politikfelder berühren näm-
lich originär die Zuständigkeiten der deutschen Län-
der und damit auch der Länderparlamente, wie zum
Beispiel die Kultur- und Bildungspolitik, die Umwelt-
politik oder die regionale Strukturpolitik.

Wir sind also alle gut beraten, gemeinsam mit un-
seren europäischen Partnern die bewährten, unse-
rer verfassungsgemäßen Ordnung entsprechenden
politischen  Gestaltungsräume  zu  erhalten  bezie-
hungsweise auszubauen. Richtschnur ist hierbei das
Subsidiaritätsprinzip, also Grundsatzentscheidungen
auf der staatlichen Ebene zu fällen, auf der sie zu-
gunsten der betroffenen Bürger am besten gefällt
werden können. Zugleich wird die mit der Klärung
der Strukturen einhergehende Rückbesinnung der
europäischen Organe auf europäische Kernthemen
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einen wichtigen Beitrag zu ihrer notwendigen Stär-
kung leisten.

Als überzeugte Europäer liegt uns sehr daran, die
positive Rolle, die die europäischen Organe in der
Vergangenheit gespielt haben, den Bürgerinnen und
Bürgern stärker ins Bewusstsein zu rücken. Im Hin-
blick auf die Erklärung von Laaken und die zu schaf-
fenden Vorbereitungsstrukturen für die Regierungs-
konferenz im Jahr 2004 sprechen wir uns für ein dem
Grundrechtekonvent entsprechendes verwandtes
Gremium aus. Die Zusammensetzung des vorberei-
tenden Gremiums muss eine mehrheitliche Beteili-
gung der nationalen Parlamente und insbesondere
natürlich auch des Europäischen Parlaments als na-
türliche Interessenwalter der Bürgerinnen und Bür-
ger in den Mitgliedsstaaten sicherstellen. Überdies
sind die europäischen Organe und Institutionen, die
nationalen Regierungen und die Beitrittskandidaten-
länder angemessen in die Strukturen einzubinden.

Vom Europäischen Rat von Laaken erwarten wir
eine verbindliche, unsere Forderungen berücksich-
tigende Festlegung von Mandatszeitplan und Ver-
fahrensgrundsätzen für das Vorbereitungsgremium,
dessen Aufgabe es sein wird, Vorschläge für den bei
der nächsten Regierungskonferenz zu beschließen-
den Verfassungsvertrag zu erarbeiten. Es wäre gut,
wenn Mandat und Zeitplan dabei ehrgeiziger aus-
fallen würden als in der Post-Nizza-Erklärung. So
sollte der erste Vertragsentwurf nach Möglichkeit
bereits im Laufe des Jahres 2003 erstellt und die Be-
handlung auf der Regierungskonferenz so rechtzei-
tig beendet werden, dass bereits mit der Europawahl
2004 in Kenntnis dieser Ergebnisse die Regierungs-
konferenz stattfinden kann.

Der  erfolgreiche  und  möglichst  frühzeitige  Ab-
schluss eines neuen Vertrages ist eine entscheiden-
de Voraussetzung für die Sicherung der Handlungs-
fähigkeit in einer erweiterten Union. Zudem würde
ein signifikanter Beitrag zum Abbau des Demokra-
tiedefizites und zur Schaffung von mehr Transpa-
renz und Effizienz in der Europäischen Union gelei-
stet. Nur auf diese Weise wird es möglich sein, die
Bürgerinnen und Bürger weiter für Europa zu ge-
winnen und ihre Zustimmung zu den anstehenden
Herausforderungen, wie zum Beispiel zur Erweite-
rung, zu erhalten.

Damit die Bremische Bürgerschaft in die Lage ver-
setzt wird, in optimaler Weise zeit- und entschei-
dungsnah am Politikformulierungsprozess teilhaben
zu können, erwarten wir vom Senat, den Ausschuss
für Bundes- und Europaangelegenheiten, interna-
tionale Kontakte und Entwicklungszusammenarbeit
fortlaufend über den Stand der nationalen und eu-
ropäischen Willensbildung informiert zu halten.

An der Stelle darf ich dann auch abschließend dem
scheidenden Staatsrat Bettermann meinen Dank
aussprechen dafür, dass das in der Vergangenheit
immer hervorragend geklappt hat und wir als Par-

lamentarier uns in der Tat so ernst genommen ge-
fühlt haben, wie sich das auch gehört. Ihnen per-
sönlich für die Zukunft alles Gute!

(Beifall bei der CDU und bei der SPD)

Vizepräsident  Ravens:  Als  Nächster  erhält  das
Wort Staatsrat Bettermann.

Staatsrat Bettermann: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Senat begrüßt,
dass alle drei Fraktionen mit ihrem gemeinsamen
Antrag diese heutige Debatte angestoßen haben,
eine Debatte über die Zukunft der Europäischen
Union, die damit ein wichtiger Beitrag ist zu dem
vom Europäischen Rat in Nizza ausgehenden brei-
ten öffentlichen Diskussionsprozess. Die Bürger-
schaft (Landtag) bezieht damit Position für eine Fort-
entwicklung der europäischen Integration und be-
nennt, so darf ich aus unserer Sicht sagen, die wich-
tigsten Elemente für die Verhandlungen im Rahmen
des so genannten Post-Nizza-Prozesses.

Die Europäische Union steht, wie wir alle wissen,
vor wichtigen Entscheidungen: wenige Tage bis zur
Einführung des Euro, die Frage der Osterweiterung
bis hin zum Thema des europäischen Verfassungs-
vertrages! Zur gleichen Zeit müssen wir ja alle er-
kennen, nicht nur in Bremen, nicht nur in der Bun-
desrepublik Deutschland, sondern in fast allen Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union, dass die Un-
terstützung bei den Bürgerinnen und Bürgern für
die europäische Politik abnimmt.

Das in der Zeit, in der man noch mit viel Enthusi-
asmus vor 50 Jahren Schlagbäume durchgesägt hat
und damals nie geglaubt hätte, dass man noch selbst
erleben würde, einmal einen gemeinsamen europäi-
schen Pass, geschweige denn eine europäische Wäh-
rung zu haben, begründete Engagement, das mag
man bedauern, fehlt heute. Auf der anderen Seite
muss man begrüßen, dass gerade jüngere Menschen
eigentlich  diese  Europäische  Union  als  Selbstver-
ständlichkeit annehmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Meine Damen und Herren, wir wissen aber alle,
Desinteresse, Uninformiertheit und Ablehnung ge-
fährden das europäische Projekt. Nur mit den Men-
schen und nicht gegen sie wird die Weiterentwick-
lung der Union und die Erweiterung möglich sein!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Deshalb bin ich davon überzeugt, dass eine offene
Debatte gerade in den Parlamenten und den Land-
tagen über europäische Themen von entscheiden-
der Bedeutung ist, um die Bürgerinnen und Bürger
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in Europa zu sensibilisieren, die europäische Dimen-
sion konkret und erfahrbar zu machen und ein eini-
ges Europa als einzige Chance für Frieden, Wachs-
tum und Gerechtigkeit anzusehen. Wenn Sie wol-
len, dass Europa künftig in diesem Sinne von der
Gesellschaft eher als Instrument zur Lösung vieler
Probleme und nicht vor allem als Träger von Proble-
men wie BSE und anderen Erfahrungen wahrge-
nommen wird, ist der konstruktive öffentliche Dia-
log über europäische Themen unverzichtbar. Gleich-
zeitig müssen wir darauf hinwirken, dass sich die
Union selbst in einer Weise entwickelt, die Zustim-
mung und Verständnis beim Bürger findet.

Meine Damen und Herren, im vorliegenden An-
trag der Fraktionen heißt es unter anderem, ich zi-
tiere mit Genehmigung des Präsidenten: „Für viele
Aufgaben der Politik sind die Mitgliedsstaaten zu
klein geworden, aber für andere Aufgaben ist die
Europäische Union möglicherweise zu groß gewor-
den.“ Dies ist in der Tat der zentrale gemeinsame
Befund über den heutigen Zustand der Union.

Meine Damen und Herren, die tragischen Ereig-
nisse des 11. September 2001, vor 14 Tagen, haben
doch auf erschreckende Weise dokumentiert, wie
anfällig unsere Zivilisation gegen derartige Terror-
anschläge ist. Auch Europa und die Union sind da-
bei, aus dem furchtbaren Geschehen in New York
und Washington erste Schlussfolgerungen zu ziehen.
Gegen den international agierenden Terror wird man
auch in Europa nur gemeinsam vorgehen können.
Eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, die
verstärkte Zusammenarbeit in den Bereichen Inne-
res und Justiz, gemeinsame polizeiliche Maßnah-
men, europäische Zuständigkeit bei der Flugsiche-
rung und stärkere Kontrolle der Geldströme sind nur
einige der Konsequenzen, die nun auf europäischer
Ebene aus den Ereignissen in den Vereinigten Staa-
ten gezogen werden müssen. Hier gilt: Für diese
Aufgaben sind die Mitgliedsstaaten in der Tat zu
klein geworden, europäische Antworten sind ge-
fragt! Es ist offensichtlich, dass dabei auch Zustän-
digkeiten berührt sind, die in der Bundesrepublik
Deutschland bei den Ländern liegen. Niemand wird
sich angesichts dieser Situation der Weltpolitik dem
entziehen wollen oder können.

Umfassende Antworten, meine Damen und Her-
ren, erfordert jedoch nicht nur der internationale
Terrorismus, auch die Globalisierung der Ökonomie,
der Finanzmärkte, die Unterentwicklung der so ge-
nannten Dritten Welt, globale Themen des Umwelt-
schutzes stellen Herausforderungen dar, für die na-
tionale Maßnahmen zu kurz greifen. Auch hier ist
zunehmend ein einheitliches europäisches Handeln
gefragt, und die Europäische Union braucht entspre-
chende Zuständigkeiten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Gleichzeitig stellen wir aber fest, Europa kann und
soll nicht alles regeln. In vielen Bereichen macht es
einfach keinen Sinn, Brüsseler Regelungen zu er-
lassen, die von Portugal bis Finnland und demnächst
von Lettland bis Zypern gelten. Zu unterschiedlich
sind vielfach die Bedingungen, als dass man sie über
einen Kamm scheren könnte. Unsere Überzeugung
ist, dass in vielen Politikbereichen Problemlösungs-
kompetenz,  Transparenz  und  Bürgernähe  vor  Ort
viel eher vorhanden sind als in europaweiten Rege-
lungen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Dies gilt, meine Damen und Herren, in besonde-
rer Weise für die Bundesrepublik Deutschland. Un-
ser föderales System hat nach dem Zweiten Welt-
krieg und dem Ende der schrecklichen Hitlerdikta-
tur nicht nur eine stabile Balance zwischen dem Bund
und den Ländern gewährleistet, es hat gleichzeitig
die Entstehung regionaler Vielfalt, kultureller Iden-
tität und Bürgernähe der Politik gesichert. Dies gilt
es auch in einem wachsenden Europa zu bewahren.

Aufgabe ist daher vor allem die Herstellung einer
vernünftigen Balance, so meine ich, zwischen den
europäischen Zuständigkeiten, wo sie geboten sind,
und angemessenen Entscheidungs- und Handlungs-
spielräumen der Mitgliedsstaaten und ihrer Regio-
nen, wo diese erkennbar besser in der Lage sind,
die politischen und gesellschaftlichen Probleme zu
lösen. Nur wenn der Bürger klar erkennt, wer für
welche Entscheidung zuständig ist, wird seine Mit-
wirkung am politischen Geschehen langfristig zu
sichern sein. Nur auf diese Weise kann auch das
Kernelement unserer demokratischen Ordnung, die
Verantwortung der Parlamente, auf der jeweiligen
Ebene gesichert werden.

Es ist dies der Ausgangspunkt der Forderungen
der deutschen Länder, bis zur Regierungskonferenz
im Jahre 2004 zu einer klareren Kompetenzordnung
für die Europäische Union im Verhältnis zu den Mit-
gliedsstaaten und ihren Regionen zu kommen. Es
soll, das ist schon gesagt worden, hierzu in einer Re-
gierungskonferenz das weitere Vorgehen entschie-
den werden. Der Europäische Rat in Laaken im De-
zember dieses Jahres wird ein Gremium einsetzen,
das voraussichtlich in ähnlicher Weise wie der Kon-
vent zur Erarbeitung der Grundrechtecharta gestal-
tet ist.

Die deutschen Länder haben zu diesem Prozess
detailliert Stellung genommen. Die Bundesregierung
hat zugesichert, dass die Länder durch einen Ver-
treter des Bundesrates an den Beratungen des Kon-
vents beteiligt sein werden. Einigkeit besteht zwi-
schen Bund und Ländern auch dahingehend, Zwi-
schenergebnisse und Beratungen dieses konvent-
ähnlichen Gebildes auf nationaler Ebene zur Dis-
kussion zu stellen. Dem Deutschen Bundestag und
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den Landtagen wird auf diese Weise eine wichtige
Rolle bei der Beurteilung der Arbeit des Konvents
zukommen.

Der Bremer Senat hat schon bisher in dieser Dis-
kussion eine aktive Rolle eingenommen. Herr Dr.
Kuhn, gerade der Präsident des Senats hat in seiner
Rolle als Vorsitzender der Ministerpräsidentenkon-
ferenz, wie ich meine, maßgeblich dazu beigetra-
gen, dass die Länder im Vorfeld des Europäischen
Rates von Nizza geschlossen gegenüber der Bun-
desregierung aufgetreten sind. Gleichzeitig hat Herr
Bürgermeister Dr. Scherf mehrfach gegenüber dem
Präsidenten der Kommission und beim Europäischen
Parlament  die  Position  der  deutschen  Länder  vor-
getragen.  Ich  möchte  die  Behauptung  aufstellen,
wenn nicht dieser Diskussionsprozess in der Bun-
desrepublik Deutschland stattgefunden hätte, hätte
es ein Nachdenken auch innerhalb der Europäischen
Kommission nicht gegeben.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Seither hat Bremen die Federführung für die Ver-
handlungen zwischen den Ländern und dem Bund
über den so genannten Post-Nizza-Prozess. Der Se-
nat hat damit im Kreis der Länder eine verantwor-
tungsvolle und allseits in Deutschland anerkannte
Rolle übernommen. Ich bin sicher, er wird dies auch
weiterhin mit dem nötigen Augenmaß und dem Ziel
fortsetzen, die europäische Integration zu fördern
und gleichzeitig den Handlungsspielraum der Län-
der und damit der Freien Hansestadt Bremen zu si-
chern.

Wir haben im Ausschuss für Bundes- und Euro-
paangelegenheiten,  internationale  Kontakte  und
Entwicklungszusammenarbeit  dieses  Parlaments
kontinuierlich über die europapolitischen Themen
referiert, Sie unterrichtet und intensiv diskutiert. Ich
glaube, dass der heute von Ihnen zu beschließende
Antrag sicherlich diese Form der Kooperation zwi-
schen Exekutive und Legislative in dem Fall des ge-
meinsamen Auftretens für Europa eher stärken als
schwächen wird.

Die Europäische Union befindet sich seit langem
im Übergang von einer europäischen Wirtschafts-
zu einer politischen Gemeinschaft. Dieser Prozess
ist unumkehrbar. Lassen Sie uns daher und dabei
nicht aus dem Blick verlieren, dass die Europäische
Union auch und vor allem eine europäische Friedens-
und Wertegemeinschaft war und ist!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Gerade, und lassen Sie mich das bitte noch ein-
mal kurz ansprechen, in diesen Tagen wird schmerz-
lich deutlich, wie fragil der Weltfrieden ist. Gleich-
zeitig erkennen wir, dass ein einheitliches Europa
unverzichtbarer denn je ist. Europa hat seinerzeit

mit  der  Westintegration  die  Folgen  des  Zweiten
Weltkrieges überwinden können. Es hat nach dem
Fall  des  Eisernen  Vorhangs  die  Teilung  Europas
überwunden oder ist dabei, sie zu überwinden. Nun
steht Europa vor seiner dritten großen Herausforde-
rung, seinen Beitrag zu leisten gegen den interna-
tionalen Terrorismus. Dies wird, neben kurzfristig zu
ergreifenden Maßnahmen, langfristig nur im Sinne
einer umfassenden Friedensregelung auf der Grund-
lage von Gerechtigkeit, Freiheit und gegenseitigem
Respekt der Völker und Kulturen möglich sein.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben als Freie Hansestadt Bremen im Bund die-
sen Beitrag mitgetragen und mitbeeinflusst. Wir soll-
ten in unserem eigenen Interesse gemeinsam alles
tun, um die Europäische Union und ihre Institutio-
nen in diesem Prozess zu unterstützen.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, gerade
die internationale Orientierung dieser Freien Han-
sestadt Bremen ist im deutschen Föderalismus be-
sonders gefragt. Ich bin dankbar, dass ich Ihr Man-
dat, Ihren Auftrag hatte, fast zehn Jahre an dieser
Aufgabe mitzuwirken. Es war möglich und hat Bre-
men diese besondere Rolle auch gegeben, nicht weil
ein Einzelner irgendwo für dieser Freie Hansestadt
Bremen agiert hat, sondern weil er wusste, dass in
dieser Frage über innerbremische politische Unter-
schiede hinweg ein breiter Konsens, getragen von
bremischen Bürgerinnen und Bürgern und ihren ge-
wählten  Vertretern,  also  der  Bremischen  Bürger-
schaft, mitgetragen wurde. Ich wusste, ob es Tätig-
keiten in Bonn, in Berlin oder in Brüssel waren, dass
ich mich auf die Unterstützung dieser Bremischen
Bürgerschaft verlassen konnte.

Ich gebe Ihnen heute diesen Auftrag zurück. Ich
glaube, es ist die richtigste Form, wie ich aus mei-
nem Verständnis Abschied von Bremen nehme, hier
vor dem Parlament diesen Auftrag Ihnen zurückzu-
geben, und dann sind Feierlichkeiten eigentlich
zweitrangig in diesem Zusammenhang. Ich bedan-
ke mich für das gemeinsame Auftreten von uns al-
len. Ich bedanke mich für die parteiübergreifende
Unterstützung bei der Durchführung meiner Aufga-
be. Ich werde dem Land Bremen, der Freien Hanse-
stadt Bremen, beiden Städten, mich nicht nur ver-
bunden fühlen, sondern ich habe heute im Senat
gesagt, ich habe auch ein Stück neue, zweite Hei-
mat gefunden!

Ich wünsche dem Schiff Bremen immer die be-
rühmten zwei Handbreit Wasser unterm Kiel, pralle
Segel, gute Steuerleute und allzeit gute Fahrt! – Vie-
len Dank!

(Starker Beifall bei der SPD, bei der CDU
und beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Vizepräsident  Ravens:  Weitere  Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Bevor ich zur Abstimmung komme, da dies die
letzte Bürgerschaftsdebatte war, an der Sie, Herr
Staatsrat, teilgenommen haben, lassen Sie mich auch
von dieser Stelle aus sagen: Das Haus, nein, ich muss
sagen, Bremen, dankt Ihnen für Ihre Arbeit, die Sie
für unser Bundesland geleistet haben! Wir wünschen
Ihnen von allen hier im Haus, aber auch von der
Bevölkerung für Ihre neue berufliche Aufgabe viel
Erfolg und auch für Ihre persönliche Zukunft alles
Gute. Wie Sie sagten: Sie haben eine neue Heimat
gefunden. Besuchen Sie uns wieder!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die
Grünen, der SPD und der CDU mit der Drucksachen-
Nummer 15/781 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/Die
Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Gesundheit von Kindern und Jugendlichen:
Entwicklung, Bewertung und Prävention

Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen

vom 28. Februar 2001
(Drucksache 15/641)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 26. Juni 2001

(Drucksache 15/765)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Adolf.

Frau Senatorin Adolf, ich frage, ob Sie die Ant-
wort auf die Große Anfrage mündlich wiederholen
wollen. – Dies ist nicht der Fall.

Ebenfalls gehe ich davon aus, dass wir in eine
Debatte eintreten wollen. – Das ist der Fall.

Dann eröffne ich die Aussprache.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Der Gesund-
heitszustand von Kindern und Jugendlichen wird
zunehmend schlechter. In der letzten Zeit gab es alar-
mierende Aussagen von Fachleuten, die auf dieses
ernst zu nehmende Thema immer wieder hinwie-
sen. Deshalb hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen eine Große Anfrage zur Gesundheitslage von
Kindern und Jugendlichen in unserem Bundesland
Bremen gestellt, eine notwendige Anfrage nicht nur
zu Erkrankungen, sondern zu allen Belangen, die
den Gesundheitszustand der Kinder und Jugendli-
chen beeinflussen. Zusätzlich haben wir nach der
Bewertung der Ergebnisse und nach Präventions-
maßnahmen gefragt.

Meine Damen und Herren, ich möchte an dieser
Stelle darauf hinweisen, dass wir bei der Definition
von Gesundheit die Beschreibung der Weltgesund-
heitsorganisation, der WHO, zugrunde legen. Diese
besagt, dass Gesundheit nicht nur die Abwesenheit
von Krankheit ist, sondern Gesundheit ist eindeutig
ein umfassendes körperliches, soziales und materi-
elles Wohlbefinden.

Doch zurück zu der Anfrage! Der Senat hat sehr
ausführlich und fachlich geantwortet. Darum möch-
te ich nicht versäumen, an dieser Stelle ganz klar
ein Dankeschön auszudrücken. Nach gründlicher
Durchsicht der Senatsmitteilung wird deutlich, dass
auch hier für das Land Bremen ein dringender Hand-
lungsbedarf vorliegt, Handlungsbedarf besonders,
meine Damen und Herren, bei den fünf Schwer-
punktbereichen Umwelt, Allergien, Ernährung, so-
ziale Lagen und Bewegung. Darüber hinaus stellt
es sich als besonders wichtig dar, dass die Datenla-
ge über die Kinder- und Jugendgesundheit erwei-
tert und verbessert werden muss.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Trotz des Umfangs der Senatsantwort ist festzu-
stellen, dass es keine gesicherte Datenlage über den
Gesundheitszustand unserer Kinder im Lande Bre-
men gibt. Die derzeitigen Befunde stützen sich auf
Einzeluntersuchungen und auf punktuelle Beobach-
tungen von Ärzten, Psychologen, Pädagogen und
anderen Berufsgruppen, die mit Kindern und Ju-
gendlichen zu tun haben.

Zu einer Reihe von Problemen kann der Senat
keine Daten beziehungsweise keine systematischen
Erkenntnisse vorlegen. So gibt es zum Beispiel kei-
ne Erkenntnisse über das Ausmaß und die Entwick-
lung von Allergie- und Atemwegserkrankungen bei
Kindern in unserem Bundesland, auch nicht zu den
gesundheitlichen Beeinträchtigungen durch Um-
welteinflüsse wie zum Beispiel Luftschadstoffe, Che-
mikalien und Lärm. Ebenfalls fehlen Daten über
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Ernährungsmängel bei sozial benachteiligten Kin-
dern und auch über die gesundheitlichen Folgen von
Armut beziehungsweise bei sozialer Benachteiligung
in  den  Problemstadtteilen  von  Bremerhaven  und
Bremen. Meine Damen und Herren, auch über den
Gesundheitszustand von Kindern aus Migrantenfa-
milien wissen wir zu wenig.

Diese Kenntnislücken müssen geschlossen wer-
den. Deshalb ist es ja so wichtig, dass die Gesund-
heitsberichterstattung in diesen Punkten verbessert
werden  muss,  damit  wir  die  Grundlage  für  eine
Konkretisierung von Unterstützungsangeboten und
-maßnahmen schaffen können. Diese Angebote und
Hilfen müssen stadtteilorientiert angesetzt werden.
Dafür sind die so genannten sozialräumlichen Ana-
lysen ein guter und ein wirksamer Ansatz, doch dazu
wird meine Kollegin, Frau Stahmann, später noch
einiges ausführen.

Kommen wir zurück zur Senatsmitteilung und zu
ihren Aussagen! Fakt ist, dass zu den traditionellen
Kinderkrankheiten  heute  neue,  meist  chronische
Erkrankungen hinzukommen. Ich nenne hier nur
Neurodermitis, Allergien und Atemwegserkrankun-
gen, dazu kommt noch das Problem der Über- und
Fehlernährung. Als Gründe dafür drängen sich auf
ein verändertes Freizeitverhalten, neue Lebensstile
und eine ständige Zunahme von vielfältigen Schad-
stoffen.

Deshalb ist es notwendig, diese Gesundheitsge-
fährdungen für Kinder und Jugendliche in der Ge-
sundheitsförderung und in der Prävention neu zu
bewerten. Dies wird auch deutlich in der Mitteilung
des Senats, besonders deutlich in dem Satz, ich zi-
tiere mit Erlaubnis des Präsidenten aus der Senats-
mitteilung: „Diese Befunde erfordern von der Poli-
tik, den gesetzgeberischen Maßstab für die Bewer-
tung von Gesundheits- und Umweltbelastungen am
kindlichen Organismus zu orientieren.“

Meine Damen und Herren, wir sehen in diesem
Satz eine klare Aufforderung an alle, hier tätig zu
werden. Dieser Appell gilt nicht nur für die Politiker
aus dem Gesundheitsbereich, ich denke ebenso an
die Kolleginnen und Kollegen aus den Bereichen
Soziales, Bildung und Umwelt, auch sie sind hier
gefordert.

Wie ich schon am Anfang meiner Rede gesagt
habe, ist die Senatsmitteilung sehr ausführlich. Das
wollten wir auch so, denn somit haben wir jetzt ei-
ne erfolgsversprechende  Arbeitsgrundlage  für  die
nächste Zeit. Besonders bestehen Handlungsbedar-
fe in den Bereichen Umwelt, Allergie, Ernährung,
soziale Lagen und Bewegung, auch darauf habe ich
schon hingewiesen. Alle fünf Schwerpunkte sind na-
türlich in Zusammenhängen zu sehen. Keiner steht
isoliert für sich, nehmen wir als Beispiel nur einmal
die Wechselwirkung von Allergien und Umwelt.

Der Anteil der Kinder, die an einer allergischen
Erkrankung leiden, wird hier im Land Bremen auf

31 Prozent geschätzt, eine erschreckend hohe Zahl!
Erschreckend auch, weil wir wissen, dass ein gro-
ßer Teil dieser Allergien oft chronisch wird, was auch
internationale Studien beweisen. Das kann heißen,
als Kind leidet der kleine Mensch unter Heuschnup-
fen, als Erwachsener eventuell unter Asthma, also
besteht eine Beeinträchtigung für das ganze Leben.
Schrecklich, werden Sie jetzt denken! Doch diese
Frage muss gestellt werden, und auch die Frage, was
wir dagegen tun können. Ich denke, eine ganze
Menge! Als Regel gilt natürlich, dass ein Allergiker
die Stoffe meiden sollte, gegen die er allergisch ist.
Das hört sich gut an. Doch was ist, wenn diese be-
troffenen Kinder das nicht tun können, weil zum
Beispiel diese allergieauslösenden Stoffe in den Bau-
substanzen von Kindergärten und Schulen sind oder
wenn sie bei Pollenflug in der Pause auf den Schul-
hof geschickt werden?

Ein erster Schritt in die richtige Richtung, wie man
so schön sagt, sind, denke ich, unser gemeinsamer
Antrag und auch der Antrag zur Schadstoffmessung,
den Frau Dr. Mathes nachher noch vorstellen wird.
Aber dieser Schritt muss weitergeführt werden.

(Abg.  Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
Wir haben doch hier keinen gemeinsamen

Antrag!)

Nachher in der Stadtbürgerschaft, ja! Ich denke,
Sie kombinieren die beiden Themen ja zusammen!

(Abg. Frau H a m m e r s t r ö m  [SPD]:
So flexibel bin ich nicht!)

Das ist schade! Ich denke, die Messung und Einhal-
tung von Richtwerten sind nur ein Anfang. Eine all-
ergische Reaktion richtet sich nicht nach Richtwer-
ten, das Auslösen dieser Reaktionen ist individuell
verschieden. Darum muss das Ziel sein die Vermei-
dung von Schadstoffen, denn das ist konsequent und
präventiv.

Auch wenn in einigen Fällen die Wirkungsbezie-
hungen einzelner Stoffe noch nicht vollständig wis-
senschaftlich belegt sind, müssen wir bestmögliche
Bedingungen für unsere Kinder und Jugendlichen
schaffen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das gilt insbesondere für die kommunale Politik, die
sich für eine gesunde und kinderfreundliche Stadt
engagieren muss, und das nicht nur verbal, sondern
auch mit Taten und Beschlüssen.

Lassen Sie mich noch auf die Über- und Fehler-
nährung kommen! Auch hier sind die Ergebnisse be-
sorgniserregend, weil Fettleibigkeit inzwischen zu
den chronischen Erkrankungen im Kindesalter ge-
hört und es einen ansteigenden Trend gibt. Bereits
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im Vorschulalter tritt vermehrt Fettleibigkeit auf. In
Bremen sind 8,2 Prozent der Schulanfänger behand-
lungsbedürftig übergewichtig, in Bremerhaven so-
gar zwölf Prozent.

Diese betroffenen Kinder leiden dann häufig auch
als Erwachsene an Übergewicht und haben damit
so  ein  erhöhtes  Erkrankungsrisiko  für  Diabetes,
Herz-, Kreislauf-, Gelenkerkrankungen sowie auch
für  psychosomatische  Störungen.  Auch  in  diesem
Feld sind dringend Interventionsmaßnahmen not-
wendig, um eine Chronifizierung zu verhindern. Ge-
nauso wie bei den Essstörungen ist hier eine zuneh-
mende Tendenz zu verzeichnen. Hier haben sich in
Bremen inzwischen gute Hilfsangebote etabliert, die
weiterhin gefördert werden müssen.

Zum Schluss möchte ich noch kurz auf die Bewe-
gungsdefizite eingehen! Wie schon gesagt, verän-
derte Lebensstile und ein verändertes Freizeitver-
halten führen bei Kindern und Jugendlichen zu
mangelnder Bewegung und auch zu Haltungsschä-
den. Hochwichtig ist für junge Menschen das Trai-
nieren der Koordination und des Gleichgewichts.
13,3 Prozent der Kinder im Land Bremen wird För-
dersport empfohlen. Sportunterricht darf aber nicht
nur auf Leistung ausgerichtet werden, sondern hat
auch eine präventive Funktion, jedoch möchte ich
auf den Schulsport hier auch nicht näher eingehen.
Die grüne Fraktion hat zu diesem Thema eine Gro-
ße Anfrage und auch einen Dringlichkeitsantrag ein-
gebracht, wonach die Situation des Schulsports ver-
bessert werden soll.

Meine Damen und Herren, alle gesundheitlichen
Probleme von Kindern und Jugendlichen, die ich hier
angesprochen habe, sind auch auf Bundesebene
erkennbar. Auch da liegen keine repräsentativen
Studien  zur  Situation  der  Kindergesundheit  in
Deutschland vor, aber die Bundesregierung hat jetzt
an das Robert-Koch-Institut einen Auftrag erteilt, zu
diesem Thema eine Studie zu erstellen. Ich denke
aber, mit der Antwort auf die Große Anfrage kön-
nen wir hier in Bremen die ersten Schritte einleiten
und sind damit auf dem richtigen Weg. Ich möchte
Sie bitten, diesen Weg auch mit uns zu gehen und
deshalb auch später in der Stadtbürgerschaft die-
sen Anträgen zuzustimmen. – Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächste erhält das Wort
die Abgeordnete Frau Hammerström.

Abg. Frau Hammerström (SPD): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Frau Hoch, alles in Eh-
ren, aber das ist genau der Unterschied zwischen
der Gesundheitspolitik, wie sie sich die Grünen vor-
stellen, und dem, was die große Koalition hier in den
letzten Jahren gemacht hat. Sie sehen immer nur
das, was wir nicht haben! Sie tragen das ganze Elend

dieser Welt auf Ihren Schultern und stellen eine Gro-
ße Anfrage, in der wirklich aber auch alles inner-
halb der Gesundheitspolitik hineingebracht wurde.
Es ist eine große Seifenblase, und wenn man dann
hineinpiekt, dann kommen so ein paar Splitter. So
stelle ich mir Gesundheitspolitik in dieser Stadt nicht
vor!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Sie müssen schon sagen, was Sie auch als grüne
Gesundheitspolitikerin hier für Lösungen anbieten,
und nicht nur immer sagen, alles ist schlecht, und
dieses ganze Elend dieser Welt tragen wir – –. Sa-
gen Sie, was wir besser machen können, und dann
können wir uns doch daran einmal abarbeiten!

Neue Lebensstile, verändertes Freizeitverhalten,
chronische Erkrankungen, Unfälle, Verhaltensauf-
fälligkeiten, Allergien, Gesundheitsgefährdungen,
Kinderkrankheiten, Atemwegserkrankungen, alles
wird in einen Topf geworfen. Dann fordern Sie, ich
zitiere: „Dies alles erfordert von der Politik, den ge-
setzgeberischen Maßstab für die Bewertung von Ge-
sundheit und Umweltbelastung am kindlichen“ Or-
gas – –.

(Heiterkeit)

„Organismus zu orientieren“!

Das war falsch! Sie dürfen sich ja gleich noch ein-
mal melden! Aber, Frau Hoch, das ist zu kurz ge-
griffen! Zur Gesundheitspolitik gehört auch ein Stück
Verantwortung dazu, Verantwortung des Einzelnen,
Verantwortung von Eltern. Man kann nicht immer
nur nach Vater Staat rufen und hier sagen, nun wer-
de einmal tätig!

(Beifall bei der CDU)

Sie haben aber positiv auch erwähnt, dass die
Antwort umfassend und erschöpfend ist. Sie war
sogar so erschöpfend, Frau Senatorin, ich hatte ge-
hört, einige Senatskollegen haben sich darüber mo-
kiert, dass sie so erschöpfend war, nach dem Motto,
Sie haben wohl sonst nichts zu tun. Aber das nur
nebenbei! Wenn wir es richtig hätten wissenschaft-
lich machen wollen, dann hätten wir einen Jugend-
gesundheitsbericht fordern können, dann hätten wir
die validen Daten, aber das war nicht Auftrag die-
ser Großen Anfrage.

Es sind viele positive Sachen zusammengeschrie-
ben. Was meines Erachtens fehlt – aber da sind wir
auch gefordert, wir als Gesundheitspolitiker alle ge-
meinsam –, dies jetzt einmal zusammenzuschreiben,
einmal zu überlegen, wo wir Unter-, Fehl- oder Über-
versorgung haben. In dieser Stadt geschieht gerade
im Selbsthilfebereich sehr viel, die Krankenkassen,
die Kammern, Psychologen, Ärzte, Krankenhäuser,
alle machen etwas. Wir sollten dann vielleicht ein-
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mal organisieren, das zusammenzutragen und dann
zu benennen, wo es Unterversorgung, Fehlversor-
gung und auch Überversorgung gibt.

Die Sozialdemokraten werden sich dieser Aufga-
be in den nächsten Monaten stellen. Wir wollen das
aber nicht mit diesem Rundumschlag, dass wir alles
zusammenpacken, sondern wir wollen es explizit an
zwei Sachen einmal versuchen, nämlich am Thema
Bewegung – Sie haben es auch angesprochen, man-
gelnde  Bewegung,  zum  Schulsport  haben  wir  ja
nachher noch Ihre Große Anfrage – und am Thema
Ernährung. Deshalb haben wir auch ganz gern Ih-
ren Antrag in Teilen mitgemacht.

(Vizepräsident D r .  K u h n  übernimmt
den Vorsitz.)

Ich möchte aber einmal auf einen Aspekt einge-
hen, nämlich eben nicht immer Forderungen an das
staatliche Gesundheitswesen zu stellen! Vom ersten
Lebensjahr an sterben mehr Kinder an den Folgen
von Unfällen als an Krebs und Infektionskrankhei-
ten insgesamt. Das lassen Sie sich einmal auf der
Zunge zergehen! Da sind wir gefordert. Sie können
mit dem Kopf schütteln, es ist so! Es sterben mehr
Kinder an Unfällen, im Haushalt, im Verkehr, als
überhaupt an Infektionskrankheiten und an Krebs
gemeinsam.

Hier sollten wir anfangen, präventiv zu wirken.
Wenn Sie das Wort Prävention hier ansprechen: beim
Säugling Stürze vom Wickeltisch, aus der Trageta-
sche, im Auto – wenn ich manchmal sehe, wie man-
che Eltern ihre Kinder im Auto in Kindersitzen an-
geschnallt haben –,

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Stürze aus dem Fenster, Balkonstürze! Das zu ver-
hindern ist Prävention, an die wir auch einmal her-
angehen müssen. Es gibt ein schönes Informations-
blatt unter www.kindersicherheit.de, das ich jedem
Elternteil oder Großelternteil wärmstens empfehlen
kann! Hier müssen wir mehr Öffentlichkeitsarbeit
machen.

Loben möchte ich die Aktionen der Polizei und
vom ADAC, die sie machen, wenn die Schule be-
ginnt. Das sind öffentlichkeitswirksame Maßnah-
men, bei denen man sagen kann, Autofahrer aufge-
passt, Kinder sind da! Das ist Prävention, die uns
hilft, Unfälle und Krankheiten zu vermeiden.

Über Essstörungen hatten wir hier schon einmal
gesprochen, Sie haben das auch eben angesprochen,
Über- und Fehlernährung. Aber auch da kann man
nicht sagen, wir brauchen jetzt in Krankenhäusern
mehr Therapieangebote für adipöse Kinder, auch
hier sind das Elternhaus und die Schule gefordert.

(Beifall bei der CDU)

Vernünftiges gesundes Essen – das steht ja auch
in unserem gemeinsamen Antrag, insofern haben wir
es gern auch mitgemacht –, da müssen wir anset-
zen! Wir können nicht sagen, erst wenn der Sech-
zehnjährige dick und fett ist, dann machen wir et-
was. Ich kann ein schönes Beispiel aus Bremen-Nord
nennen, die Kinderklinik in Bremen-Nord beschäf-
tigt sich sehr intensiv mit diesem Thema, sie hat ein
über mehrere Jahre laufendes Therapie- und Schu-
lungsangebot für adipöse Kinder gemeinsam mit den
Eltern. Ich möchte hier auch noch einmal lobend die
AOK und den Lüssumer Turnverein erwähnen, die
gemeinsam mit der Kinderklinik dieses Programm
machen.

Dazu gehört aber auch, dass Kinder lernen zu ko-
chen, Essen muss Spaß machen, sie müssen Freude
daran haben, Essen kann lustvoll sein, und insofern
kann ich jetzt auch fast zum Schluss meiner Rede
kommen. Ich glaube, Sie warten alle auf das lust-
volle Ereignis gleich beim Mittagessen. Notfalls mel-
de ich mich noch einmal. – Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Meine Kollegin
Frau Hammerström hat es ja auch schon angespro-
chen: Die Fülle der Fragen durch die gesamte Pa-
lette und die langen Antworten machen es mir lei-
der nicht möglich, das Thema Gesundheit von Kin-
dern und Jugendlichen in der ihnen zustehenden
Breite und Tiefe zu diskutieren. Ich werde mich da-
her auf einige wenige Punkte beschränken, und zwar
auf die positiven Punkte, Frau Hoch, weil ich mir
schon irgendwie gedacht habe, dass Sie das Elend
der Welt wieder durch dieses Haus tragen und das,
was sich bei der Gesundheit von Kindern und Ju-
gendlichen wirklich positiv entwickelt hat, einfach
ausblenden. Deshalb werde ich mich auf das Positi-
ve beschränken. Ich glaube, das wird den Eltern gut
tun und auch ein Stück der Ängste nehmen, die von
Ihnen hier ja relativ blind geschürt worden sind.

Also machen wir es heute einmal positiv! Positiv
möchte ich als Erstes hervorheben, dass die Teilnah-
me an den Früherkennungsmaßnahmen bei Kindern
kontinuierlich steigt und in einigen Bereichen Spit-
zenwerte von über 90 Prozent erreicht. Die Vorsor-
geuntersuchungen haben eine sehr hohe Qualität,
und das ist eben die denkbar beste Voraussetzung,
dass sie von den Eltern für ihre Kinder auch gern
und umfangreich genutzt werden.

Wenn wir jetzt in Bremen und Bremerhaven auch
endlich das flächendeckende Neugeborenen-Scree-
ning einführen und die Kassen die Kostenzusagen
erteilen würden, wäre in diesem Bereich auch die
letzte ganz wichtige Hürde genommen, die für die
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Gesundheit der Kinder und Jugendlichen eigentlich
noch dringend geschaffen werden musste. Sie vom
Bündnis 90/Die Grünen haben leider nicht danach
gefragt, obwohl das an dieser Stelle nach Meinung
der CDU besonders wichtig gewesen wäre.

 Ebenfalls positiv ist die Aussage des Senats über
die  sehr  gute  regional  bezogene  Versorgung  bei
chronischen Erkrankungen. In Bremerhaven ist es
das Krankenhaus am Bürgerpark, in Bremen sind
es die Kliniken Links der Weser, Bremen-Nord und
Sankt-Jürgen-Straße. Eine derart gute Versorgung
der kurzen Wege sucht in anderen Bundesländern
seinesgleichen. Darauf können wir stolz sein.

(Beifall bei der CDU)

Das Land Bremen hat hier eine Spitzenposition.
Ich hoffe, wir können sie auch halten, wenn erst ein-
mal die Fallpauschalen der rotgrünen Bundesregie-
rung, kurz DRG‘s, die Kostenstruktur ganz deutlich
verändern werden. Das diskutieren wir dann im Jahr
2004. Heute können wir noch keine Aussagen dazu
machen. Es gibt nur die beunruhigenden Hinweise
mehrerer  Studien,  dass  100 000  Klinikbetten  in
Deutschland ersatzlos entfallen werden. Wir, die
CDU-Fraktion, werden sehr darauf achten, dass dies
nicht zum Nachteil der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen geschieht, das ist schon einmal klar.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, nun zu den Fragen der
Fehlernährung  und  Überernährung  bei  Kindern!
Dort gibt es auch erst einmal eine positive Nach-
richt, die Sie von den Grünen anscheinend gar nicht
bemerkt haben, und zwar meinen wir die Aktions-
wochen „Fünf Mal am Tag“ der Bremer Krebsge-
sellschaft. Dort werden 12 000 Kinder in den kom-
menden Wochen mit gesunder und abwechslungs-
reicher Ernährung in den Kindertagesheimen be-
kannt gemacht. Außerdem werden Kochkurse für
Eltern angeboten. Es nützt herzlich wenig, wenn die
Kinder über die gesunde Ernährung recht umfang-
reich und gut informiert sind und die Eltern weiter-
hin das Essen zu viel, zu fett und zu süß auf den
Tisch des Hauses bringen.

Für  die  CDU-Fraktion  danke  ich  der  Bremer
Krebsgesellschaft an dieser Stelle ganz besonders,
die sich diesem wichtigen Thema widmet und in ei-
ner breit angelegten Kampagne Eltern und Kinder
aufklärt und vor allen Dingen mit viel Freude und
Spaß auf ein abwechslungsreiches und gesundes Es-
sen hinweist, denn ohne Spaß wird es nicht gehen.

(Beifall bei der CDU)

Die Aussage, dass Kinder immer häufiger falsch
ernährt werden, Übergewicht und ein eklatanter Be-
wegungsmangel registriert werden, was dann wie-

der zu Haltungsschäden führt, ist allerdings bedenk-
lich. Hier gibt es dann zwei gute Möglichkeiten, die
ich auch benennen möchte: erstens, die vielfältigen
Selbsthilfegruppen mit dem dort versammelten eh-
renamtlichen Engagement zu stärken und, zweitens,
Eltern und Kinder immer wieder auf die hervorra-
gende Arbeit der Bremer und Bremerhavener Sport-
vereine hinzuweisen. Meine beiden Vorrednerinnen
haben ganz viel über Ernährung gesagt, darin steht
aber auch etwas über Bewegung. Bewegung macht
man in den Sportvereinen. Die Arbeit, die in den
Selbsthilfegruppen  und  vor  allen  Dingen  in  den
Sportvereinen geleistet wird, kann in diesem Zusam-
menhang gar nicht hoch genug bewertet werden.
Wir, die CDU-Fraktion, wollen das nicht nur erhal-
ten, sondern auch ausbauen, deshalb haben wir das
hier noch einmal in diese Debatte eingefügt!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Sportvereine bie-
ten vom Babyalter bis in die dritte Lebensphase den
Menschen in Bremen und Bremerhaven eine viel-
fältige und abwechslungsreiche Palette, die Freude
macht, Menschen zusammenführt und für ganz we-
nig Geld mit viel ehrenamtlichem Einsatz eine prä-
ventive Gesundheitsförderung betreibt und anbie-
tet, die ihresgleichen sucht. Hierauf sind wir auch
stolz.

Meine Damen und Herren, dafür muss man aller-
dings dahin gehen, den Computer zur Seite schie-
ben, das kuschelige Sofa verlassen und das Fern-
sehgerät abstellen. Dies bleibt selbstverständlich
weiterhin die ganz persönliche Entscheidung von
Eltern und Kindern. Wir, die Politik gemeinsam mit
Sportvereinen und Selbsthilfegruppen, können nur
appellieren: Nehmen Sie bitte die tollen Angebote
wahr, haben Sie Spaß und Freude am Sport, bleiben
Sie gesund, und bleiben Sie fit! – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Als Nächste erhält das
Wort die Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Mit der Großen Anfrage meiner Fraktion
wollten wir jetzt die Welt nicht schlecht machen,
sondern es ging uns einfach darum, eine valide Da-
tenbasis zu bekommen und das Thema Kinderge-
sundheit verstärkt in den Mittelpunkt des politischen
Handelns zu rücken.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Schließlich waren es ja die europäischen Gesund-
heits- und Sozialminister, die sich im Jahr 1999 zu-
sammengesetzt und gesagt haben, das Thema „Um-
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welt und Gesundheit“ möchten wir jetzt verstärkt
politisch bearbeiten, und das Thema „Kindergesund-
heit“ verlangt nach nationalen Aktionsplänen. Es
wurde, wie wir von der Sozialdeputationsreise aus
England ja wissen, eine „Agenda for Action“ ver-
abschiedet.  Die  Länder,  die  Bundesrepublik  und
auch die Bundesländer, sind aufgefordert, sich an
einem bundesweiten Programm „Umwelt und Ge-
sundheit“ zu beteiligen.

Die Große Anfrage der grünen Bürgerschaftsfrak-
tion thematisiert auch die Frage nach dem Zusam-
menhang zwischen Gesundheit und sozialer Lage
bei Kindern und Jugendlichen. Wirkt sich die sozia-
le Situation der Familien auf die Gesundheit der Kin-
der und Jugendlichen aus? Das hat uns interessiert.
Beeinflusst Armut den Gesundheitszustand der Kin-
der? Ich muss sagen, nach dem Lesen der Großen
Anfrage lautet meine Antwort, auch die Antwort
meiner Fraktion: Ja! Wenn Kinder in schlechteren
sozialen Situationen leben, haben sie einen deutlich
schlechteren Gesundheitszustand. Dieser Zusam-
menhang wurde bisher viel zu sehr vernachlässigt,
das müssen wir ändern!

Wir sind politisch aufgefordert, das im Landtag zu
thematisieren und nicht nur an die Bevölkerung zu
appellieren. Es ist ja richtig, wenn Sie sagen, Eltern
stehen in der Verantwortung, das ist ein sehr wich-
tiger Ansatz. Es wird auch in der Antwort auf die
Große Anfrage immer wieder darauf hingewiesen,
dass viele Dinge, gerade Ernährung mit Erziehung,
zusammenhängen, aber es gibt Faktoren, die Eltern
nicht beeinflussen können. Ich werde gleich noch
einmal explizit am Thema „Arbeitslosigkeit“ darauf
eingehen, was eigentlich der größte psychosoziale
Stressor für Familien ist, der auch bei den Kindern
deutlich gespürt wird und die Gesundheit folglich
beeinträchtigt.

Wir können es nicht hinnehmen, dass Kinder aus
sozial benachteiligten Familien kränker sind als Kin-
der aus guter sozialer Lage. Wir können es nicht hin-
nehmen, dass Kinder mit einem Handikap starten
und damit benachteiligt sind. Ich denke auch, dass
die Senatorin das erkannt hat. Diese Aktion „Fünf
Mal am Tag“, Frau Dreyer hat es angesprochen, ge-
sunde Ernährung im Kindergarten, ist ein guter An-
satz. Das hat nicht nur die Deutsche Krebsgesell-
schaft allein in die Wege geleitet, von mir wurde auch
registriert, dass die Senatorin dieses Thema verstärkt
in die Kindergärten holt.

Wir haben den Senat gefragt: Welche Unterschie-
de im Gesundheitszustand der Kinder und Jugend-
lichen gibt es zwischen den Stadtteilen in Bremen
und Bremerhaven? Wie erklärt der Senat diese Un-
terschiede? Die Antwort des Senats auf die Große
Anfrage sagt unmissverständlich, dass der Gesund-
heitszustand der Kinder auch von der sozialen Lage
der Familien beeinflusst werden kann. Je geringer
der Sozialstatus desto höher ist bereits im Vorschul-
alter die Häufigkeit zu erkranken. Hier wurde das

Thema Adipositas, also Übergewicht oder Fettlei-
bigkeit, angesprochen. Das zeigt für Bremen eine
vorliegende Sozialraumanalyse, die allerdings nicht
an die Große Anfrage geheftet war.

Für Bremerhaven gibt es leider derartige Unter-
suchungen nicht, das würden wir uns für die Zu-
kunft wünschen. Wir werden das Thema auch in die
Stadtverordnetenversammlung in Bremerhaven ein-
bringen. Frau Tuczek, ich höre schon Ihre Äußerun-
gen! Das ist uns auch wichtig gewesen, wir werden
uns dort auch noch mit unseren Kolleginnen und
Kollegen zusammensetzen.

Der Gesundheitszustand der Kinder und Jugend-
lichen in Bremen unterscheidet sich nach Stadttei-
len. Da, denke ich, sind wir politisch aufgefordert,
in der Kinder- und Jugendpolitik und in der Sozial-
politik zu sehen, welche Stadtteile besonders be-
nachteiligt sind und welche Einrichtungen wir ver-
stärkt in den Blickpunkt nehmen müssen. Kinder aus
sozial benachteiligten Wohnquartieren weisen hö-
here Gesundheitsrisiken auf, nehmen in geringerem
Umfang an Krankheitsfrüherkennungsmaßnahmen
teil, sind schlechter geimpft und erkranken dadurch
auch häufiger. Ich denke, das sind Erkenntnisse, die
man sich noch einmal bewusst machen soll.

Wir fragten auch: Welche Erkenntnisse hat der
Senat zur gesundheitlichen Situation der in Armut
aufwachsenden Kinder und Jugendlichen im Ver-
gleich zu den nicht in Armut lebenden Kindern und
Jugendlichen? Dabei kam heraus, Kinder leiden
besonders unter der Armut. Die Folgen der Armut
erstrecken sich beispielsweise auch auf die Gesund-
heit, die gerade Familien betrifft, in denen die El-
tern arbeitslos sind. Wenn die Eltern arbeitslos sind,
so stellen Forscher fest, rauchen sie auch häufiger,
trinken häufiger, und es finden zu Hause auch oft
häufiger Situationen statt, in denen Kinder mitbe-
kommen, dass das Leben nicht so einfach ist. Das
setzt Kinder unter Druck und ist ein richtiges Pro-
blem. Wie geht man damit künftig politisch um?

Es wird auch darauf hingewiesen, dass die Sterb-
lichkeit von Säuglingen nach der Geburt in gesell-
schaftlich benachteiligten Gruppen zweimal bis drei-
mal so hoch ist wie in den oberen sozialen Schich-
ten, der Unfalltod zweimal so häufig ist und auch
Krankheiten,  vor  allem  chronische  Krankheiten,
deutlicher auftreten. Das sagt auch ein Bericht aus
Niedersachsen, das nicht so weit von uns entfernt
ist.

 Besonders hervorheben möchte ich noch einmal
die Studien der AWO zur Kinderarmut, den zehnten
Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung
und den Bericht zur sozialen Lage, den ersten Ar-
mutsbericht und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung. Dort werden auch noch einmal deutlich die
Defizite der Familienpolitik aufgedeckt, der alten
Bundesregierung der CDU, CSU und FDP nicht zu
vergessen!
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Während wir vor Jahren das Phänomen hatten,
dass Armut in Deutschland eine Altersarmut war, ist
Armut mittlerweile jung geworden. Sie betrifft in er-
heblichem Ausmaße Familien mit Kindern, ist er-
schreckend angewachsen und betrifft auch sehr viele
Alleinerziehende. Inzwischen lebt in Deutschland je-
des siebte Kind unterhalb der Armutsgrenze. Wenn
wir diese Zahlen auch nicht abgefragt haben, müs-
sen wir davon ausgehen, dass auch in Bremen und
explizit in Bremerhaven die soziale Lebenssituation
von Kindern stärker thematisiert werden muss.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sehr verehrte Damen und Herren, zum Vergleich:
In Niedersachsen liegt die Armutsquote mit 11,7 Pro-
zent deutlich über dem Schnitt der westdeutschen
Bundesländer von 9,1 Prozent. Das ist die Antwort
der  niedersächsischen  Landesregierung  auf  eine
Große Anfrage zum Thema „Soziale Lebenssitua-
tion von Kindern und Jugendlichen in Niedersach-
sen“. Gerade Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit
sind kein leichtes Pflaster, und das ist für Familien
mit Kindern nicht einfach. Geld ist nicht alles, sagte
heute schon mein Kollege Mützelburg, aber ohne
Geld ist auch alles nichts. Materielle Armut ist auch
häufig mit einer unzureichenden Versorgung im so-
zialen und kulturellen Bereich verknüpft. Dadurch
sind  Kinder  auch  in  ihren  Entwicklungschancen
massiv benachteiligt.

Ich will jetzt gar nicht in einen Wettstreit mit Ih-
nen über die besten familienpolitischen Strategien
auf Bundesebene treten. Mir geht es auch darum,
dass wir hier auf Landesebene Maßnahmen ergrei-
fen und dieses Thema in das Zentrum unseres poli-
tischen Handelns holen. Daraus leite ich ab, dass
wir  gezielte  ressortübergreifende  Programme  der
Jugendhilfe, der Schulpolitik, der Sozial- und Ge-
sundheitspolitik und der Wohnungspolitik brauchen.
Das Thema „Bewegungsmangel“ hängt auch ganz
stark mit der Stadtentwicklung und der Verkehrs-
planung in der Stadt zusammen. Das ist von der gro-
ßen Koalition bisher noch nicht so thematisiert wor-
den. Ich denke, damit müssen wir uns auch im Land-
tag stärker auseinander setzen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Eine besondere Bedeutung kommt den Kinderta-
gesstätten und den Schulen zu. Dort, finde ich, muss
alles daran gesetzt werden, um nicht gar eine ge-
sundheitliche Kluft entstehen zu lassen. Der Sozial-
pädiatrische Dienst des Gesundheitsamtes weist da-
rauf hin, dass derzeit nicht alle Kinder von notwen-
digen Förderangeboten im Gesundheitsbereich er-
reicht werden können, da diese außerhalb der Re-
gelangebote stattfinden. In Bremen besuchen fast
alle Kinder, etwas mehr als 97 Prozent, die Kinder-
tageseinrichtungen. Förderangebote, meine Damen

und Herren, müssen in den Kindergärten als Regel-
angebote stattfinden,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

erstens sind sie dann wirkungsvoller, weil Kinder am
besten auch voneinander lernen, auch durch Zuse-
hen, zweitens unterstützen sie die Familien wir-
kungsvoll, weil man dann nicht extra durch die ganze
Stadt zum Beispiel zum Logopäden reisen muss. Es
ist nämlich oft ein schwieriges Geschäft, das alles
unter einen Hut zu bringen, zumal wenn man nicht
nur ein Kind hat, sondern gleich mehrere Kinder.
Ich denke auch, dass wir uns über einen Ausbau der
bisherigen Angebote von Kinderärzten unterhalten
müssen.

Wir haben eine große Resonanz auf die Große An-
frage bekommen, das möchte ich an dieser Stelle
auch noch einmal sagen. Wir sind von vielen Kin-
derärzten  angesprochen  worden,  ich  persönlich
auch, die auch noch einmal die wirklich gute Arbeit
des Gesundheitsamtes, die außerordentlich gute
Zusammenarbeit mit dem Sozialpädiatrischen Dienst
hervorgehoben haben. Mir wurde auch noch ein-
mal  ganz  deutlich,  dass  wir  zwar  eine  Angebots-
Komm-Struktur haben, wir aber auch noch mehr An-
gebote machen müssen, die für die Familien leich-
ter erreichbar sind, mit niedrigschwelligen Angebo-
ten in den Kindergärten, einer stärkeren Verzahnung
– da kommen noch einmal die Eltern ins Spiel – und
Erziehungsberatung für Eltern in den Kindertages-
stätten. Ich denke, das sind alles Bausteine, über die
wir uns noch austauschen können.

Der Weisheit letzter Schluss sind sie nicht, Frau
Dreyer, das weiß ich. Aber ich denke, die Antwort
auf die Große Anfrage der Grünen ist noch einmal
ein Einstieg, um hier im Land Bremen wirklich mehr
für die gesundheitliche Situation der Kinder und
Jugendlichen zu tun, die ja letztendlich dann auch
unsere Zukunft sind. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Das Wort erhält Frau Se-
natorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Es ist jetzt hier wieder etwas durchein-
ander gegangen zwischen Landtag und Stadtbür-
gerschaft, das lässt sich vielleicht bei so einem The-
ma auch nicht vermeiden. Wir werden das Thema
nachher in der Stadtbürgerschaft noch einmal auf-
rufen, weil es neben dem großen Rundumschlag, wie
es denn um die Gesundheit steht, dann im zweiten
Schritt auch darauf ankommt, was wir weiterentwik-
keln. Das ist dann kommunale Aufgabe, und des-
wegen ist es jetzt für Landtagsabgeordnete wahr-
scheinlich etwas schwierig, im Detail auch über Stra-
tegien und Umsetzungen zu sprechen.
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Gleichwohl möchte ich an den Anfang meiner
Ausführungen  einfach  noch  einmal  eine  Aussage
stellen, die versucht, das, was wir in der Großen An-
frage sehr ausführlich beantwortet und aufgelistet
haben, weil wir es auch als ein wichtiges Thema
sehen, zu bündeln. Das Gesamtergebnis für mich ist,
zunächst einmal festzuhalten, dass sich die Gesund-
heit von Kindern und Jugendlichen im Land Bre-
men – und wenn man eben zum Teil Debattenbei-
träge anhörte, dann konnte man daran zweifeln –
nicht grundsätzlich von anderen Ballungszentren in
Deutschland unterscheidet.

Wir haben Probleme mit Kindern und Jugendli-
chen im gesundheitlichen Bereich, aber die gibt es
in so großen Ballungszentren überall. Wir haben
aber, gerade was die Stadt Bremen angeht und auch
in Bremerhaven, Angebote, die versuchen, da mehr
zu tun, mehr für Kinder und Jugendliche zu errei-
chen, und da können wir uns durchaus bundesweit
sehen lassen mit dem, was wir machen. Deswegen
also an den Anfang diese Kernaussage und auch
noch einmal der Hinweis darauf, dass wir in diesem
Land mit präventiven Angeboten nicht so schlecht
ausgestattet sind!

(Beifall bei der SPD)

Als Kernaussage darüber hinaus dann auch noch
einmal abweichend von Ihnen, Frau Hoch, stelle ich
für mich fest, dass es keine akut alarmierenden Si-
gnale und auch keine unerkannten Defizite gibt,
wenn es um die Gesundheit von Kindern und Ju-
gendlichen im Land Bremen geht. Wir wissen, wor-
um es geht, wir haben Ihnen sehr ausführlich dar-
gestellt, was wir alles schon tun. Wir wissen aber
auch, wo es noch Defizite gibt – man kann immer
noch mehr tun. Gleichwohl, es gibt nichts, was uns
jetzt sofort in Bewegung setzen und uns völlig alar-
mieren müsste, weil es so einen akuten Handlungs-
bedarf gäbe. Da weicht meine Zusammenfassung
deutlich von Ihrer ab.

Wir müssen uns in diesem Bereich weiterentwi-
ckeln wie in allen anderen Politikbereichen auch,
weil die Anforderungen anders werden, weil sich
das Freizeitverhalten der Familien, der Kinder ver-
mutlich noch weiter verändern wird und sich das
Essverhalten zukünftig vermutlich noch weiter zum
Negativen  verändern  wird,  wenn  wir  noch  mehr
Fastfood in die Familien bekommen. Deswegen müs-
sen auch wir uns mit unseren Strategien und Ange-
boten weiterentwickeln, aber alarmierend ist das
Ganze erst einmal so nicht. Da bitte ich also auch,
die Brisanz ein wenig herauszunehmen in der Be-
wertung dessen, was wir Ihnen geantwortet haben.

Ein wichtiges Detail ist auch für mich: Die Nach-
frage und Beteiligung von Kindern an Krankheits-
früherkennungsuntersuchungen sind zufrieden stel-
lend, sie steigen deutlich an. Das ist für mich auch
ein Hinweis darauf, dass das, was wir im Moment

überlegen – die ausgezeichnete Arbeit des Gesund-
heitsamtes auch im Zusammenhang mit Kinderärz-
ten ist hier eben ja schon von Frau Stahmann betont
worden –, wie wir mehr von unseren Angeboten an
die Kinder bringen können, die es offensichtlich
wegen der sozialen Lage schlimmer trifft als andere,
indem wir nämlich sagen, die, die regelmäßig Früh-
erkennung machen, brauchen wir nun nicht auch
noch mit unseren staatlichen Instrumenten noch ein-
mal wieder durchzuchecken, sondern wir beschrän-
ken uns auf die, die diese Früherkennungsmaßnah-
men nicht wahrgenommen haben, weil ihre Eltern
das nicht wollen, nicht können oder was auch im-
mer.

Wir wollen uns da verändern, wir wollen da auch
positiv weiter vorankommen, und ich würde mich
sehr freuen, wenn Sie auch im Zuge der Haushalts-
beratungen diesen Weg dann mit unterstützen wür-
den, weil ich glaube, dass es wirklich den Kindern
zugute kommen wird, die es vielleicht dringender
brauchen als andere.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben Problembereiche, keine Frage! Natür-
lich gibt es einen Zusammenhang zwischen Gesund-
heitszustand und sozialen Verhältnissen. Ich sage
aber auch an dieser Stelle ganz klar, Freiheit von
wirtschaftlicher Not heißt noch nicht Gesundheit,
denn auch in Familien, wo es wirtschaftlich keine
Engpässe gibt, könnte zum großen Teil viel mehr
für die Gesundheit der Kinder und Jugendlichen
getan werden. Wir müssen da mehr tun, aber wir
erreichen natürlich – das haben Sie selbst gesagt –
die meisten dieser Kinder in unseren Kindertages-
einrichtungen der von uns finanzierten Träger. Wir
haben da eine gute Chance.

In dem Zusammenhang hat natürlich ein Projekt
wie diese Aktion „Fünf Mal am Tag“ eine ganz be-
sondere Bedeutung. Es sind über 100 Kindertages-
einrichtungen an dieser Maßnahme beteiligt. Ich sa-
ge noch einmal ausdrücklich: Dies ist keine Aktion
für 14 Tage, sondern es ist eine Aktion, die uns noch
einmal in die Öffentlichkeit bringt, die versucht, ein
Bewusstsein zu schaffen für die Probleme von Fehl-
ernährung und was man vielleicht besser machen
könnte. Wir bieten in unseren Kindertageseinrich-
tungen aber seit vielen Jahren gemeinsam mit dem
BIPS eine Ernährung an, die den Kindern gerecht
wird, die ihnen schmeckt, die aber trotzdem gesund
ist.

(Beifall bei der SPD)

Dies ist nur aus einem Programm herausgegrif-
fen, das seit vielen Jahren mit großem Erfolg läuft,
womit wir nicht nur den Kindern gute Ernährung
bieten, sondern auch den Eltern Anhaltspunkte ge-
ben, wie sie sich zu Hause in ihrem Verhalten ver-
ändern könnten. Wir wissen alle, dass viele unserer
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Kinder Gemüse kaum noch kennen. Brokkoli hal-
ten sie für Bäume, weil sie das zu Hause einfach nicht
mehr serviert bekommen, es wird dort nicht mehr
zubereitet. Das muss uns zu denken geben. Da kön-
nen wir aus staatlicher Sicht vieles anstoßen, vieles
in unseren Einrichtungen besser machen, aber letzt-
lich können wir den ganz häuslichen, privaten Be-
reich nur bedingt erreichen. Das muss uns Sorge
machen,  da  müssen  wir  alle  in  unserem  Umfeld
wahrscheinlich auch selbst  Informationsarbeit leis-
ten. Das kann der Staat allein überhaupt nicht leis-
ten, wenn sich solche Entwicklungen in der Gesell-
schaft auftun.

Wir  haben  natürlich  leider  eine  Zunahme  an
Sprachentwicklungsstörungen, wir haben motorische
Auffälligkeiten, Bewegungsmangel, Über- und Fehl-
ernährung  und  Verhaltensauffälligkeiten.  All  das
nimmt zu, stellen wir in unseren Kindertageseinrich-
tungen fest. Gleichzeitig haben wir aber natürlich
auch die Förderinstrumentarien ausgebaut. Wir ha-
ben weit über 1000 Kinder, die regelmäßig in unse-
ren Kindertageseinrichtungen gefördert werden von
40 000, die eine besondere Förderung bekommen.
Die anderen bekommen sie im Rahmen der Regel-
betreuung in den Kindertageseinrichtungen. Wir tun
da also eine ganze Menge. Ich befürchte, dass wir
irgendwann an Grenzen kommen werden, wo wir
das auch nicht mehr leisten können. Das wird auch
Aufgabe von uns allen gemeinsam sein, diese Gren-
zen so weit zu verschieben, dass wir möglichst viel
leisten können.

Es gibt mir natürlich auch zu denken, dass diese
Auffälligkeiten in diesem Maße zunehmen, aber
auch da kann der Staat allein sicherlich nicht die
Abhilfe schaffen. Da bin ich Frau Hammerström sehr
dankbar für den Hinweis, dass alle, die Kinder ha-
ben, natürlich auch eine ganz besondere Verantwor-
tung dafür haben, dass diese Kinder möglichst ge-
sund und kindgerecht aufwachsen können und alle
Entwicklungschancen haben. Diese Verantwortung
müssen wir auch immer wieder benennen, bevor wir
uns an unsere eigenen Aufgaben machen, denn wir
können von staatlicher Seite wirklich nur das Extra
liefern, der normale Alltag spielt sich für die Kinder
eben doch zu Hause ab.

Wir  haben  Schäden  durch  Passivrauchen  oder
durch aktiven Alkohol- und Nikotinkonsum von Ju-
gendlichen, aber auch da leisten wir sehr viel an
Prävention. Sie wissen, wir haben das Alkoholbünd-
nis im Land gegründet, wir haben uns als erstes das
Thema Jugendliche und Alkoholismus herausge-
sucht oder Gefahren von Missbrauch von Alkohol.
Wir sind da sehr erfolgreich. Wir haben jetzt diesen
Wettbewerb gestartet, Jugendliche gebeten, sich zu
beteiligen, und wir haben da sehr viele qualitativ
sehr gute Einsendungen. Wir haben eine Website,
weil das nun einmal das Medium ist, mit dem sich
Jugendliche heute beschäftigen, wo wir über 50 000

angeklickte Kunden hatten. Das ist ein großer Er-
folg für uns, wenn eine staatliche Stelle eine solche
Website veröffentlicht, dass es eine derartige Nach-
frage gibt. Das ist durchaus nicht üblich, und des-
wegen, glaube ich, sind wir auch da auf einem rich-
tigen Weg, auch mit den Plakaten und mit den Me-
dien, die wir sonst benutzt haben und die die Ju-
gendlichen offensichtlich sehr gut erreicht haben.

Wir haben natürlich nicht nur das gemacht, was
Sie in den Antworten lesen, sondern wir richten uns
auch aus auf die Zukunft. Wir haben – beispielhaft
will ich das hier nennen – natürlich zukunftsorien-
tiert auch Aktivitäten geplant, zum Beispiel zum
Thema Unfallprävention. Gerade da haben wir vor
kurzem einen Aktionstag gemeinsam mit der Ver-
kehrswacht, ADAC und vielen anderen Beteiligten
gehabt, auch die Polizei war dabei, bei dem ich die
Schirmherrschaft hatte und wo hier genau richtig
festgestellt wurde, dass besondere Gefahren für Kin-
der nämlich da lauern, wo sie eigentlich ganz behü-
tet sind, bei ihren Eltern oder Großeltern, bei Ver-
wandten oder Nachbarn im Auto mitgenommen. Da
lauern die allergrößten Gefahren, weil es da die
höchsten Zahlen an verletzten und leider auch to-
ten Kindern gibt. Auch da müssen wir uns vielleicht
alle an die Nase fassen und auch Vorbild sein, da-
mit sich letztlich in den Köpfen festsetzt, dass man
Kinder im Straßenverkehr auch sicher transportie-
ren muss.

Wir machen Impfaktionen, wir machen Zahnpro-
phylaxe, Aktionen für gesunde Ernährung und ge-
gen Bewegungsmangel. Wir haben einen Gesund-
heitswegweiser für Migrantinnen und Migranten ge-
plant, der bis zum Frühjahr 2002 fertig gestellt sein
soll. Wir haben im Rahmen der Gesundheitsminis-
terkonferenz im Juni dieses Jahres hier in Bremen,
die unter meinem Vorsitz stattfand, eine Länderin-
itiative auf den Weg gebracht, die die Etablierung
wirksamer  gesundheitlicher  Präventionsstrategien
vor allem für sozial benachteiligte Schichten in der
Bevölkerung initiieren will, davon können dann na-
türlich vorrangig Kinder und Jugendliche profitie-
ren. Wir fördern sehr umfangreich Selbsthilfegrup-
pen in diesem Land. Wir unterstützen eine Initiative
zur Früherkennung von Hörstörungen, und wir ha-
ben nicht zuletzt diese Aufklärungskampagne, auf
die ich eben schon zu sprechen kam, zum Thema
Alkohol gemacht. Wir sind auch dem Wege, wir ent-
wickeln  uns  ständig  weiter,  und  ich  wäre  Ihnen
dankbar, wenn Sie uns dann auch im Rahmen der
haushaltsmäßigen  Begleitung  dabei  weiter  unter-
stützen würden. – Danke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizepräsident Dr. Kuhn: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.
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Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/765, auf die Große
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kennt-
nis.

Meine Damen und Herren, ich schließe die Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) und setze den Beginn der
Sitzung der Stadtbürgerschaft auf 15.15 Uhr fest.

(Schluss der Sitzung 13.41 Uhr)
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